Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5171 


12. 03.. 86 


Sachgebiet 22 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Daweke, Graf von Waldburg-Zeil, 
Dr. Hornhues, Dr. Stercken, Frau Rönsch, Frau Dr. Wisniewski, Rossmanith, 
Schemken, Frau Hoffmann (Soltau), Frau Geiger, Lowack und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Neuhausen, Dr.-Ing. 
Laermann, Kohn, Dr. Rumpf, Frau Seller-Albring, Frau Dr. Hamm-Brücher, 

Dr. Hirsch, Baum, Frau Dr. Segall, Dr. Haussmann, Schäfer (Mainz) und der 
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Situation und Perspektiven des Studiums ausländischer Studierender in der 
Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
— Kab/Parl/IV A4 — 01 03-2-27/85 — hat mit Schrei- 
ben vom 12, März 1986 namens der Bundesregie- 
rung die Große Anfrage wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Das Studium von Ausländern in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist — ebenso wie das Studium 
deutscher Studenten im Ausland, der Wissenschaft- 
leraustausch und die internationale Zusammenar- 
beit der Hochschulen — wesentliches Element der 
internationalen Hochschulbeziehungen und Aus- 
druck der Weltoffenheit des deutschen Hochschul- 
systems. Studium und berufliche Aus- und Fortbil- 
dung von Ausländern in der Bundesrepublik 
Deutschland tragen in hohem Maße zur internatio- 
nalen Verständigung und auch Verbreitung der 
deutschen Kultur und Sprache bei. Sie sind für die 
gesamten Außenbeziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland von außerordentlicher Bedeutung. Ein 
verstärkter studentischer Austausch innerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
entspricht den integrationspolitischen Zielsetzun- 


gen der Bundesregierung und fördert das weitere 
Zusammenwachsen der Völker Europas. Die Bun- 
desregierung verfolgt gemeinsam mit den Ländern 
das hochschulpolitische Ziel, das Studium von Aus- 
ländern in der Bundesrepublik Deutschland nach- 
haltig zu fördern. Es ist daher notwendig, für Rah- 
menbedingungen zu sorgen, die erfolgreiche Stu- 
dien- und Forschungsaufenthalte einer angemesse- 
nen Zahl von Ausländern in der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleisten. Dazu gehören geeig- 
nete Studienangebote und dem Aufenthaltszweck 
angemessene Zulassungs- und ausländerrechtliche 
Regelungen. 

Aus entwicklungspolitischer Sicht steht die Förde- 
rung des Auf- und Ausbaus von Hochschulen in den 
Entwicklungsländern selbst und die Förderung des 
sur place-Studiums im Vordergrund; im Hinblick 
auf die in den Entwicklungsländern z. T. noch feh- 
lende Infrastruktur haben aber geeignete Studien- 
angebote und die Förderung von Studienaufenthal- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland nach wie 
vor eine wichtige ergänzende Funktion. Um die mit 
dem Ausländerstudium verbundenen entwicklungs- 
politischen Ziele zu erreichen, sind — auch im In- 
teresse der Förderung der Reintegration — u. a. stu- 
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dienbegleitende Maßnahmen und Hilfen nach Stu- 
dienabschluß notwendig. 

Auch aus hochschul- und wissenschaftspolitischen, 
aus kulturpolitischen, wirtschaftspolitischen sowie 
ideellen Gründen sollte die Bundesrepublik 
Deutschland dafür Sorge tragen, daß ausländische 
Studenten in angemessener Zahl hier mit Erfolg 
studieren. Die Bundesregierung sieht daher mit 
Sorge, daß nach den vorliegenden Daten der amtli- 
chen Statistik zwar noch nicht die Zahl der Studien- 
anfänger, wohl aber nach vorliegenden Informatio- 
nen aus den Hochschulen und Studienkollegs die 
Zahl der Bewerbungen von Ausländern besonders 
aus Entwicklungsländern seit einiger Zeit rückläu- 
fig ist. Gezielte Anstrengungen sind notwendig, um 
zu vermeiden, daß ein Sinken der Bewerbungszah- 
len auch zu einem Sinken der Zahl qualifizierter 
ausländischer Studenten führt. 

Ziel der Bundesregierung ist es, mit den ihr zur Ver- 
fügung stehenden Instrumenten und Mitteln dazu 
beizutragen, 

— den gesetzlichen Auftrag der Hochschulen, die 
internationale Zusammenarbeit im Hochschul- 
bereich und den Austausch zwischen deutschen 
und ausländischen Hochschulen zu fördern (§ 2 
Abs. 2 des Hochschulrahmengesetzes) und noch 
stärker mit Leben zu erfüllen, 

— den Austausch ausländischer und deutscher Stu- 
denten besonders innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft und neben dem kultur- und gei- 
steswissenscheiftlichen Bereich auch in den Na- 
tur- und Ingenieurwissenschaften nachhaltig zu 
fördern, 

— den mit dem Ausländerstudium verbundenen 
entwicklungspolitischen Beitrag voll zur Entfal- 
tung zu bringen. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist es vor allem erfor- 
derlich: 

— im Interesse eines erfolgreichen Studiums aus- 
ländische Studienbewerber schon in ihrem Hei- 
matland besser zu beraten und auf einen Stu- 
dienaufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vorzubereiten, 

— das vereinfachte Sichtvermerksverfahren für 
Studienbewerber auf Dauer beizubehalten und 
durch geeignete Maßnahmen die Verwaltungs- 
abläufe und -erfordernisse bei der Zulassung 
ausländischer Studienbewerber zu Hochschulen 
und Studienkollegs und beim Sichtvermerksver- 
fahren noch enger miteinander zu koordinie- 
ren, 

— das Instrumentarium zur Förderung des Auslän- 
derstudiums und ausländischer Studenten im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten weiterzu- 
entwickeln, 

— auf eine Umgestaltung der Regelungen der Zu- 
lassung von ausländischen Studienbewerbern 
hinzuwirken mit dem Ziel, die Zulassungschan- 
cen von Ausländern, die ihre Hochschulzugangs- 
berechtigung im Ausland erworben haben, zu 
wahren, 


— die Zusammenarbeit zwischen Studienkollegs 
und Hochschulen im Interesse einer Verbesse- 
rung der studienfachbezogenen Vorbereitung zu 
intensivieren, 

— Studienangebote für Graduierte sowie Teilstu- 
dienangebote unter Berücksichtigung entwick- 
lungsländerorientierter Fragestellungen weiter- 
zuentwickeln und auszubauen, 

— die studienbegleitende Betreuung und Integra- 
tion ausländischer Studenten in das neue Lern- 
umfeld an deutschen Hochschulen zu verbes- 
sern, 

— die Reintegration zu fördern und 

— die Nachbetreuung von ausländischen Stipen- 
diaten und Nichtstipendiaten auszubauen. 

Der Deutsche Bundestag hat im Haushaltsplan für 
1986 erstmals einen „Notfonds für ausländische Stu- 
denten“ eingerichtet (1986 noch als Leertitel). Die 
Bundesregierung wird diese Initiative aufgreifen, 
um Möglichkeiten einer Hilfe für unverschuldet 
und unvorhergesehen in Not geratene ausländische 
Studenten zu schaffen. Unbeschadet dessen geht 
sie weiterhin vom Grundsatz der Selbstfinanzie- 
rung des Studiums ausländischer Studenten sowie 
davon aus, daß in erster Linie die Länder und die 
Hochschulen für soziale Maßnahmen zugunsten 
ausländischer Studenten verantwortlich sind. Auch 
dürfen private Initiativen nicht durch staatliche 
Maßnahmen geschmälert werden. 

Eine besondere Aufgabe für die staatlichen Stellen 
ergibt sich durch den anhaltenden Anstieg der Zahl 
von ausländischen Studienbewerbern mit im Bun- 
desgebiet erworbener Hochschulzugangsberechti- 
gung („Bildungsinländer“). Für diesen Personen- 
kreis, der überwiegend auf Dauer in der Bundesre- 
publik Deutschland lebt, gelten besondere, auf Inte- 
gration gerichtete Zielsetzungen. 

Es bedarf insgesamt einer engen Zusammenarbeit 
der zuständigen Bundesressorts untereinander so- 
wie mit den Ländern und den Hochschulen. 

Aber auch die Wirtschaft ist aufgefordert, Aus- 
tauschmaßnahmen und Maßnahmen der Nachbe- 
treuung im Interesse partnerschaftlicher Zusam- 
menarbeit stärker zu unterstützen. 

Die Bundesregierung erkennt die Bereitschaft der 
Länder, der Hochschulen und der Hochschullehrer 
an, trotz der durch die geburtenstarken Jahrgänge 
bestehenden Belastungen ausländische Studenten 
aufzunehmen und in ihrer wissenschaftlichen Ar- 
beit zu betreuen. Sie unterstreicht die den Hoch- 
schulen vom Bundesgesetzgeber übertragene Ver- 
antwortung, die besonderen Bedürfnisse ausländi- 
scher Studenten zu berücksichtigen. Sie wird im 
Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen und haus- 
haltsmäßigen Möglichkeiten die Hochschulen hier- 
bei unterstützen. 

Internationale Wissenschaftspolitik, kultureUe Au- 
ßenpolitik und Entwicklungspolitik müssen sich 
von den Prinzipien der Partnerschaft und Zusam- 
menarbeit leiten lassen. Diese sind nicht nur für die 
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Aufnahme und Betreuung ausländischer Studieren- 
der in den Hochschulen selbst von Bedeutung, son- 
dern eine wichtige Grundlage für die internationale 
Verständigung und die Weiterentwicklung der poli- 
tischen, kulturellen und wirtschaftlichen Beziehun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland zu anderen 
Staaten. 


1. Wie hat sich die Zahl der ausländischen Studen- 
ten und Studienanfänger (Ausländer, Ausländer 
mit deutscher Hochschulzugangsberechtigung, 
EG-Ausländer) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich Berlin und ihr Anteil an der 
Gesamtzahl der Studenten/Studienanfänger in 
den zurückliegenden Jahren, differenziert nach 
Nationalität, Studiengang und Hochschultypen, 
entwickelt? 

a) Die Entwicklung der Zahl ausländischer Studen- 
ten und Studienanfänger in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) ergibt 
sich aus Tabelle 1. Dabei ist darauf hinzuweisen, 
daß bei der statistischen Erfassung in der Regel 
nicht unterschieden wird, ob sich der Ausländer 
auf Dauer oder nur vorübergehend zu Studien- 
zwecken in der Bundesrepublik Deutschland 
aufhält. 

Nach den vorliegenden Daten begannen im Stu- 
dienjahr 1983/84 15 130 Ausländer ein Studium 
an einer Hochschule in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Zahl der ausländischen Stu- 
denten betrug im Wintersemester 1983/84 69 619; 
sie ist nach vorläufigen Angaben im Winterse- 
mester 1984/85 auf nahezu 72 000 gestiegen. Die 
Entwicklung zeigt, daß die Zahl der ausländi- 
schen Studienanfänger insgesamt seit dem Stu- 


dienjahr 1981/82 stagniert, während die Zahl der 
ausländischen Studenten insgesamt weiter zuge- 
nommen hat. 

Im Jahre 1983 waren 6,5 % aller Studienanfänger 
in der Bundesrepublik Deutschland Ausländer. 
Der Anteil ausländischer Studenten an der Ge- 
samtzahl der Studenten betrug im Winterseme- 
ster 1983/84 5,5 % und ist, wie Tabelle 1 zeigt, in 
den vergangenen Jahren konstant geblieben. 

Die vorläufigen globalen Ergebnisse der Schnell- 
meldung des Statistischen Bundesamtes bestäti- 
gen diese Situation auch für das Studienjahr 
1985. 

Eine ähnliche Entwicklung wie für die Gesamt- 
zahl der ausländischen Studenten und Studien- 
anfänger gilt auch für die Studenten aus Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
(vgl. Tabelle 1). Die Entwicklung der Zahl der 
ausländischen Studienanfänger und Studenten 
aus den einzelnen Mitgliedstaaten der EG in den 
zurückliegenden Jahren ergibt sich aus Ta- 
belle IV, Anhang. 

Die Zahl der ausländischen Studienanfänger mit 
deutscher Hochschulzugangsberechtigung ist in 
den vergangenen Jahren gestiegen. Ihr Anteil an 
der Zahl ausländischer Studienanfänger insge- 
samt betrug im Studienjahr 1983 33,5 % (vgl. 
dazu auch die Antwort auf Frage 7 und Tabel- 
le VI a, Anhang). 

Die Zahl der ausländischen Studenten mit stän- 
digem, d. h. nicht studienbedingtem Wohnsitz im 
Bundesgebiet, ist seit dem Wintersemester 
1977/78 von 14 634 auf 25 291 im Wintersemester 
1983/84 gestiegen, ihr Anteil an der Gesamtzahl 
ausländischer Studenten hat sich somit von 28 % 


Tabelle 1 


Entwicklung der Zahl der ausländischen Studienanfänger und Studenten 
an den Hochschulen im Bundesgebiet 


Studienjahr^) 

bzw. 

Wintersemester 

Insgesamt 

darunter aus 
EG-Ländern^) 

Studenten 

Studien- 

anfänger 

Studenten 

Studien- 

anfänger 

Anzahl 

in %^) 

Anzahl 

1976 

48 599 

5,5 

10 726 

10 385 

2 769 

1977 

49 808 

5.5 

10 976 

10 793 

2 915 

1978 

51 528 

5,5 

11243 

11234 

3 003 

1979 

53 486 

5,5 

11 556 

12 035 

3 382 

1980 

57 713 

5,6 

13 210 

13 171 

3 581 

1981 

62 464 

5,6 

15 089 

14 214 

3 985 

1982 

66 435 

5,5 

15 497 

15 068 

4 089 

1983 

69 619 

5,5 

15130 

15 663 

3 934 


1) Studienjahr beinhaltet jeweils Studienanfänger des Sommersemesters und des folgenden Wintersemesters. 

2) Da Stand 1983, hier und im folgenden noch ohne Spanien und Portugal. 

^) Anteil ausländischer Studenten an der Gesamtzahl der Studenten im Wintersemester. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Individualbefragung) 
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auf 36,3 % erhöht (vgl. Tabelle VI b, Anhang). Von 
den quantitativ bedeutenden Herkunftsländern 
mit einem hohen Anteil von Studenten mit stän- 
digem Wohnsitz im Bundesgebiet sind insbeson- 
dere die Niederlande (79,3 %), Österreich (70,3 %), 
Spanien (67 %), Jugoslawien (62,5 %), Italien 
(58,3 %) und die Türkei (40,3 %) hervorzuheben; 
unter den Entwicklungsländern sind besonders 
Äthiopien (48,5 %), Chile (49,8 %) und Vietnam 
(57,6 %) zu erwähnen. Auch von den Studenten 
aus den USA haben fast 40 % einen ständigen 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland. 

b) Die Verteilung der ausländischen Studenten 
nach Fächergruppen in den Wintersemestern 
1978/79, 1981/82 und 1983/84 ergibt sich aus Ta- 
belle 2. 

In den Numerus-clausus-Studiengängen Medi- 
zin, Zahnmedizin, Tiermedizin, Pharmazie und 
Psychologie wurden im Wintersemester 1985/86 
insgesamt 796 Ausländer im Rahmen des Koor- 
dinierungsverfahrens des Deutschen Akademi- 
schen Austauschdienstes (DAAD) zur Zulassung 
durch die Hochschulen vorgeschlagen, darunter 
432 aus europäischen Staaten bzw. 145 aus Staa- 
ten der Europäischen Gemeinschaft. Der größte 
Teil dieser Bewerber kam aus Griechenland (75), 
während auf Großbritannien (12), Italien (11) 
und Frankreich (7) vergleichsweise wenig Be- 
werber entfielen (vgl. Tabelle V, Anhang). Eine 
Übersicht über die an den Hochschulen tatsäch- 
lich erfolgten Zulassungen und Einschreibungen 
besteht nicht. Die Zahl der ausländischen Stu- 
denten in den medizinischen Studiengängen 
betrug 1983 5 730; von den darin enthaltenen 
979 Studenten aus EG-Mitgliedstaaten kamen al- 
lein 574 aus Griechenland (vgl. Tabelle I, An- 
hang). 


c) Die Verteilung der ausländischen Studenten 
nach dem Land der Staatsangehörigkeit und Fä- 
chergruppen in den Wintersemestern 1978/79, 
1981/82 und 1983/84 ist in Tabelle I im Anhang 
dargestellt. 

Die Zahl der Studenten aus den Mitgliedstaaten 
der EG stieg im Betrachtungszeitraum von 11 234 
auf 15 663. Im Wintersemester 1983/84 studierten 
von ihnen 38,9 % Sprach-, Kulturwissenschaften, 
Sport, Kunst und Kunstwissenschaften und 21 % 
Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften. 
Der auf die Wirtschafts- und Gesellschaftswis- 
senschaften entfallende Anteil nahm gegenüber 
dem Wintersemester 1978/79 (17,6 %) deutlich zu, 
während der auf Sprach-, Kulturwissenschaften, 
Sport, Kunst und Kunstwissenschaften entfal- 
lende Anteil um mehr als 2%punkte (Winterse- 
mester 1978/79: 41,2 %) abnahm. Leicht gestiegen 
ist seit dem Wintersemester 1978/79 der Anteil 
der Studenten aus Ländern der EG, die Mathe- 
matik und Naturwissenschaften studieren, leicht 
gefallen dagegen der Anteil derjenigen, die Inge- 
nieurwissenschaften studieren. 

Bei der Betrachtung der Zahlen für die übrigen 
europäischen Staaten, bezogen auf das Studien- 
jahr 1983/84 fällt die hohe Zahl von Studenten 
aus der Türkei (8 783), aus Österreich (3 277) so- 
wie aus Jugoslawien (1 519), der Schweiz (1 199) 
und Spanien (1 190) auf. Von den türkischen Stu- 
denten studierten 46,1 % Ingenieurwissenschaf- 
ten, während rund ein Drittel der österreichi- 
schen und mehr als die Hälfte der Schweizer 
Studenten Sprach- und Kulturwissenschaften, 
Sport, Kunst und Kunstwissenschaften studier- 
te. 

Von den 4 120 Studenten Afrikas stellten im Win- 
tersemester 1983/84 die ägyptischen Studenten 


Tabelle 2 


Ausländische Studenten nach Fächergruppen 




Studenten im Wintersemester 


Fächergruppe 

1978/79 

1981/82 

1983/84 


Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Sprach- und Kulturwissenschaf- 
ten, Sport, Kunst und Kunstwis- 
senschaften 

15 612 

30,3 


29,6 

20 101 

28,9 

Wirtschafts- und Gesellschaftswis- 
senschaften 

7 806 

15,1 

10 737 

17,2 

12 443 

17,9 

Mathematik, Naturwissenschaften 

7 081 

13,7 

8 633 

13,8 

9 775 

14,0 

Medizinische Studiengänge 

4 863 

9,4 

5 512 

8,8 

5 730 

8,2 

Agrar-, Forst- und Ernährungswis- 
senschaften 

1296 

2,5 

1 550 

2,5 

1 747 

2,5 

Ingenieurwissenschaften 

14 664 

28,4 

17 369 

27,8 

19 676 

28,3 

Insgesamt 1) 

51 528 

100 

62 464 

100 

69 619 

100 


^) Einschließlich der Studenten, die keine Angabe zur Fächerwahl gemacht haben. 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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die größte Gruppe (744). Unter den afrikanischen 
Studenten genießen die Ingenieurwissenschaf- 
ten mit einem Anteil von 36,9 % (Wintersemester 
1983/84) nach wie vor Priorität. Der Anteil der 
Studenten aus Afrika an der Gesamtzahl auslän- 
discher Studenten ist mit 5,9 %, bei den Studien- 
anfängern mit 4,3 % relativ gering. 

Aus den USA kamen im Wintersemester 1983/84 
3 880 Studenten; dies sind 6,9 % mehr als im Win- 
tersemester 1981/82. Von ihnen studierten fast 
60 % Sprach- und Kulturwissenschaften, Sport, 
Kunst und Kunstwissenschaften, aber nur 9,6 % 
Mathematik und Naturwissenschaften. Von den 
3 088 Studenten aus Mittel- und Südamerika ka- 
men im Wintersemester 1983/84 die größten 
Gruppen aus Chile (516) und Brasilien (497). Die 
Sprach- und Kulturwissenschaften stehen bei ih- 
nen an erster Stelle. 

Von insgesamt 20 837 Studenten aus den asiati- 
schen Ländern kam im Wintersemester 1983/84 
über ein Drittel aus dem Iran (7 527); daneben 
fällt aber auch die hohe Zahl der Studenten aus 
Indonesien (2 608), der Republik Korea (1 946) 
und Japan (1 128) auf. Erheblich gestiegen gegen- 
über dem Wintersemester 1981/82 ist insbeson- 
dere die Zahl der Studenten aus der Republik 
Korea (47,5 %), aus der Volksrepublik China 
(23,8 %) und aus dem Iran (23,4 %). Deutlich zu- 
rückgegangen dagegen ist im Vergleich zum 
Wintersemester 1981/82 die Zahl der Studenten 
aus Indonesien (14,3 %), Leicht rückläufig ist in 
diesem Zeitraum u. a. auch die Zahl der japani- 
schen Studenten (6 %). 

Während im Wintersemester 1983/84 über drei 
Viertel der japanischen Studenten und mehr als 
die Hälfte der koreanischen Studenten Sprach- 


und Kulturwissenschaften, Sport, Kunst und 
Kunstwissenschaften studierten, waren etwa 
zwei Drittel der Studenten aus dem Iran und aus 
Indonesien in den Ingenieurwissenschaften, Ma- 
thematik und Naturwissenschaften eingeschrie- 
ben. 

Im Wintersemester 1983/84 kamen 44 108 Stu- 
denten aus Entwicklungsländern (einschließlich 
Griechenland, Portugal und Jugoslawien); dies 
waren 63,4 % der ausländischen Studenten insge- 
samt. Mit einem Anteil von 37,3 % studierten die 
meisten von ihnen in der Fächergruppe der Inge- 
nieurwissenschaften, Die wichtigsten Herkunfts- 
länder sind Türkei, Iran, Griechenland, Indone- 
sien und die Republik Korea. Aus Industrielän- 
dern kamen im Wintersemester 1983/84 24 604 
Studenten; ihr Anteil an der Gesamtzahl der aus- 
ländischen Studenten betrug 36,6 %. Von ihnen 
studierten 48,5 % in der Fächergruppe der 
Sprach- und Kulturwissenschaften, Sport, Kunst 
und Kunstwissenschaften. 

d) Die Verteilung der ausländischen Studenten und 
Studienanfänger auf wissenschaftliche Hoch- 
schulen und Fachhochschulen in den Winterse- 
mestern 1976/77 und 1983/84 bzw. in den Stu- 
dienjahren 1976 und 1983 ergibt sich aus Tabel- 
le 3, Danach studierten im Wintersemester 1983/ 
84 56 958 (81,8 %) der ausländischen Studenten 
an wissenschaftlichen und 12 661 (18,2 %) an 
Fachhochschulen. Gegenüber dem Winterseme- 
ster. 1976/77 ist sowohl an den wissenschaftli- 
chen als auch an den Fachhochschulen die Zahl 
der ausländischen Studenten gestiegen. Im sel- 
ben Zeitraum erhöhte sich der Anteil der auslän- 
dischen Studenten an Fachhochschulen um zwei 
Prozentpunkte bei entsprechendem Rückgang 


Tabelle 3 


Ausländische Studenten nach Hochschulart 



Studenten 




davon an 

Jahr^) 

insgesamt 

Wissenschaftlichen 

Hochschulen 

Fachhochschulen 


Studenten 

Studien- 

anfänger 

Studenten 

Studien- 

anfänger 

Studenten 

Studien- 

anfänger 


Anzahl 

1976 

48 599 

10 726 

40 712 

8 813 

7 887 

1913 

1981 

62 464 


51874 

12 517 


2 572 

1983 

69 619 

15 130 

56 958 

12 481 

12 661 

2 649 


% 

1976 

100 

100, 

83,8 

82,2 

16,2 

17,8 

1981 

100 

100 

83,0 

82,9 

17,0 

17,1 

1983 

100 

100 

81,8 

82,5 

18,2 

17,5 


^) Studenten jeweils im Wintersemester, Studienanfänger jeweils im Studienjahr (Wintersemester und folgendes Som- 
mersemester). 

Quelle; Statistisches Bundesamt 
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ihres Anteils an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen. Nach wie vor lag aber der Anteil der 
ausländischen Studenten an Fachhochschulen 
im Wintersemester 1983/84 deutlich unter dem 
entsprechenden Anteil der deutschen Studenten 
(21,9 %). 

Der Anteil der ausländischen Studienanfänger, die 
im Jahre 1983 ein Studium an einer Fachhoch- 
schule auf nahmen, beträgt 17,5 % — d. h. 2 649 aus- 
ländische Studienanfänger — und liegt damit ge- 
ringfügig unter dem entsprechenden Anteil für das 
Studienjahr 1976 (17,8 %). Im Jahre 1983 begannen 
82,5 % der ausländischen Studienanfänger ein Stu- 
dium an einer wissenschaftlichen Hochschule. Er- 
hebliche Abweichungen bestehen zu den entspre- 
chenden Zahlen für die deutschen Studienanfänger, 
von denen im Wintersemester 1983/84 30,6 % ein 
Studium an einer Fachhochschule und 69,4 % an 
einer wissenschaftlichen Hochschule aufgenommen 
haben. 

Die Verteilung der ausländischen Studenten und 
Studienanfänger nach dem Land der Staatsangehö- 
rigkeit und Hochschularten ist in den Tabellen II 
und III im Anhang dargestellt 

Von den Studenten aus den Mitgliedstaaten der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft studierten im Winterse- 
mester 1983/84 88,2 % an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen, aber nur 11,8 % an Fachhochschulen; aller- 
dings ist der Anteil der Studenten an Fachhoch- 
schulen gegenüber dem Wintersemester 1976/77 
(9,5 %) merklich gestiegen. Von den Studenten aus 
den übrigen europäischen Staaten studierten im 
Wintersemester 1983/84 76,3 % an wissenschaftli- 
chen Hochschulen und sogar 23,7 % an Fachhoch- 
schulen. Die Studenten aus den europäischen Staa- 
ten insgesamt verteilten sich im Wintersemester 
1983/84 zu 81,4 % auf die wissenschaftlichen Hoch- 
schulen und zu 18,6 % auf die Fachhochschulen, wo- 
bei der Anteil der Studenten an Fachhochschulen 
seit dem Jahre 1976 (15,6%) deutlich angestiegen 
ist. Stark gestiegen ist von 1976 auf 1983 der auf die 
Fachhochschulen entfallende Anteil unter den Stu- 
denten aus Belgien, Frankreich, Großbritannien, 
Luxemburg, Jugoslawien und Rumänien; stark ge- 
fallen ist dagegen der entsprechende Anteil unter 
den Studenten aus Dänemark, Bulgarien, Öster- 
reich und Spanien. 

Der Anteil der Studienanfänger aus Europa, die ein 
Studium an einer Fachhochschule aufnahmen, stieg 
von 15,8 % im Jahre 1976 auf 18,4 % im Jahre 1983, 
während der Anteil der Studienanfänger, die ein 
Studium an einer wissenschaftlichen Hochschule 
aufnahmen, von 84,2 % im Jahre 1976 auf 81,6 % im 
Jahre 1983 zurückging. 

Das Interesse der Studenten aus Afrika und Asien 
an einem Studium an einer Fachhochschule war 
zwar mit einem Anteil von 20,6 % bzw. 20,2 % im 
Wintersemester 1983/84 — bei einer allerdings rela- 
tiv geringen absoluten Zahl von 4 120 Studenten aus 
Afrika — vergleichsweise hoch. Doch ist der Anteil 
der Studienanfänger aus diesen Ländern, die im 
Jahre 1983 an einer Fachhochschule ein Studium 
auf genommen haben, gegenüber dem Jahre 1976 er- 


heblich zurückgegangen; Von den Studienanfän- 
gern aus Afrika begannen 1983 nur noch 23,8 % ge- 
genüber 31,9 % im Jahre 1976 ein Studium an einer 
Fachhochschule; von den Studienanfängern aus 
den asiatischen Ländern waren es im Jahre 1983 
nur noch 22 % gegenüber 28,9% im Jahre 1976. Dies 
ist auch die Ursache dafür, daß der Anteil der aus- 
ländischen Studienanfänger, die im Jahre 1983 ein 
Studium an einer Fachhochschule aufgenommen 
haben, gegenüber 1976 zurückgegangen ist. Auf das 
wachsende Interesse der Studenten aus europäi- 
schen Ländern, insbesondere aus den Mitgliedstaa- 
ten der EG, an einem Studium an einer Fachhoch- 
schule ist es zurückzuführen, daß die Veränderung 
zugunsten der wissenschaftlichen Hochschulen nur 
gering ausgefallen ist. 


2. Wie bewertet die Bundesregierung diese Ent- 
wicklung, insbesondere die Veränderungen im 
Hinblick auf Nationalität, Studiengänge und 
Hochschultypen? 

Die in der Antwort auf Frage 1 vorgenommene Dif- 
ferenzierung nach Ausländern mit deutscher Hoch- 
schulzugangsberechtigung, nach Ausländern aus 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
und Ausländern aus Ländern der Dritten Welt ist 
für die Beurteilung der Entwicklung von besonde- 
rer Bedeutung. Die Bewertung muß sich allerdings 
auf die Situation des Studienjahres 1983/84 be- 
schränken, da differenzierte Daten zur jüngsten 
Entwicklung aus der amtlichen Bundesstatistik 
noch nicht vorliegen. Meldungen aus Hochschulen 
über einen deutlichen Rückgang von ausländischen 
Studienanfängern insbesondere aus Entwicklungs- 
ländern in jüngster Zeit können z. Z. noch nicht 
bestätigt und bewertet werden (vgl. Frage 3). 

Zu den grundlegenden ausländerpolitischen Zielset- 
zungen der Bundesregierung wie auch der Länder 
gehört die Förderung der Integration der auf Dauer 
im Bundesgebiet lebenden Ausländer. Dies gilt ins- 
besondere hinsichtlich der im Bundesgebiet gebore- 
nen bzw. aufgewachsenen Ausländer der zweiten 
und dritten Generation. Ausdruck dieser Integra- 
tionspolitik sind die Erfolge dieser Kinder im deut- 
schen Bildungssystem. Die steigende Zahl ausländi- 
scher Studienanfänger mit deutscher Hochschulzu- 
gangsberechtigung deutet darauf hin, daß mehr 
junge Ausländer, die hier geboren und aufgewach- 
sen sind, ein Hochschulstudium aufnehmen. Aller- 
dings ist offen, wieweit die Zunahme auf eine wach- 
sende Zahl hier aufgewachsener ausländischer Kin- 
der der zweiten Generation zurückgeht oder wie- 
weit auch eine steigende Beteiligung an einer Hoch- 
schulausbildung ursächlich ist. 

Seinen Lebensmittelpunkt und ständigen Wohnsitz 
im Bundesgebiet hat ein hoher Anteil der ausländi- 
schen Studenten aus Spanien (67 %), Jugoslawien 
(62,5 %), Italien (58,3 %) und der Türkei (40,3 %) (vgl. 
Tabelle VI b, Anhang). Bei den Studienanfängern 
in den Numerus-clausus-Studiengängen Medizin, 
Zahnmedizin, Tiermedizin, Pharmazie und Psycho- 
logie ist der Anteil der ausländischen Studienanfän- 
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ger mit deutscher Hochschulzugangsberechtigung 
an der Gesamtzahl der ausländischen Studienan- 
fänger in diesen Studiengängen auf rd. 40 % gestie- 
gen. 

Bei den ausländischen Studenten mit deutscher 
Hochschulzugangsberechtigung handelt es sich 
nicht nur um Kinder ausländischer Arbeitnehmer, 
sondern auch um andere Gruppen, die z. B. in deut- 
schen Grenzgebieten wohnen. Im Wintersemester 
1983/84 hatten rd. 70 % der österreichischen Studen- 
ten, 44 % der Studenten aus der Schweiz und 79 % 
der niederländischen Studenten ihren ständigen 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland. 

Aus Sicht der Bundesregierung ist zu begrüßen, daß 
eine wachsende Zahl von Studierenden aus Län- 
dern der Europäischen Gemeinschaft zum Studium 
auch der Wirtschafts- und Gesellschaftswissen- 
schaften, der Mathematik und Naturwissenschaften 
sowie der Ingenieurwissenschaften in die Bundes- 
republik Deutschland kommt. Dies könnte eine 
Folge der verstärkten Förderung von Austausch- 
maßnahmen des Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienstes (DAAD) für diese Fächergruppen 
sowie der gemeinsamen Studienprogramme der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft sein. 

Die Bundesregierung tritt nachdrücklich für eine 
verstärkte Mobilität der Studenten innerhalb Euro- 
pas ein; dies gilt auch für den Bereich zulassungs- 
beschränkter Studiengänge, in denen die Zahl aus- 
ländischer Studenten aus Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaft noch sehr gering ist (vgl. 
Frage 1 sowie Tabellen IV und V, Anhang). 

Zu den rechtlichen Fragen einer Verbesserung der 
Mobilität von Studenten in Europa wird auf die Be- 
antwortung der Frage 9 verwiesen. 

Die Entwicklung der Zahl ausländischer Studenten 
insgesamt zeigt einen kontinuierlichen Anstieg, 
während die Zahl der Studienanfänger gleichbleibt. 
Die Zunahme der Zahl ausländischer Studenten ist 
bei genauerer Analyse vor allem auf den Anstieg 
der Zahl der „Bildungsinländer“ und auf eine Zu- 
nahme der Zahl der Studenten aus einigen wenigen 
Ländern zurückzuführen. So ist die Zahl der Stu- 
denten aus Afrika kaum gestiegen, ebensowenig die 
Zahl der Studenten aus Asien mit Ausnahme des 
Iran und der Republik Korea. Es erscheint aus kul- 
tur-, hochschul-, entwicklungs- und wirtschaftspoli- 
tischer Sicht notwendig, gemeinsam mit den Län- 
dern und den Hochschulen Maßnahmen zu prüfen, 
wie in größerer Zahl Bewerber aus Regionen, die 
bisher kaum oder gar nicht vertreten sind, für einen 
Studienaufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land interessiert werden können (vgl. hierzu Fra- 
ge 6). 

Eine Bewertung im Sinne der Frage ist nicht ohne 
Informationen darüber möglich, welche Studenten 
aus welchen Ländern nur zu vorübergehenden Auf- 
enthalten (ein bis zwei Semester), z. B. im Rahmen 
von Austauschprogrammen, in die Bundesrepublik 
Deutschland kommen, welche zu einem Postgradu- 
ierten-Studium und welche Studenten aus welchen 
Ländern ihr gesamtes Studium in der Bundesrepu- 


blik Deutschland absolvieren. Entsprechende Daten 
hierzu liegen allerdings nicht vor. Es gibt nur Anga- 
ben über die ausländischen Hochschulabsolventen 
nach Herkunftsland und Art der abgelegten Prü- 
fung. Eine Auswertung der Individualprüfungsstati- 
stik, die im Rahmen der im Auftrag des Bundesmi- 
nisters für Bildung und Wissenschaft von der Hoch- 
schul-Informations-System GmbH (HIS) durchge- 
führten Untersuchung über „Probleme und Per- 
spektiven des Ausländerstudiums in der Bundesre- 
publik Deutschland“ erfolgte, zeigt immerhin, daß 
etwa ein Drittel der ausländischen Studenten, die 
ihr Studium hier abschließen, promovieren, wäh- 
rend der entsprechende Anteil deutscher Studenten 
im Beobachtungszeitraum 1980/81 nur etwa 20 % 
beträgt. Dies bedeutet, daß bei der Bewertung der 
Leistung der Bundesrepublik Deutschland in bezug 
auf die Aus- und Fortbildung von Ausländern nicht 
nur deren quantitativer Umfang von Bedeutung ist, 
sondern auch deren Struktur und Qualität. 

Neben einer Verbesserung der statistischen Grund- 
lagen hinsichtlich der Dauer und Zielsetzung der 
Studienaufenthalte ist es erforderlich, bei der Zu- 
lassung von Ausländern in den Numerus-clausus- 
Studiengängen Daten z. B. über die tatsächliche 
Zahl von Bewerbungen und erfolgten Zulassungen 
zu erhalten. 

Die gewählten Studiengänge dürften ganz überwie- 
gend den Interessen der Herkunftsländer, aber 
auch den Interessen der Studierenden selbst ent- 
sprechen. So wählen zwei Drittel aller Studenten 
aus Entwicklungsländern Ingenieurwissenschaften, 
Mathematik und Naturwissenschaften, Medizin, 
Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften, wäh- 
rend Studenten aus Industrieländern neben den 
Naturwissenschaften und den Ingenieurwissen- 
schaften ebenso häufig auch in den Fächergruppen 
Sprach- und Kulturwissenschaften sowie Wirt- 
schafts- und Gesellschaftswissenschaften zu finden 
sind. 

Allerdings studieren an den Fachhochschulen in er- 
heblichem Umfang Ausländer mit deutscher Hoch- 
schulzugangsberechtigung; von den 2 649 ausländi- 
schen Studienanfängern an Fachhochschulen im 
Studienjahr 1983 hatten 1 869, d. h. rund 70 %, ihre 
Hochschulzugangsberechtigung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erworben. Es wäre erwünscht, 
wenn das Angebot der Fachhochschulen stärker 
auch von solchen Ausländern genutzt würde, die 
ihre Hochschulzugangsberechtigung im Ausland er- 
worben haben (vgl. Antwort auf Frage 12). 

In bezug auf die Wahl der Hochschulart wird deut- 
lich, daß das Studium an einer Fachhochschule ge- 
rade für die hier auf gewachsenen jungen Ausländer 
als gute Möglichkeit zürn erfolgreichen Einstieg in 
das Arbeitsleben und zum Aufstieg in der Berufs- 
welt gesehen wird. Auch wenn der Anteil der aus- 
ländischen Studenten, die an Fachhochschulen stu- 
dieren, gegenüber dem Anteil derjenigen, die an 
wissenschaftlichen Hochschulen studieren, leicht 
gesunken ist, läßt die dennoch große Zahl ausländi- 
scher Studenten an Fachhochschulen erkennen, 
daß die Ausbildung an Fachhochschulen als eine 
für die Vorbereitung und den Einstieg in das Be- 
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rufsleben besonders attraktive Ausbildung angese- 
hen wird. Dies muß auch vor dem Hintergrund ge- 
sehen werden, daß nur wenige ausländische Staa- 
ten über dem deutschen Fachhochschulsystem ver- 
gleichbare Einrichtungen verfügen. Zur Frage der 
Bedeutung des Studienangebots an Fachhoch- 
schulen wird im übrigen auf die Frage 12 verwie- 
sen. 


3. Wie hat sich die Zahl der Bewerber und Zulas- 
sungen zu Studienkollegs entwickelt, und gibt es 
dabei wesentliche Veränderungen im Hinblick 
auf Nationalitäten, Studienwahl und Auslastung 
der Ausbildungskapazitäten der Studienkollegs? 

Bis zum Sommersemester 1984 sind die Teilneh- 
merzahlen in den Studienkollegs an wissenschaftli- 
chen Hochschulen von 3 081 im Sommersemester 
1981 — in dem die Studienkollegs allerdings beson- 
ders überlastet waren — auf 2 040 im Sommerseme- 
ster 1985 zurückgegangen; sie steigen seitdem wie- 
der leicht an (siehe Tabelle VII a, Anhang). Sie lie- 
gen jedoch im Sommersemester 1985 noch um 
knapp 300 Studenten (rund 12 %) niedriger als im 
Sommersemester 1983. In die zweisemestrigen Stu- 
dienkollegs wurden zum Wintersemester 1984/85 
1 014 Bewerber und zum Sommer semester 1985 
757 Bewerber auf genommen. 

Parallel zum Rückgang der Teilnehmerzahlen in 
den Studienkollegs an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen hat nach Informationen aus dem Hoch- 
schulbereich auch die Zahl der Bewerbungen um 
einen Studienplatz an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen deutlich abgenommen. Der Rückgang von 
Bewerbungen an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen ist für die Betrachtung der Bewerber- und 
Teilnehmerzahlen an den Studienkollegs insofern 
von Bedeutung, als die ausländischen Studienbe- 
werber sich überwiegend an den Hochschulen be- 
werben und dann den Studienkollegs zugewiesen 
werden. Damit ist die Zahl der Bewerbungen ein 
Indiz dafür, wie viele ausländische Studenten sich 
für ein Studium in der Bundesrepublik Deutschland 
interessieren und wie sich die Zahl künftiger Teil- 
nehmer in den Studienkollegs entwickeln könnte. 
Nach einer Umfrage der Westdeutschen Rekto- 
renkonferenz ging die Zahl der Bewerbungen 
(einschließlich Mehrfachbewerbungen) an wissen- 
schaftlichen Hochschulen im Wintersemester 
1983/84 gegenüber dem Wintersemester 1980/81 um 
rd. 20 % zurück, wobei allerdings noch Probleme bei 
der statistischen Erfassung bestehen. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei den Stu- 
dienkollegs an Fachhochschulen: Eine Übersicht 
über die Entwicklung in fünf ausgewählten Stu- 
dienkollegs (siehe Tabelle VII b, Anhang) zeigt, daß 
die Zahl der Anfragen an diese Studienkollegs von 
13 157 im Jahre 1980 auf 5 741 im Jahre 1984 gesun- 
ken ist. Parallel dazu ist die Zahl derjenigen, die 
sich zur Aufnahmeprüfung gemeldet haben, erheb- 
lich zurückgegangen, während die Zahl der in die 
Studienkollegs Aufgenommenen 1984 fast wieder 
den Stand von 1980 erreicht hat. 


Ein Überblick über die Nationalitäten der Studien- 
kollegiaten an wissenschaftlichen Hochschulen 
zeigt einen Rückgang des Anteils der türkischen 
Kursteilnehmer auf nur noch 2 % aller Teilnehmer 
und der griechischen auf nur noch 6 bis 7 % der 
Teilnehmer (vgl. Tabelle VII a, Anhang). Grund 
hierfür ist, daß griechische und türkische Studien- 
bewerber aufgrund der Unterzeichnung der Euro- 
päischen Konvention über die Gleichwertigkeit der 
Reifezeugnisse vom 11. Dezember 1953 vor Studien- 
aufnahme kein Studienkolleg besuchen und keine 
Feststellungsprüfung ablegen müssen (Einzelhei- 
ten dazu in der Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage zum „Ausländerstudium in der 
Bundesrepublik Deutschland” vom 18. Oktober 
1983, Drucksache 10/497, S. 17 ff.). 

Um fast die Hälfte ist die Zahl der Kollegteilneh- 
mer aus Indonesien zurückgegangen; indonesische 
Studenten stellen zur Zeit 8 % der Teilnehmer ins- 
gesamt. Nach einem Rückgang des Anteils der ira- 
nischen Teilnehmer auf 20 % der Teilnehmer insge- 
samt im Sommersemester 1984 beträgt ihr Anteil 
im Sommersemester 1985 nun wieder durchschnitt- 
lich 26 %. Besonders hoch ist der Anteil der irani- 
schen Studenten in Hessen und Niedersachsen mit 
fast 50 % der Teilnehmer, was auf Sonderregelun- 
gen sowie einen gewissen „Bewerberstau” aus ver- 
gangenen Jahren zurückzuführen sein dürfte. 

Die Zahl der Bewerber aus Afghanistan und Viet- 
nam, in den vergangenen Jahren vor allem Flücht- 
linge und Asylbewerber, ist deutlich rückläufig. Die 
Zahl der Teilnehmer aus Lateinamerika steigt 
leicht an. Insgesamt jedoch ist die geringfügige Zu- 
nahme der Teilnehmerzahlen in den Studienkollegs 
an wissenschaftlichen Hochschulen gegenüber dem 
Sommersemester 1984 auf den wieder angestiege- 
nen Anteil der iranischen Studenten zurückzufüh- 
ren. Eine größere Anzahl von Teilnehmern aus bis- 
her nur wenig oder nicht vertretenen Ländern ist 
nicht festzustellen. 

Die Studienwünsche ausländischer Studienbewer- 
ber an den Studienkollegs haben sich nicht wesent- 
lich verändert. Gefragt sind überwiegend techni- 
sche und naturwissenschaftliche Fachrichtungen 
sowie Medizin. 

Die Studienkollegs an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen, deren Gesamtkapazität bei knapp 2 400 
Plätzen liegt, waren in den zweisemestrigen Vorbe- 
reitungskursen zur Feststellungsprüfung (= zwei- 
semestrige Studienkollegs) im Durchschnitt zu 85 % 
ausgelastet, wobei die Entwicklung in den einzel- 
nen Ländern nicht einheitlich ist. Die Auslastungs- 
quote ist in Hessen, Rheinland-Pfalz, Nördrhein- 
Westfalen und Saarland am geringsten. Im Som- 
mersemester 1983 hatte die Auslastungsquote mit 
2 331 Teilnehmern noch bei 99 % gelegen. 

Eine Übersicht (s. Tabelle VII c, Anhang) über die 
Kapazitätsauslastung in fünf ausgewählten Stu- 
dienkollegs an Fachhochschulen zeigt, daß diese 
seit dem Wintersemester 1983/84 zu fast 80 % ausge- 
lastet sind. Am geringsten ist die Auslastung des 
Studienkollegs in Konstanz mit nur 47,7 % im Som- 
mersemester 1985. 
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Die z. Z. nachlassende Übernachfrage gibt den Stu- 
dienkollegs die Möglichkeit, Maßnahmen zur Ver- 
besserung des Studienangebots sowie strukturelle 
Verbesserungen vorzunehmen. So haben z. B. im 
Sommersemester 1985 10 der 16 Studienkollegs an 
wissenschaftlichen Hochschulen Vorkurse für die- 
jenigen Bewerber eingerichtet, die die Aufnahme- 
prüfung für das Studienkolleg noch nicht bestanden 
haben. 


4. Welche Ursachen gibt es für die Veränderungen 
bei der Entwicklung der Zahl der Studienanfän- 
ger und für den Rückgang der Bewerberzahlen 
an den Studienkollegs? 

Aus der Antwort zu Frage 1 ergibt sich die Entwick- 
lung der Zahl der Studienanfänger bis zum Winter- 
semester 1983/84; danach ist die Zahl der ausländi- 
schen Studienanfänger seit 1981 gleichgeblieben; ei- 
nen Rückgang hat es nicht gegeben. Zu Indikatoren 
für die Entwicklung in jüngster Zeit wurde in der 
Antwort auf Frage 3 Stellung genommen. Für den 
in Frage 3 von den Hochschulen und Studienkollegs 
beschriebenen Rückgang der Bewerbungen an die- 
sen Einrichtungen kommen mehrere Ursachen in 
Betracht; 

1. Die schwierige wirtschaftliche Situation in vielen 
Entwicklungsländern dürfte in besonders star- 
kem Maße zu einem Rückgang der Zahl der aus- 
ländischen Studienbewerber aus diesen Ländern 
beigetragen haben. Durch hohe Inflationsraten 
und Devisenbeschränkungen haben die Schwie- 
rigkeiten, ein Studium in einem Industrieland 
wie der Bundesrepublik Deutschland zu finanzie- 
ren, zugenommen; die Bewerber sind daher viel- 
fach schon deshalb nicht in der Lage, den für die 
Erwirkung der Aufenthaltserlaubnis für Studien- 
zwecke erforderlichen Nachweis der Möglichkeit 
der Finanzierung zu führen. Beschränkungen 
von Ausreisegenehmigungen in einzelnen Län- 
dern dürften ein weiterer Faktor sein. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland ist wegen der 
Sprachbarriere und der Besonderheit des deut- 
schen Studiensystems von vornherein nicht ein 
bevorzugtes Studienland. Dies bestätigt auch die 
HIS-Untersuchung über „Probleme und Perspek- 
tiven des Ausländerstudiums in der Bundesrepu- 
blik Deutschland“. Viele Entwicklungsländer ha- 
ben ihr Bildungssystem nach angelsächsischen 
oder französischen Vorbildern auf gebaut; ihre 
Bürger neigen daher dazu, vorrangig die Länder 
für ein Auslandsstudium zu wählen, die ein ih- 
nen bereits bekanntes Bildungssystem haben 
oder zu denen bereits traditionell enge Verbin- 
dungen bestehen. Diese „Wettbewerbsnachteile“ 
wurden in den vergangenen Jahren u. a. durch 
die in der Bundesrepublik Deutschland gegebe- 
nen relativ guten Möglichkeiten zur Teilfinanzie- 
rung des Studiums durch Arbeit, die längere Zeit 
einen zusätzlichen Anreiz für ausländische Stu- 
dienbewerber darstellten, ausgeglichen; die Ar- 
beitsmöglichkeiten sind aber wegen der schwie- 
riger gewordenen Arbeitsmarktlage, wie auch die 


HIS-Untersuchung bestätigt, für ausländische 
Studenten stark eingeschränkt. 

3. Der Rückgang der Zahl der Bewerbungen an den 
Hochschulen und der Teilnehmer an den Stu- 
dienkollegs dürfte zum Teil auch in Zusammen- 
hang mit den Beschlüssen der Kultusminister- 
konferenz der Länder (KMK) aus dem Jahre 
1981 stehen. 

Die KMK beschloß damals, sich bei der Zulas- 
sung ausländischer Studenten „stärker als bisher 
von dem Grundsatz leiten (zu) lassen, daß auslän- 
dische Studienbewerber auf jeden Fall nicht mit 
geringeren Qualifikationsanforderungen zuge- 
lassen werden, als sie im Heimatland von ihnen 
verlangt werden“. Soweit demzufolge die Zulas- 
sung in der Bundesrepublik Deutschland von Zu- 
lassungs- oder Hochschulaufnahmeverfahren im 
jeweiligen Heimatland abhängig war, wurden für 
die Bundesrepublik Deutschland Regelungen 
ausländischer Staaten über den Hochschulzu- 
gang übernommen, die neben qualitativen u. U. 
auch politische, religiöse und kapazitätsorien- 
tierte Kriterien umfassen. Diese veränderten Zu- 
lassungsregelungen trafen zunächst qualifizierte 
und weniger qualifizierte Bewerber gleicherma- 
ßen und hatten Auswirkungen auf die Bewerber- 
nachfrage. Die KMK hat daher inzwischen den 
oben genannten Grundsatz dahin gehend modifi- 
ziert, daß zusätzlich zu dem Sekundarabschluß 
im Ausland eingeführte Qualifikationsverfahren 
nur insoweit berücksichtigt werden sollen, wie 
mit ihnen generell die Befähigung zur Aufnahme 
des Studiums festgestellt wird; z. B. werden irani- 
sche Bewerber, die aus politischen Gründen am 
fachlichen Teil der Hochschulaufnahmeprüfung 
im Iran nicht teilnehmen konnten, zum Studien- 
kolleg zugelassen, wenn sie u. a. einen Qualifi- 
kationswert (Durchschnittsnote des Sekundar- 
schulabschlußzeugnisses) von 15 Punkten er- 
reicht haben. 

Mit diesen Modifizierungen soll verhindert wer- 
den, daß Verfahren in den Herkunftsländern der 
ausländischen Studienbewerber, die ausschließ- 
lich der Verteilung einer beschränkten Zahl von 
Studienplätzen dienen oder politische und reli- 
giöse Kriterien enthalten, im Verfahren der 
Hochschulzulassung in der Bundesrepublik 
Deutschland übernommen werden. 

4. In den letzten Jahren wurden die Studienkapazi- 
täten in den Ländern der Dritten Welt ausgebaut, 
so daß Bewerber ggf. auch örtlich oder im re- 
gionalen Einzugsbereich Studienmöglichkeiten 
wahrnehmen können. 

5. Für ein Studium von Ausländern wäre es förder- 
lich, wenn es ein übersichtliches Vorstudienpro- 
gramm für ausländische Studienbewerber gäbe. 
Unterschiedliche Zulassungsmodalitäten, unter- 
schiedliche Grundsätze und Verfahren zur Fest- 
stellung der Qualifikation ausländischer Studien- 
bewerber und z. T. unterschiedliche Bewerbungs- 
und Zulassungstermine an den Hochschulen füh- 
ren zur Verunsicherung von Bewerbern sowie zu 
Unklarheiten bei den zuständigen staatlichen 
Stellen in den Herkunftsländern; sie überfordern 
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auch die Auslandsvertretungen bei der Beratung 
des ausländischen Studieninteressenten. Aus 
denselben Gründen ist auch eine einheitliche 
Praxis der Zustimmung zur Erteilung der Sicht- 
vermerke in den Bundesländern und bei den ein- 
zelnen Ausländerbehörden geboten. 

Im übrigen wird zu den Fragen in Zusammen- 
hang mit dem Verfahren der Sichtvermerksertei- 
lung auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 


5. Welche Probleme sind im Zusammenhang mit 
der 14. Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung zur Durchführung des Ausländergesetzes 
entstanden, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, um diese Probleme zu beseiti- 
gen? 

1. Seit der Änderung des § 5 Abs. 1 Nr. 1 DVAuslG 
durch die 14. Änderungsverordnung zur Verord- 
nung zur Durchführung des Ausländergesetzes 
(DVAuslG) vom 13. Dezember 1982 müssen nicht 
nur die Ausländer, die hier erwerbstätig werden 
wollen, sondern auch die Ausländer, die beab- 
sichtigen, sich länger als drei Monate im Bundes- 
gebiet aufzuhalten, vor der Einreise die Aufent- 
haltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks 
einholen; diese darf nach § 5 Abs. 5 DVAuslG nur 
mit Zustimmung der für den vorgesehenen Auf- 
enthaltsort im Bundesgebiet zuständigen Aus- 
länderbehörde erteilt werden. Ausgenommen 
von der neu eingeführten Sichtvermerkspflicht 
sind gemäß § 5 Abs. 2 und 3 DVAuslG lediglich 
die Staatsangehörigen derjenigen Staaten, mit 
denen eine abweichende zwischenstaatliche Ver- 
einbarung getroffen wurde (Dominikanische Re- 
publik, Honduras, Monaco, Österreich, Schweiz 
und Liechtenstein, Spanien, USA). 

Die Erweiterung der Sichtvermerkspflicht durch 
die 14. Änderungverordnung zur DVAuslG war 
geboten, um die Zuwanderung von Ausländern 
wirksamer kontrollieren zu können. Die Voraus- 
setzungen für einen längerfristigen Aufenthalt 
müssen deshalb grundsätzlich schon vor der Ein- 
reise geprüft werden. Dadurch werden einerseits 
unberechtigte Aufenthalte, die vor allem durch 
Betreiben langwieriger Verwaltungs- und Ver- 
waltungsstreitverfahren nach der Einreise ent- 
stehen, wesentlich und wirksam erschwert, ande- 
rerseits liegt die Regelung auch im Interesse der 
Ausländer selbst. Sie sind von dem Risiko entla- 
stet, daß sich die Reise ins Bundesgebiet und die 
Aufwendung der dafür erforderlichen Mittel we- 
gen der Versagung der Aufenthaltserlaubnis 
möglicherweise als vergeblich erweist. 

Die Sichtvermerkspflicht besteht unabhängig 
vom Aufenthaltszweck. Deshalb unterliegen ihr 
auch ausländische Studienbewerber und Studen- 
ten sowie sonstige Aus- und Fortzubildende, so- 
fern die beabsichtigte Ausbildung die Dauer von 
drei Monaten übersteigt. Um besondere kultur- 
und hochschulpolitische Ziele zu berücksichti- 
gen, wurden hierzu ergänzende Regelungen ge- 
troffen (siehe unten Nr. 4). 

Von der 14. Änderungsverordnung zur DVAuslG 
wurden die Staatsangehörigen von 62 der in der 


Anlage zur DVAuslG, der sog. Positivliste, aufge- 
führten Staaten erfaßt. Nicht betroffen hingegen 
sind die Staatsangehörigen der mehr als 80 Staa- 
ten, die nicht in der sog. Positivliste aufgeführt 
sind. Zu diesen Staaten gehören der überwie- 
gende Teil der Länder der Dritten Welt und auch 
wichtige Herkunftsstaaten ausländischer Stu- 
denten, wie etwa die arabischen Staaten, Iran 
und die Türkei. Die Ausländer aus diesen Staa- 
ten waren und sind uneingeschränkt sichtver- 
merkspflichtig, d. h. sie benötigen für jede Ein- 
reise unabhängig von Aufenthaltsdauer und Auf- 
enthaltszweck eine Aufenthaltserlaubnis vor der 
Einreise in der Form des Sichtvermerks. Ebenso 
durfte diesen Ausländern schon vor Erlaß der 
14. Änderungsverordnung zur DVAuslG ein 
Sichtvermerk für einen Aufenthalt von mehr als 
drei Monaten ohne Aufnahme einer Erwerbstä- 
tigkeit nur mit Zustimmung der für den vorgese- 
henen Aufenthaltsort im Bundesgebiet zuständi- 
gen Ausländerbehörde erteilt werden. 

Die Bedeutung der 14. Änderungsverordnung zur 
. DVAuslG für das Studium von Ausländern in der 
Bundesrepublik Deutschland liegt deshalb darin, 
daß nunmehr auf die Studieninteressenten aus 
62 weiteren Ländern dieselben Sichtvermerksbe- 
stimmungen Anwendung finden, die bisher 
schon für die Studieninteressenten aus mehr als 
80 anderen Staaten galten. 

2. Nach Auffassung der Bundesregierung kann der 
aufgrund der Angaben von Hochschulen und Stu- 
dienkollegs anzunehmende, aber noch nicht sta- 
tistisch eindeutig belegte Rückgang der Bewer- 
bungen ausländischer Studieninteressenten (vgl. 
Antwort zu Frage 3) nicht vorrangig mit den aus- 
länderrechtlichen Neuregelungen begründet 
werden. Für die in der Antwort zu Frage 3 darge- 
stellte Entwicklung dürften u. a. die sich zum Teil 
verschärfende wirtschaftliche Lage in den Län- 
dern der Dritten Welt, aber auch die in den ein- 
zelnen Ländern maßgeblichen Ausreise- und De- 
visen-Transferregelungen Ursachen sein. Die Er- 
fahrungen der Auslandsvertretungen der Bun- 
desrepublik Deutschland zeigen, daß die Frage 
der Finanzierung eines Studienaufenthalts im 
Ausland für viele Interessenten aus der Dritten 
Welt ein unüberwindliches Hindernis geworden 
ist. 

Der Rückgang der Bewerbungen aus dem Aus- 
land, insbesondere aus Entwicklungsländern, 
dürfte aber auch auf den wachsenden Ausbau 
tertiärer Bildungsgänge in den Ländern der Drit- 
ten Welt zurückzuführen sein (zu weiteren denk- 
baren Ursachen vgl. Antwort auf Frage 4). 

3. Nach Auffassung der Bundesregierung müssen 
aus den einleitend dargestellten hochschulpoliti- 
schen, kultur- und entwicklungspolitischen Grün- 
den die Effizienz und die Attraktivität des Aus- 
länderstudiums auch für Studenten aus Ländern 
der Dritten Welt mindestens erhalten, möglichst 
aber erhöht werden. Die notwendigen ausländer- 
rechtlichen Regelungen müssen im Zusammen- 
wirken aller Beteiligten so gehandhabt werden, 
daß unser Hochschulsystem weltoffen bleibt. 
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4. Im Interesse der Förderung des Studiums von 
Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland 
hat die Bundesregierung in Abstimmung mit den 
Ländern das Sichtvermerksverfahren für auslän- 
dische Studienbewerber erleichtert. Die im Ver- 
gleich zu den Hochschulsystemen Frankreichs, 
Großbritanniens oder der USA bestehenden Be- 
sonderheiten des deutschen Hochschulsystems 
bedingen einen höheren Bedarf an Vorinforma- 
tion und Beratung (vgl. hierzu Frage 6). Sowohl 
im Interesse des Bewerbers als auch im gemein- 
samen Interesse am erfolgreichen Studienver- 
lauf liegt es, wenn sich der Bewerber in der Bun- 
desrepublik Deutschland selbst ausreichend über 
die Vielfalt und Unterschiedlichkeit der Studien- 
angebote, der Studienvoraussetzungen und 
-bedingungen und der Abschlüsse sowie sozio- 
kulturelle Gegebenheiten vor Ort unterrichten 
kann, bevor er die Wahl des Studienorts und 
-fachs endgültig trifft. 

Die allgemeinen Verwaltungsvor Schriften zur 
Ausführung des Ausländergesetzes sehen jedoch 
an sich vor, daß für die Erteilung der Aufent- 
haltserlaubnis — auch vor der Einreise in der 
Form des Sichtvermerks — nicht nur der Nach- 
weis über die Sicherstellung der für den Lebens- 
unterhalt und die Ausbildung erforderlichen Mit- 
tel, sondern auch schon der Nachweis der Zulas- 
sung bei der Ausbildungsstätte geführt werden 
muß. Um ausländischen Studienbewerbern 
gleichwohl die Möglichkeit zu eröffnen, sich zu- 
nächst im Bundesgebiet umfassend über die 
Studienbedingungen in der Bundesrepublik 
Deutschland zu informieren und ggf. erst nach 
der Einreise die Voraussetzungen für eine end- 
gültige Zulassung zur Hochschule oder zum Stu- 
dienkolleg zu schaffen, wird für die Sichtver- 
merkserteilung an Studienbewerber vorläufig 
auf den Nachweis der Zulassung verzichtet. Statt 
dessen genügt der Nachweis eines in der Bundes- 
republik Deutschland anerkannten Sekundarab- 
schlusses. 

Dieses vereinfachte Sichtvermerksverfahren ist 
aufgrund einer Absprache zwischen Bund und 
Ländern im Jahre 1983 zunächst probeweise ein- 
geführt und mittlerweile bis 1988 verlängert wor- 
den. Die Bundesregierung hat durch entspre- 
chende Weisungen an die Auslandsvertretungen 
dafür Sorge getragen, daß ausländische Studien- 
bewerber, die im Ausland vorsprechen, sachge- 
mäß beraten und insbesondere auch auf diese 
Möglichkeit hingewiesen werden. 

5. In der Öffentlichen Diskussion wird insbesondere 
von seiten der Bewerber, aber auch im Hoch- 
schulbereich, von seiten der Mittlerorganisatio- 
nen und Auslandsvertretungen immer wieder 
auf Probleme im Zusammenhang mit ausländer- 
rechtlichen Regelungen hingewiesen. Ein umfas- 
sender Erfahrungsbericht liegt bisher allerdings 
wegen der Komplexität der Probleme und der 
Vielzahl der beteiligten Stellen nicht vor. Aus 
Einzelberichten ergibt sich folgendes Bild: 

Einerseits wird geltend gemacht, die Neuregelun- 
gen hätten zu einer erheblichen Verunsicherung 
ausländischer Bewerber geführt. Das Erfordernis 


der Zustimmung der Ausländerbehörde vor Er- 
teilung des Sichtvermerks habe zum Teil erhebli- 
che Zeitverluste zur Folge und gefährde die 
rechtzeitige Einschreibung bei der Hochschule 
bzw. führe zu Verzögerungen bei der tatsächli- 
chen Studienaufnahme. Auch wird kritisiert, daß 
die Praxis der Erteilung der Aufenthaltserlaub- 
nis durch die Ausländerbehörde uneinheitlich 
sei. Seitens der Kultusbehörden der Länder wird 
u. a. von einer restriktiven Handhabung einreise- 
und aufenthaltsrechtlicher Regelungen berichtet 
sowie die Tatsache beklagt, daß von der Möglich- 
keit der Vorabzustimmung der Ausländerbehör- 
den gemäß Nummer 19 zu §21 AuslVWV (Ab- 
schnitt 2.2) zu wenig Gebrauch gemacht werde. 

Hinzu komme, daß sich infolge des unterschiedli- 
chen Bekanntheitsgrades der einzelnen Hoch- 
schulen im Ausland die Bewerbernachfrage auf 
einige wenige große Hochschulen konzentriere 
und Studienmöglichkeiten an anderen Hoch- 
schulen unausgeschöpft blieben. 

Andererseits wird eine unzureichende Unterrich- 
tung der Studienbewerber schon im Ausland 
über die Besonderheiten des deutschen Studien- 
systems und der Einreiseregelungen sowie eine 
zu geringe Flexibilität im Bereich der Hochschul- 
verwaltungen kritisiert. 

Nach den Erfahrungen der Innenverwaltungen 
der Länder hat sich das vereinfachte Sichtver- 
merksverfahren für Studienbewerber im Bereich 
der Ausländerbehörden bislang bewährt. Aller- 
dings entstehe infolge von Mehrfachbewerbun- 
gen an verschiedenen Hochschulen u. U. ein zu- 
sätzlicher Verwaltungsaufwand auch für die Aus- 
länderbehörden. 

6. Nach Auffassung der Bundesregierung sind die 
zur Erteilung des Sichtvermerks für Studienbe- 
werber getroffenen Regelungen im Prinzip geeig- 
net, die in Ziffer 3 genannten Ziele zu erfüllen. 
Um dem ausländischen Studienbewerber Enttäu- 
schungen zu ersparen und auch gerade im Inter- 
esse eines erfolgreichen Studiums eine sach- 
gerechte Information in der Bundesrepublik 
Deutschland zu ermöglichen, sollte die Möglich- 
keit der Einreise ohne Nachweis bereits erfolgter 
Zulassung zur Hochschule oder zum Studienkol- 
leg erhalten bleiben. Die Bundesregierung wird 
sich deshalb für die Beibehaltung des vereinfach- 
ten Sichtvermerks für Studienbewerber auf 
Dauer einsetzen. 

Im Interesse einer weiteren Verbesserung des 
Verfahrens wird in der öffentlichen Diskussion 
u. a. vorgeschlagen, den Sichtvermerk für Stu- 
dienbewerber zur Vermeidung von Mißverständ- 
nissen besonders zu kennzeichnen. Durch ge- 
meinsame Länderabsprachen — insbesondere 
auch durch Absprachen zwischen Hochschul- 
und Innenverwaltungen der Länder — sollten die 
Zustimmung zur Sichtvermerkserteilung und die 
Entscheidungen über die Verlängerung der Auf- 
enthaltserlaubnis — ggf. auch über drei Monate 
hinaus — nach der Einreise stärker vereinheit- 
licht werden. Jedenfalls für bestimmte Gruppen 
von Herkunftsländern sollten ferner die auslän- 
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derbehördlichen und ggf. andere Verfahren im 
Interesse einer Verwaltungsvereinfachung und 
auch im Interesse der Studienbewerber stärker, 
evtl, nach dem „Vorort-Prinzip“, zentralisiert wer- 
den, da ein Studienbewerber häufig noch keine 
klaren Vorstellungen über seinen endgültigen 
Aufenthalts- und Studienort hat. Im übrigen soll- 
ten die Hochschulen zur Beschleunigung des 
Sichtvermerksverfahrens regelmäßig und mög- 
lichst frühzeitig das „Vorab-Zustimmungsverfah- 
ren“ bei den Ausländerbehörden beantragen. 
Ferner sollte geprüft werden, in welchen Fall- 
gruppen Studierenden eine Aufenthaltserlaubnis 
auch für einen längeren Zeitabschnitt als bisher 
erteilt werden kann. 

Die Bundesregierung wird diesen Anregungen 
nachgehen. Sie wird prüfen, ob und ggf. durch 
welche Maßnahmen die Verwaltungsabläufe und 
-erfordernisse bei der Zulassung ausländischer 
Studienbewerber zu Studienkollegs und Hoch- 
schulen und beim Sichtvermerksverfahren noch 
enger aufeinander abgestimmt werden können. 
Die Bundesregierung wird diese Anregungen ggf. 
zum Gegenstand von Beratungen mit den Län- 
dern machen. 


6. Wird die Bundesregierung neue Initiativen er- 
greifen, um im Zusammenwirken mit den Län- 
dern sicherzustellen, daß qualifizierte Studenten 
aus Entwicklungsländern und Industriestaaten 
zu Studienaufenthalten in der Bundesrepublik 
Deutschland verstärkt ermutigt werden und an- 
gemessene Zulassungschancen an den Hoch- 
schulen erhalten? 


Ja. 

Im Vergleich zu einer Reihe anderer Staaten zeich- 
net sich das Hochschulsystem der Bundesrepublik 
Deutschland dadurch aus, daß der Zugang zu den 
Hochschulen auch für Ausländer — vorbehaltlich 
des Nachweises der erforderlichen Qualifikation 
bzw. notwendiger Sprachkenntnisse — im Grund- 
satz frei ist und keine Studiengebühren erhoben 
werden. Auch in bundesweit, regional oder örtlich 
zulassungsbeschränkten Studiengängen wird ein 
bestimmter Anteil der Studienplätze für ausländi- 
sche Bewerber reserviert (6 % in den medizinischen 
Studiengängen und Pharmazie, 8 % in den übrigen 
Studiengängen mit Zulassungsbeschränkungen). 
Ein weiterer wesentlicher Vorzug liegt darin, daß 
Bewerber, die keinen dem deutschen Reifezeugnis 
gleichwertigen Vorbildungsnachweis erbringen 
können (sogenannte Bewertungsgruppen II und 
III), eine vorbereitende Ausbildung an einem Stu- 
dienkolleg erhalten können, die die erforderliche 
Qualifikation für die Zulassung zum Hochschulstu- 
dium, die in einer Feststellungsprüfung nachzuwei- 
sen ist, vermittelt. 

Die Einrichtung der Studienkollegs, die Sicherung 
einer Zulassungsquote auch in Nummerus-clausus- 
Studiengängen zugunsten der Ausländer und ein 
großes Stipendienangebot seitens des Bundes und 
der Länder unterstreichen die Bereitschaft der 


Bundesrepublik Deutschland, ausländische Bewer- 
ber, die die erforderliche Qualifikation besitzen, zu 
einem Studienaufenthalt zu ermuntern und ihnen 
angemessene Zulassungschancen zu geben. 

Hinzu kommen ein breit gefächertes und attrakti- 
ves Studienangebot, das durch seine Leistungsfä- 
higkeit weltweit Anerkennung genießt, sowie die 
Bemühungen dor Hochschulen um die Berücksich- 
tigung der besonderen Bedürfnisse ausländischer 
Studenten. 

Nicht zu verkennen ist aber, daß bestehende 
Sprachbarrieren und die im Vergleich zu anderen 
Staaten in der deutschen Wissenschaftstradition 
begründete Freiheit des Studiums für ausländische 
Studenten Schwierigkeiten mit sich bringen, denen 
durch besondere Anstrengungen begegnet werden 
muß. Insbesondere müssen unsere Bemühungen 
auch im Hinblick auf entsprechende Anstrengun- 
gen anderer Staaten darauf gerichtet sein, mehr 
besonders qualifizierte Studenten aus Entwick- 
lungsländern für das Studium in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu interessieren. 

Ausländische Studieninteressenten zu einem Stu- 
dienaufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland 
zu ermutigen, setzt voraus, daß zugleich auch die 
Rahmenbedingungen für einen erfolgreichen Stu- 
dienverlauf gegeben sind bzw. gegebenenfalls ge- 
schaffen werden; dazu gehören geeignete Studien- 
angebote, eine ausreichende studienbegleitende Be- 
treuung, die Sicherung der finanziellen Basis des 
Studienaufenthalts und soweit möglich auch die 
Anerkennung der deutschen Abschlüsse im Hei- 
matland. 

Bei den Bemügungen um bessere Information und 
Ermutigung wird unter fachlichen und regionalen 
Aspekten zu differenzieren sein; dabei sind ent- 
wicklungspolitische, kulturpolitische, aber auch EG- 
integrationspolitische und allgemeine austauschpo- 
litische Ziele zu berücksichtigen. 

Das vorhandene Informationsmaterial über Stu- 
dienmöglichkeiten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land — auch über die Fachhochschulen — sollte im 
Ausland besser zugänglich gemacht werden. Die 
Auslandsvertretungen, die Goethe-Institute, der 
Deutsche Akademische Austauschdienst, die politi- 
schen Stiftungen, die Carl-Duisberg-Gesellschaft 
und die Deutsche Gesellschaft für Technische Zu- 
sammenarbeit sollten eine noch aktivere Rolle spie- 
len, um qualifizierte Studienbewerber auf Studien- 
möglichkeiten in der Bundesrepublik Deutschland, 
auch, soweit dies möglich ist, unter Berücksichti- 
gung ihrer jeweiligen Vorbildung und Qualifikation, 
hinzuweisen. Hierbei können Informationsgesprä- 
che und -Veranstaltungen, wie sie zum Teil von Aus- 
landsvertretungen bereits durchgeführt werden, 
und Gespräche zwischen zurückgekehrten Absol- 
venten deutscher Hochschulen und Studienbewer- 
bern eine wichtige Rolle spielen. 

Auch Projekte der entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit sollten verstärkt dazu genutzt werden, 
Verbindungen zu Hochschuleinrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland herzustellen oder aus- 
zubauen. Die Bundesregierung bemüht sich dar- 
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Über hinaus, den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Ausgebildeten die Wiedereingliederung in ih- 
ren Heimatländern zu erleichtern (vgl. Antwort zu 
Frage 14). 

Im Ausland tätige deutsche Hochschullehrer könn- 
ten sich ebenfalls noch stärker der Aufgabe wid- 
men, über Chancen und Möglichkeiten eines Studi- 
ums in der Bundesrepublik Deutschland zu infor- 
mieren. Auch Hochschulkooperationen und Part- 
nerschaften sind für Information, Auswahl und För- 
derung des Austausches wichtige Instrumente, die 
noch intensiver genutzt werden sollten. 

Vor allem sind die Möglichkeiten zum Erlernen der 
deutsche Sprache zu verbessern. Dazu gehören ein 
stärkerer Einsatz von Lektoren an ausländischen 
Hochschulen und die Entwicklung geeigneter Fern- 
studienkurse zum Erwerb der „Prüfung zum Nach- 
weis der deutschen Sprachkenntnisse“. Adressaten 
dieser Hilfen sollten in Zukunft vermehrt auch Stu- 
denten ingenieurwissenschaftlicher und naturwis- 
senschaftlicher Fachrichtungen sein. Die Bundesre- 
gierung plant, im Rahmen der verfügbaren Haus- 
haltsmittel Stipendien für Sprachkurse zum Er- 
werb des „Nachweises der deutschen Sprachkennt- 
nisse“ an Gruppen ausländischer Studenten oder 
Graduierter aus Entwicklungsländern zu vergeben, 
die von ihrer jeweiligen Regierung oder einer För- 
derorganisation ihres Heimatlandes für ein Stu- 
dium im Ausland ausgewählt und auch für das an- 
schließende Fachstudium an einer deutschen Hoch- 
schule von dieser Stelle gefördert werden („Regie- 
rungsstipendiaten“). Da diese Programme für Re- 
gierungsstipendiaten erwarten lassen, daß ihre 
Teilnehmer später in verantwortlichen Positionen 
in Wissenschaft, Wirtschaft und Verwaltung ihres 
Landes tätig sein werden, ist eine solche Hilfe in 
der Studienvorbereitungs- oder Eingangsphase, der 
sich ein längeres, von anderer Seite finanziertes 
Fachstudium anschließt, besonders wirkungsvoll. 
Die Bundesregierung wird an ausländische Regie- 
rungen und Institutionen in verstärktem Maße die 
Anregung herantragen, Studenten und Graduierte 
mit Stipendien des Heimatlandes im Rahmen von 
Regierungsstipendiatenprogrammen an deutsche 
Hochschulen zu entsenden. Die bisher in Einzelpro- 
grammen (Tunesien, Indonesien, Kolumbien, Volks- 
republik China) gemachten Erfahrungen sind posi- 
tiv. Die Erfahrungen mit den bisherigen Pro- 
grammen werden ausgewertet und zur Grundlage 
weiterer Programme gemacht 

Die Bundesregierung erwägt — unter Vorbehalt 
verfügbarer Haushaltsmittel — ferner, den Stipen- 
dienpbol für Postgraduiertenstudien für Graduierte 
und Nachwuchswissenschaftler aus Entwicklungs- 
ländern auszubauen. Damit würden die Möglichkei- 
ten für den wissenschaftlichen Nachwuchs in den 
Entwicklungsländern erweitert, anspruchsvolle Er- 
gänzungs- und Aufbaustudien in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, besonders auch mit entwick- 
lungsbezogenen Inhalten, in Anspruch zu nehmen. 

Bei Entwicklungsländern ist das ingenieur-, agrar- 
und naturwissenschaftliche Studienangebot, auch 
in Form ergänzender oder postgradualer Angebote, 


bzw. das Angebot entwicklungsländerorientierter 
Studien (vgl. hierzu Antwort auf Frage 13) von be- 
sonderem Interesse. 

Neben dem weiteren Ausbau entsprechender Stu- 
dienangebote müssen aber auch angemessene Zu- 
lassungsmöglichkeiten für ausländische Studenten 
und Bewerber, die ihre Hochschulzugangsberechti- 
gung im Ausland erworben haben, in den Studien- 
gängen gewahrt bleiben, die Zulassungsbeschrän- 
kungen unterliegen (vgl. hierzu Antwort auf Fra- 
gen 7 und 9). 

Die Bundesregierung fördert Forschungsvorhaben 
und Modellversuche zur Verbesserung der Bera- 
tung und Betreuung von ausländischen Studenten 
und die Entwicklung neuer attraktiver, auch an den 
Bedürfnissen ausländischer Studenten bzw. der 
Herkunftsregionen orientierter Studienangebote. 
Durch die Förderung des Hochschullehreraustau- 
sches über den Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienst wird den Hochschullehrern die Mög- 
lichkeit gegeben, im Ausland Erfahrungen zu sam- 
meln und diese in ihre Lehr- und Forschungstätig- 
keit an den Hochschulen der Bundesrepublik 
Deutschland auch im Interesse von ausländischen 
Studenten einzubringen. Sie wird auch in den kom- 
menden Jahren bemüht sein, die Mittel für die Ver- 
gabe von Stipendien zu erhöhen und gemeinsam 
mit den Ländern und den Hochschulen die Aner- 
kennung deutscher Abschlüsse im Ausland, insbe- 
sondere des bisher noch wenig bekannten Fach- 
hochschuldiploms, zu fördern. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation 
hier aufgewachsener junger Ausländer, und sieht 
sie die Notwendigkeit, für sie eine eigene Quote 
im Zulassungsverfahren vorzusehen und sie in 
das ZVS-Verfahren einzubeziehen? 


Im Studienjahr 1983 zählte jeder dritte ausländi- 
sche Studienanfänger zum Personenkreis der sog. 
Bildungsinländer, d. h. zur Gruppe der jungen Aus- 
länder, die in der Bundesrepublik Deutschland ihre 
Hochschulzugangsberechtigung erworben haben. 
Bei stagnierender Gesamtzahl ausländischer Stu- 
dienanfänger zwischen 1981 und 1983 stieg die Zahl 
der „Bildungsinländer“ unter den ausländischen 
Studienanfängern um 3,3 % von 4 899 auf 5 060; ihr 
Anteil an der Gesamtzahl der ausländischen Stu- 
dienanfänger erhöhte sich daher von 32,5 % auf 
33,5 % (vgl. Tabelle 4 und Tabelle VI a, Anhang). 

Bei der Gruppe der „Bildungsinländer“ handelt es 
sich überwiegend um Kinder von in der Bundesre- 
publik Deutschland tätigen ausländischen Arbeit- 
nehmern. Bereits in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der SPD zum „Ausländerstu- 
dium in der Bundesrepublik Deutschland“ (Druck- 
sache 10/497 vom 18. Oktober 1983) hat die Bundes- 
regierung hervorgehoben, daß künftig mit einer 
wachsenden Zahl von Kindern ausländischer Ar- 
beitnehmer zu rechnen ist, die eine deutsche Hoch- 
schulzugangsberechtigung erwerben und ein Stu- 
dium aufnehmen werden. Als Indikator dafür kann 
die Zahl der ausländischen Schüler an Gymnasien 
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angesehen werden. Diese stieg kontinuierlich von 
12 500 im Jahre 1970 über 26 100 im Jahre 1975 und 
40 100 im Jahre 1980 auf 54 800 im Jahre 1984 (vgl. 
Tabelle VIII). 

1. Die Situation der „Büdungsinländer“ bei der Zu- 
lassung zum Hochschulstudium wird durch fol- 
gende Faktoren bestimmt: 

a) Im Falle von Zulassungsbeschränkungen kön- 
nen nach dem Hochschulrecht des Bundes 
ausländische Studienbewerber, die eine deut- 
sche Hochschulzugangsberechtigung haben, 
wie alle ausländischen Bewerber nur im Rah- 
men einer Ausländerquote zugelassen wer- 
den; d. h. in jedem Studiengang wird ein be- 
stimmtes Kontingent der Studienplätze für 
Ausländer reserviert und zugleich deren Zu- 
lassung im Rahmen der für die deutschen Be- 
werber vorgesehenen Quoten ausgeschlossen. 
Diese Regelung ist für die Studiengänge des 
allgemeinen und besonderen Auswahlverfah- 
rens im Rahmenrecht des Bundes (§ 32 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 und § 33 Abs. 5 des Hochschulrah- 
mengesetzes i. d. F. des Gesetzes vom 28. März 
1985) und dem zu seiner Ausfüllung ergange- 
nen Landesrecht verankert (Artikel 13 Abs. 1 
Nr. 3 und Abs. 4 des Staatsvertrags über die 
Vergabe von Studienplätzen vom 23. Juni 1978, 
Artikel 12 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 8 des neuen 
Staatsvertrags vom 14. Juni 1985). Darüber 
hinaus ist im Verordnungsrecht der Länder 
vorgesehen, daß auch in den Studiengängen 
des „besonderen Verteilungsverfahrens“, in 
dem jedem deutschen Bewerber ein Studien- 
platz — wenn auch nicht am Hochschulort sei- 
ner ersten Wahl — garantiert ist, eine Auslän- 
derquote zu bilden ist (§ 5 Abs. 2 Vergabever- 
ordnung). Die Ausländerquote beträgt in den 
drei medizinischen Studiengängen und in der 
Pharmazie nach der geltenden Vergabever- 
ordnung 6 %, in den übrigen Studiengängen 
mit bundesweitem Numerus clausus sowie in 
den Studiengängen des „Besonderen Vertei- 
lungsverfahrens“ 8 % der vorhandenen Stu- 
dienplätze. Entsprechende Ausländerquoten 
gelten für Studiengänge mit örtlicher Zulas- 
sungsbeschränkung. 


b) Die Kriterien und Modalitäten für die Ver- 
gabe der Studienplätze im Rahmen der Aus- 
länderquote sind nicht im Bundesrecht, son- 
dern im Landesrecht geregelt. Danach werden 
Ausländer, also auch Ausländer mit deutscher 
Hochschulzugangsberechtigung, „in erster Li- 
nie nach dem Grad der Qualifikation ausge- 
wählt“, d. h. nach der Durchschnittsnote ihrer 
Hochschulzugangsberechtigung; daneben 
kann bei der Auswahlentscheidung u. a. be- 
sonders berücksichtigt werden, daß ein aus- 
ländischer Studienbewerber eine deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung erworben hat 
(Artikel 13 Abs. 4 Satz 1 des Staatsvertrags 
vom 23. Juni 1978, Artikel 12 Abs. 4 des Staats- 
vertrags vom 14. Juni 1985, § 45 Abs. 2 Ver- 
gabeVO). Alle Ausländer müssen ihre Zulas- 
sungsanträge an die gewünschten Hoch- 
schulen richten, die über die Auswahl zu ent- 
scheiden haben (§ 45 Abs. 1 und Abs. 3 Ver- 
gabeVO). 

c) Aus diesen Rechtsvorschriften folgt für die 
„Bildungsinländer“, daß sie sich für zulas- 
sungsbeschränkte Studiengänge — auch für 
Studiengänge, die in das bundesweite Verga- 
beverfahren der ZVS einbezogen sind — un- 
mittelbar bei einer einzelnen Hochschule bzw. 
zur Erhöhung ihrer Zulassungschancen bei 
mehreren Hochschulen bewerben müssen. Im 
Unterschied zu ihren ehemaligen deutschen 
Mitschülern können sie sich also nicht der 
Vorteile eines zentralen Vergabeverfahrens 
bedienen. Ferner werden sie nicht nach den 
für deutsche Bewerber geltenden Kriterien, 
sondern, wie dargelegt, in erster Linie nach 
der Durchschnittsnote ihrer Hochschulzu- 
gangsberechtigung zugelassen. „Bildungsin- 
länder“ können daher nicht zu einem Teil der 
Studienplätze aufgrund von abiturnotenunab- 
hängigen Kriterien zugelassen werden: So ist 
für sie im allgemeinen Auswahlverfahren eine 
Zulassung nach Wartezeit nicht möglich. Im 
besonderen Auswahlverfahren, das für die 
medizinischen Studiengänge maßgebend ist, 
können die „Bildungsinländer“ nicht nach den 
neuen Kriterien ausgewählt werden, die auf- 
grund des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 


Tabelle 4 

Ausländische Studienanfänger nach Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung innerhalb und außerhalb 

des Bundesgebietes 


Jahr 

Ausländische Studienanfänger 

Insgesamt 

davon 

mit einer im Bundes- 
gebiet erworbenen 
Hochschulzugangs- 
berechtigung 

mit einer außerhalb 
des Bundesgebietes 
erworbenen Hochschul- 
zugangsberechtigung 

ohne Angabe 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

1981 

15 089 

100 

4 899 

32,5 

9 222 

61,1 

968 

6,4 

1983 

15 130 

100 

5 060 

33,5 

9 409 

62,2 

661 

4,4 
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Hochschulrahmengesetzes vom 28. März 1985 
ab Wintersemester 1986/87 für die deutschen 
Bewerber gelten (Abitur/Test-Quote, Test- 
besten-Quote, Wartezeit-Quote, Auswahlge- 
spräch-Quote). 

Offen ist allerdings, ob durch die Geltung der 
Ausländerquote bzw. durch deren Bemessung 
die Zulassungschancen der „Bildungsinlän- 
der“ gegenüber deutschen Bewerbern beein- 
trächtigt werden. Die ZVS hat diese Frage 
1984 untersucht. Die Ergebnisse dieser Unter- 
suchung, die sich auf die Daten aus dem Som- 
mersemester 1983 und dem Wintersemester 
1983/84 beziehen, hat der Verwaltungsaus- 
schuß der ZVS in einem Bericht an die Kultus- 
ministerkonferenz vom 21. September 1984 zu- 
sammengefaßt. Sie lassen den Schluß zu, daß 
in den untersuchten Studiengängen die Zulas- 
sungschancen ausländischer Studienbewerber 
mit deutscher Hochschulzugangsberechtigung 
teilweise etwas ungünstiger, teilweise aber 
auch etwas günstiger sind als die Zulassungs- 
chancen der deutschen Bewerber. 

Diese Bewertung stützt sich auf den Vergleich 
des Anteils der zugelassenen deutschen Stu- 
dienbewerber und des Anteils der zugelasse- 
nen „Bildungsinländer“ an der Gesamtzahl 
der deutschen bzw. ausländischen Studienbe- 
werber mit einer deutschen Hochschulzu- 
gangsberechtigung; es handelt sich demnach 
lediglich um eine Gegenüberstellung der glo- 
balen Zulassungschancen der beiden Bewer- 
bergruppen, die die individuellen Zulassungs- 
chancen des einzelnen deutschen bzw. auslän- 
dischen Studienbewerbers mit deutscher 
Hochschulzugangsberechtigung, die unter Be- 
rücksichtigung der maßgeblichen Zulassungs- 
kriterien sehr unterschiedlich sein können, 
außer Betracht läßt. Auch der Verwaltungs- 
ausschuß der ZVS weist in dem o. e. Bericht an 
die Kultusministerkonferenz auf das Problem 
der Akzeptanz des derzeitigen Auswahlver- 
fahrens für ausländische Studienbewerber 
durch die „Bildungsinländer“ hin. 

In den zulassungsbeschränkten Studiengän- 
gen Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin, Phar- 
mazie und Psychologie wurden im Koordinie- 
rungsverfahren der Hochschulen, das durch 
den DAAD durchgeführt wird, im Winterseme- 
ster 1985/86 insgesamt 796 Bewerber zugelas- 
sen, von denen 38,7 % (darunter in Medizin 
42,7 %, in Psychologie 50 %) eine Hochschulzu- 
gangsberechtigung in der Bundesrepublik 
Deutschland erworben haben (vgl. Tabelle V, 
Anhang, und Frage 1). 

d) Die Situation der „Bildungsinländer“ ist auch 
im Verhältnis zu denjenigen ausländischen 
Bewerbern zu sehen, die ihre Hochschulzu- 
gangsberechtigung im Ausland erworben ha- 
ben. Mit diesen „echten“ Ausländern konkur- 
rieren die „Bildungsinländer“ innerhalb einer 
Quote. Dieser Umstand sowie die Tatsache, 
daß über die Zulassung eine Hochschule ent- 
scheidet, bei der sie sich beworben haben, 
führt zu Problemen: Die „echten“ Ausländer 
haben aufgrund einer zum Teil großzügigeren 


Benotungspraxis in ihren Heimatländern bei 
einem System, in dem die Zulassung in erster 
Linie von der Hochschulzugangsberechtigung 
abhängt, unter Umständen Vorteile gegen- 
über den „Bildungsinländern“. 

Die dezentrale Entscheidung über die Zulas- 
sung von „Bildungsinländern“ zusammen mit 
der Zulassung der „echten“ Ausländer ist 
ferner deshalb problematisch, weil damit die 
Zulassungschancen abhängig sind von der je- 
weils zufälligen Konkurrenzsituation an der 
einzelnen Hochschule. Vergleiche der Qualifi- 
kationen der verschiedenen Bewerber dieser 
Gruppe sind schwierig, da sich die „echten“ 
Ausländer aus ganz unterschiedlichen Staa- 
ten rekrutieren und keine homogene Gruppe 
darstellen, mit der eine gemeinsame Bezugs- 
ebene für einen Qualifikationsvergleich be- 
steht. Andererseits nehmen die „Bildungsin- 
länder“ die Möglichkeit der Mehrfachbewer- 
bung an verschiedenen Hochschulen häufiger 
wahr als die „echten“ Ausländer, weil sie bes- 
ser mit den Möglichkeiten vertraut sind, die 
das deutsche Zulassungsverfahren bietet, 

e) Unabhängig hiervon hat die Tatsache, daß die 
„Bildungsinländer“ mit den „echten“ Auslän- 
dern in einer Quote konkurrieren, zur Folge, 
daß, wenn die Ausländerquote nicht erhöht 
wird, eine Zunahme der Zulassungen von „Bil- 
dungsinländern“ mit einem Absinken der Zu- 
lassung von Studienbewerbern mit ausländi- 
scher Hochschulzugangsberechtigung einher- 
geht Damit wird das mit der Ausländerquote 
verfolgte Ziel, die Förderung des internationa- 
len Austauschs im Hochschulbereich, in Frage 
gestellt. 

2. Nach Auffassung der Bundesregierung muß eine 
Lösung gefunden werden, die einerseits die Pro- 
bleme beseitigt, die sich derzeit für „Bildungsin- 
länder“ bei der Hochschulzulassung ergeben, und 
andererseits vermeidet, daß eine wachsende 
Inanspruchnahme der Ausländerquote durch die 
„Bildungsinländer“ die Zulassungschancen der 
„echten“ Ausländer beeinträchtigt. Zur Errei- 
chung dieses doppelten Ziels kommen prinzipiell 
zwei Wege in Betracht: 

a) Es könnte eine Regelung getroffen werden, 
die die „Bildungsinländer“ aus der Ausländer- 
quote herausnimmt und ihre Zulassung inner- 
halb der für Deutsche geltenden Quoten und 
nach den für Deutsche geltenden Kriterien 
vorsieht. Die Ausländerquote bliebe dann für 
diejenigen ausländischen Bewerber reser- 
viert, die eine ausländische Hochschulzu- 
gangsberechtigung haben. Eine solche Rege- 
lung, die von der Westdeutschen Rektoren- 
konferenz empfohlen wurde (Stellungnahme 
des 144. und 147. Plenums der WRK am 5./ 
6. November 1984 bzw. 4./5. November 1985), 
würde eine Änderung des Hochschulrahmen- 
gesetzes, des Staatsvertrags und der Vergabe- 
verordnung nötig machen. 

b) Es könnte eine Regelung getroffen werden, 
nach der in den Studiengängen des allgemei- 
nen und besonderen Auswahlverfahrens der 
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ZVS innerhalb der Ausländerquote eine Son- 
derquote für „Bildungsinländer“ gebildet wird, 
die vorsieht, daß die für „Bildungsinländer“ so 
reservierten Studienplätze nach den für die 
deutschen Bewerber geltenden Regelungen 
zentral durch die ZVS vergeben werden. Die 
Möglichkeit einer solchen Regelung ist im 
neuen Staatsvertrag für die Zulassung ab dem 
Wintersemester 1986/87 vorgesehen (Arti- 
kel 12 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 Satz 5 des 
Staatsvertrags vom 14. Juni 1985). Die Chan- 
cen für Ausländer, die ihre Hochschulzu- 
gangsberechtigung im Ausland erworben ha- 
ben, könnten durch eine entsprechende Be- 
messung der Quote für die „echten“ Ausländer 
gewahrt werden. Eine solche Regelung würde 
keine Änderung des Hochschulrahmengeset- 
zes und des neuen Staatsvertrags notwendig 
machen, sondern nach Inkrafttreten des 
Staatsvertrags vom 14. Juni 1985, d. h. nach 
seiner Ratifizierung durch die Länder, nur die 
Ausschöpfung der darin vorgesehenen Mög- 
lichkeiten durch den Verordnungsgeber erfor- 
dern. 

In den Studiengängen des besonderen Vertei- 
lungsverfahrens der ZVS könnte „Bildungsin- 
ländern“ wie deutschen Bewerbern eine Zu- 
lassungsgarantie gegeben und ihre Zulassung 
ebenfalls zentral durch die ZVS vorgesehen 
werden. Dazu wäre lediglich eine Änderung 
der Vergabeverordnung erforderlich. 

Die Bundesregierung spricht sich für den zwei- 
ten Weg aus, da er nach Ratifizierung des neuen 
Staatsvertrags durch die Länder ohne gesetzli- 
che Änderungen, also ohne Zeitverzug, durch den 
Verordnungsgeber beschritten werden kann. Da- 
für spricht ferner, daß er ausreicht, um die oben 
erwähnten wesentlichen Nachteile zu beseitigen, 
denen sich bisher die „Bildungsinländer“ gegen- 
übersehen. Wird innerhalb der Ausländerquote 
die dargestellte Binnenquotierung vorgenom- 
men, so ergeben sich für die „Bildungsinländer“ 
keine Nachteile, die jetzt ein Tätigwerden des 
Gesetzgebers erfordern würden. 

Der zweite Weg schließt allerdings ein, daß dafür 
Sorge zu tragen ist, daß für die ausländischen 
Studienbewerber mit einer ausländischen Hoch- 
schulzugangsberechtigung innerhalb der Auslän- 
derquöte eine ausreichende Zahl von Studien- 
plätzen gesichert wird, damit die mit der Auslän- 
derquote verbundenen Zielsetzungen im gleichen 
Umfang wie bisher erreicht werden. Die Ent- 
scheidung über die Bemessung der Ausländer- 
quote und über ihre Binnenquotierung liegt bei 
den Ländern. 

Es muß in jedem Fall eine Regelung gefunden 
werden, die die Chancen der ausländischen Stu- 
dienbewerber mit ausländischer Hochschulzu- 
gangsberechtigung nicht dadurch mindert, daß 
innerhalb der Ausländerquote eine Sonderquote 
für die „Bildungsinländer“ gebildet wird. 

Hinsichtlich der zulassungsrechtlichen Regelung 
für ausländische Studienbewerber aus EG- Mit- 
gliedstaaten wird auf die Beantwortung der Fra- 
ge 9 verwiesen. 


8. Inwieweit werden sogenannte Bildungsinländer 
bei der Studienfinanzierung 

— durch Ausbildungsförderung, 

— durch öffentliche und private Stipendien 

berücksichtigt, und welche Einschränkungen 
sind hier im Vergleich zu deutschen Studenten 
festzustellen? 


Als „Bildungsinländer“ werden solche Ausländer 
bezeichnet, die in der Bundesrepublik Deutschland 
ihre Hochschulzugangsberechtigung erworben, also 
hier in der Regel ihren Lebensmittelpunkt haben. 
Sie können für ein Studium im Inland Ausbildungs- 
förderung erhalten, wenn sie die Voraussetzungen 
des § 8 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(BAföG) erfüllen. Nach § 8 BAföG sind außer Deut- 
schen antragsberechtigt 

— heimatlose Ausländer im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet, 

— Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben und 
als Asylberechtigte nach dem Asylverfahrensge- 
setz anerkannt oder Flüchtlinge nach dem Ge- 
setz über Maßnahmen für im Rahmen humani- 
tärer Hilfsaktionen auf genommene Flüchtlinge 
sind, 

— Ausländer, die ihren ständigen Wohnsitz im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes haben, wenn ein El- 
ternteil Deutscher im Sinne des Grundgesetzes 
ist, 

— Auszubildende, denen nach dem Aufenthaltsge- 
setz/EWG als Kindern Freizügigkeit gewährt 
wird oder die danach als Kinder verbleibebe- 
rechtigt sind, 

— andere Ausländer, wenn entweder sie selbst 
oder zumindest ein Elternteil sich vor Beginn 
des förderungsfähigen Teils des Ausbildungsab- 
schnittes im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
aufgehalten haben und rechtmäßig erwerbstätig 
gewesen sind. 

Für ein Studium im Ausland, das nach dem Bun- 
de sausbildungsförderungsge setz gefördert werden 
kann, können gemäß § 5 Abs. 2 und Abs. 3 BAföG 
außer Deutschen nur die oben genannten heimatlo- 
sen Ausländer, Asylberechtigte oder Flüchtlinge 
nach dem Gesetz über Maßnahmen für im Rahmen 
humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flücht- 
linge Ausbildungsförderung erhalten. 

Im Jahre 1984 sind an den wissenschaftlichen 
Hochschulen einschließlich der Pädagogischen 
Hochschulen, Kunsthochschulen, Fachhochschulen, 
Akademien und höheren Fachschulen insgesamt 
etwa 9 000 Ausländer nach dem BAföG gefördert 
worden, d. h. etwa 2,2% aller nach dem BAföG geför- 
derten Auszubildenden. Der finanzielle Aufwand 
hierfür wird auf etwa 40 Mio. DM (davon Bund 
26 Mio. DM) geschätzt. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
stellt Mittel für Stipendien für den Auslandsaufent- 
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halt junger deutscher Akademiker und Studenten 
für Studien sowie für Promotion und Aufbaustudien 
zur Verfügung; diese Stipendien und Beihilfen wer- 
den vom Deutschen Akademischen Austausch- 
dienst (DAAD), von der Fulbright-Kommission für 
Fachhochschulstudenten in den USA, von der Carl- 
Duisberg-Gesellschaft (CDG) und den acht Begab- 
tenförderungswerken vergeben. In die Förderungs- 
maßnahmen für Auslandsaufenthalte können seit 
dem 1. Januar 1985 auch Deutschen gleichgestellte 
Personen gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 2 ff. und Abs. 2 BAföG 
einbezogen werden. Das bedeutet, daß sich Perso- 
nen, auf die die in § 8 Abs. 1 Nr. 2 ff. und Abs. 2 des 
BAföG genannten Kriterien zutreffen, bei den ge- 
nannten Stipendienorganisationen um ein Stipen- 
dium bewerben können. Ausgenommen davon sind 
die Stipendien der Fulbright-Kommission, da auf- 
grund des Regierungsabkommens zwischen den 
Vereinigten Staaten von Amerika und der Bundes- 
republik Deutschland nur amerikanische und deut- 
sche Staatsbürger in Fördermaßnahmen einbezo- 
gen werden können. 

Der DAAD bezieht diesen Personenkreis mit der 
Maßgabe ein, daß in der Regel 

— der Ausländer seine Schulzeit überwiegend in 
der Bundesrepublik Deutschland verbracht und 
die deutsche Hochschulzugangsberechtigung er- 
worben oder bereits vier Semester in der Bun- 
desrepublik Deutschland studiert hat, 

— kein Stipendium für den vorgesehenen Aus- 
landsaufenthalt im Heimatland vergeben wird, 

— die begründete Erwartung besteht, daß der Aus- 
länder nach Beendigung des vorübergehenden 
Auslandsaufenthaltes wieder in die Bundesrepu- 
blik Deutschland zurückkehrt. 

Die Voraussetzung, daß der Bewerber um ein Sti- 
pendium vier Semester in der Bundesrepublik 
Deutschland studiert hat, gilt nach den z. Z. gültigen 
Ausschreibungsbedingungen des DAAD auch für 
deutsche Bewerber. 

Eine Förderung im Bereich der vom Bund finan- 
zierten acht Begahtenförderungswerke können zur 
Zeit Ausländer erhalten, die die Voraussetzungen 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 (heimatlose Ausländer), Nr. 3 
(Asylberechtigte) und Abs. 2 BAföG erfüllen; nicht 
jedoch Ausländer gemäß § 8 Abs, 1 Nr. 4 und 5 
BAföG. Sobald die in Überarbeitung befindlichen 
Richtlinien in Kraft getreten sind, womit im Jahre 
1986 gerechnet werden kann, werden auch die in § 8 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 genannten Ausländer von den 
Werken gefördert werden können. 

Eine Förderimg von „Bildungsinländern“ durch Sti- 
pendien, die der DAAD aus Mitteln des Auswärti- 
gen Amts für Ausländer zum Studium in der Bun- 
desrepublik Deutschland vergibt, ist nicht möglich. 

Die Graduiertenförderungsgesetze der Länder be- 
ziehen hier aufgewachsene junge Ausländer grund- 
sätzlich ein. 


9. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der neuen Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs zu Fragen der Mobilität im Bil- 
dungsbereich hinsichtlich der Zulassung und 
Förderung ausländischer Studenten aus EG-Mit- 
gliedstaaten? 

Der Europäische Gerichtshof hat in einer Entschei- 
dung vom 13. Februar 1985 (Rechtssache 293/83) be- 
treffend die Erhebung besonderer Studiengebühren 
von ausländischen Studenten durch belgische 
Hochschulen entschieden: 

1. Eine Abgabe, Einschreibe- oder Studiengebühr 
für den Zugang zum berufsbildenden Unterricht 
stellt eine gegen Artikel 7 EWG-Vertrag versto- 
ßende Diskriminierung aus Gründen der Staats- 
angehörigkeit dar, wenn sie von Studenten aus 
anderen Mitgliedstaaten, nicht aber von inländi- 
schen Studenten erhoben wird. 

2. Der Begriff der Berufsausbildung umfaßt den an 
einer Kunsthochschule erteilten Unterricht in 
der Fachrichtung Comicstrips, wenn der Student 
durch diesen Unterricht auf den Erwerb einer 
Qualifikation für einen bestimmten Beruf oder 
eine bestimmte Beschäftigung vorbereitet wird 
oder hierdurch die besondere Befähigung zur 
Ausübung eines solchen Berufes oder einer sol- 
chen Beschäftigung erlangt. 

Nach Auffassung der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaft ist dadurch klargestellt, daß 
der Bereich der Hochschulausbildung als „Berufs- 
ausbildung“ im Sinne Artikel 128 EWG-Vertrag in 
den Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts 
falle und insofern gleiche Behandlung von Inlän- 
dern und Staatsangehörigen aus anderen Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft im Hinblick auf den Zu- 
gang zu den Bildungseinrichtungen und den mate- 
riellen Bedingungen geboten sei. Der juristische 
Dienst des Rates der Europäischen Gemeinschaft 
hat in einer Stellungnahme vom 18. März 1985 (EG 
Dok. 5333/85 JUR 37 DS4) diese Auffassung mit 
Hinweis auf die Vielfältigkeit der Studienangebote 
und -ziele im tertiären Bereich in Zweifel gezogen. 

Im nationalen Recht gibt es sowohl im Bereich der 
Hochschulzulassung als auch der Förderung eine 
Reihe von Bestimmungen, die an die Nationalität 
der Bewerber anknüpfen. § 32 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des 
Hochschulrahmengesetzes sieht vor, daß für aus- 
ländische Bewerber in Studiengängen des Auswahl- 
verfahrens (Numerus-clausus-Studiengänge) eine 
bestimmte Quote der Studienplätze vorzubehalten 
ist. Eine entsprechende Regelung trifft in Umset- 
zung des Hochschulrahmengesetzes der Staatsver- 
trag der Länder, die näher durch Verordnungsrecht 
der Länder (§ 5 Abs. 2 und § 45 der Vergabeverord- 
nung) ausgefüllt wird. Über die Studiengänge des 
Auswahlverfahrens (Numerus-clausus-Studiengän- 
ge) hinaus ergibt sich aus § 5 Abs. 2 der Vergabever- 
ordnung, daß auch in den Studiengängen des Ver- 
teilungsverfahrens, in denen deutsche Bewerber 
eine Studienplatzgarantie haben, Ausländer nur im 
Rahmen einer Ausländerquote zugelassen werden 
können. 
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In Studiengängen mit lokalen oder regionalen Zu- 
lassungsbeschränkungen bestehen aufgrund des je- 
weiligen Landesrechts entsprechende Regelungen. 
Für diese, nicht in das bundesweite Vergabeverfah- 
ren einbezogenen, Auswahlstudiengänge trifft das 
Hochschulrahmengesetz keine Vorgaben. 

Diese Ausländerquoten haben aus hochschul-, kul- 
tur- und entwicklungspolitischen Gründen zum Ziel, 
ausländischen Bewerbern auch in Numerus-clau- 
sus-Studiengängen eine — wenn auch quantitativ 
begrenzte — Zulassungsmöglichkeit zu eröffnen. 
Im einzelnen wird auf die Antwort zu Frage 7 und 
in bezug auf die bestehenden Förderungsmöglich- 
keiten auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit die Konsequen- 
zen, die aus der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs zu ziehen sind. Diese Prüfung erfor- 
dert eingehende Abstimmungen innerhalb der Bun- 
desregierung, aber auch mit den Ländern. Eine ab- 
schließende Stellungnahme zu diesen Fragen ist 
derzeit nicht möglich. 

10. Welche Probleme sind im Hinblick auf die Stu- 
dienfinanzierung und soziale Integration in das 
Hochschulleben insbesondere für Studenten 
aus Entwicklungsländern aufgetreten, und teilt 
die Bundesregierung die Axiffassung, daß in die- 
sem Bereich Maßnahmen dringlich sind, um be- 
stehende Probleme zu entschärfen? 


Grundsätzlich muß von ausländischen Studenten 
erwartet werden, daß sie in der Lage sind, die Fi- 
nanzierung ihres Lebensunterhalts in der Bundes- 
republik Deutschland zu sichern; hiervon gehen 
auch die geltenden ausländerrechtlichen Bestim- 
mungen aus. Die verschlechterte finanzielle Situa- 
tion, politische Veränderungen und gewaltsame 
Auseinandersetzungen in einigen Ländern der Drit- 
ten Welt führen allerdings dazu, daß viele ausländi- 
sche Interessenten ein Studium in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht mehr finanzieren und des- 
halb den für die Erteilung des Sichtvermerks erfor- 
derlichen Finanzierungsnachweis nicht erbringen 
können. Diese Umstände können auch dazu führen, 
daß Studenten, die bereits in der Bundesrepublik 
Deutschland studieren, ursprünglich vorhandene 
private Finanzierungsmöglichkeiten z. T. nachträg- 
lich verlieren; darüber hinaus machen neue devi- 
senrechtliche Bestimmungen der Heimatländer ur- 
sprünglich gegebene Finanzierungsmöglichkeiten 
z. T. generell zunichte. Vor diesem Hintergrund ist 
auch die Forderung nach Sicherung der Finanzie- 
rungsmöglichkeit des Studiums über mehrere 
Jahre im voraus nur begrenzt zu erfüllen. 

Hinzu kommt, daß ein Teil der ausländischen Stu- 
denten sich erst aufgrund der politischen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse im Heimatland zu einem 
Auslandsstudium entschließt oder entschlossen hat 
und dann später, obwohl ursprünglich eine Finan- 
zierungsmöglichkeit gegeben war, in finanzielle 
Schwierigkeiten gerät. 

Die Folge ist, daß es immer wieder für eine Reihe 
von ausländischen Studenten während des Studi- 


ums zumindest vorübergehend zu Finanzierungs- 
schwierigkeiten kommt; dies wird auch durch die 
Ergebnisse der HIS-Untersuchung über „Probleme 
und Perspektiven des Ausländerstudiums in der 
Bundesrepublik Deutschland'" bestätigt. 

Eine Umfrage der Bundesregierung bei den Län- 
dern, die kürzlich durch die Kultusministerkonfe- 
renz nochmals aktualisiert wurde, läßt erkennen, 
daß auch die Länder hier erhebliche Probleme se- 
hen und die in den Ländern und Gemeinden sowie 
bei kirchlichen Einrichtungen und sonstigen priva- 
ten Initiativen bestehenden Hilfsmöglichkeiten we- 
der der Struktur noch der Ausstattung nach ausrei- 
chen. Die Kultusministerkonferenz hat in diesem 
Zusammenhang einen Handlungs- und Verantwor- 
tungsbereich des Bundes unter dem Aspekt der Zu- 
ständigkeit des Bundes in den Bereichen der Ent- 
wicklungshilfe, der Förderung auswärtiger Bezie- 
hungen, der Ausbildungsförderung sowie unter so- 
zialstaatlichen und humanitären Gesichtspunkten 
bejaht. 

Die soziale Situation ausländischer Studenten ist 
ferner dadurch gekennzeichnet, daß viele von ihnen 
— und dies gilt offensichtlich für ausländische Stu- 
denten aus Industrie- und Entwicklungsländern 
gleichermaßen — innerhalb der Hochschulen und 
noch stärker im privaten Bereich weitgehend von 
der deutschen Gesellschaft und von deutschen 
Kommilitonen isoliert sind. Dabei wirkt sich auch 
die Anonymität von Hochschulen mit großer Stu- 
dentenzahl negativ aus. 

Die soziale Situation ist für Studenten aus Entwick- 
lungsländern ferner durch Faktoren gekennzeich- 
net, die mit dem Stichwort „Kulturschock“ bezeich- 
net werden können. Dazu gehört z. B. die Konfron- 
tation mit anderen Verhaltensweisen im täglichen 
Umgang ebenso wie mit anderen moralischen und/ 
oder religiösen Wertvorstellungen und Handlungs- 
weisen. Dazu zählt aber auch — und dieser Faktor 
dürfte für den Studienerfolg oder -mißerfolg einer 
der wichtigsten sein — eine häufig sehr unter- 
schiedliche Unterrichtstradition und Lernerfahrung 
im Heimatland und infolgedessen ein in diesen Fäl- 
len von der Kindheit an anderes Lernverhalten. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß im 
Interesse der mit dem Ausländerstudium verbunde- 
nen Ziele Maßnahmen dringlich sind, um bei plötz- 
lich auftretenden finanziellen Problemen rasch und 
flexibel zu helfen, und die darauf abzielen, die so- 
ziale Integration in das Hochschulleben und das 
neue Lernumfeld ohne Beeinträchtigung der eige- 
nen Identität zu verbessern. 

Dabei könnten folgende Maßnahmen in Erwägung 
gezogen werden: 

1. Eine Ausweitung des Stipendienangebots — im 
Rahmen der verfügbaren Mittel — könnte dazu 
genutzt werden, gezielt qualifizierten Studenten 
aus Ländern, mit denen aus kultur-, wissen- 
schafts- oder entwicklungspolitischen Gründen 
eine engere Zusammenarbeit angestrebt wird, 
ein Studium in der Bundesrepublik Deutschland 
zu ermöglichen. Daneben soll selbstverständlich 
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das aus privaten Mitteln finanzierte Ausländer- 
studium erhalten und durch flankierende Maß- 
nahmen nicht finanzieller Art gefördert werden. 

Es könnten die — bisher nur in geringem Um- 
fang — gezielt in Zusammenarbeit mit einzelnen 
Ländern durchgeführten Programme — im Rah- 
men der verfügbaren Mittel — ausgeweitet wer- 
den, wobei auch Mittel des jeweiligen Herkunfts- 
landes sowie von seiten Dritter (z. B. Weltbank, 
Europäische Gemeinschaft oder auch Fördermit- 
tel seitens der Wirtschaft) einbezogen werden 
könnten. Von deutscher Seite bereitgestellte Mit- 
tel könnten den Anreiz erhöhen, Drittmittel ver- 
stärkt auch für die Ausbildung an den deutschen 
Hochschulen einzusetzen. 

2. Eine Erleichterung bei der Aufnahme von Fe- 
rienarbeit und Nebenverdienstmöglichkeiten für 
bestimmte Gruppen ausländischer Studenten 
könnte zwar die finanziellen Probleme nicht lö- 
sen, sie aber in vielen Fällen entschärfen. 

Die Bundesregierung hat zugunsten iranischer 
Studenten, die aus von ihnen nicht zu vertrete- 
nen Gründen in eine wirtschaftliche Notlage ge- 
raten sind und aufgrund ihres bisherigen Stu- 
dienverlaufs einen erfolgreichen Studienab- 
schluß erwarten lassen, eine Erleichterung hin- 
sichtlich der Erteilung einer Arbeitserlaubnis 
vorgesehen. Nach dieser Regelung kann eine Ar- 
beitserlaubnis unter Berücksichtigung der Ver- 
hältnisse des Einzelfalls gemäß § 19 des Arbeits- 
förderungsgesetzes bzw. nach der Härteregelung 
des § 2 Abs. 7 der Arbeitserlaubnisverordnung er- 
teilt werden. Für ausländische Studenten, die 
sich nachweisbar in ähnlich schwieriger Lage be- 
finden, ist diese Regelung ebenfalls anzuwenden. 
Darüber hinausgehende Maßnahmen werden 
von der Bundesregierung nicht erwogen. 

3. Ein Ausbau der Hilfsmöglichkeiten vor Ort 
würde helfen, akute Notlagen zu überbrücken. 
Z. B. könnten die über die Akademischen Aus- 
landsämter in einer Reihe von Ländern den 
Hochschulen zur Verfügung gestellten Mittel 
aufgestockt werden; auch wäre es erwünscht, im 
Hinblick auf § 41 HRG Mittel der studentischen 
Vertretungen in größerem Umfang zugunsten 
ausländischer Studenten zu verwenden; ferner 
könnten die Mittel der Kirchen und anderer 
Hilfsorganisationen erhöht und die Zahl der über 
den Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD) vergebenen Studienabschlußstipendien 
vergrößert werden. 

Der Wissenschaftsrat hat sich in seiner Stellung- 
nahme vom 15. Mai 1985 zum Studienangebot für 
Studenten aus Entwicklungsländern dafür aus- 
gesprochen, für Studenten aus Entwicklungslän- 
dern auch dann schon Plätze in Studentenwohn- 
heimen zur Verfügung zu stellen, wenn sich ihre 
Immatrikulation verzögert; dies wäre gerade in 
der sehr schwierigen Phase vor Beginn des Stu- 
diums hilfreich. 

Die Bundesregierung appelliert an die Länder, 
durch entsprechende finanzielle und soziale 
Maßnahmen dazu beizutragen, daß Rahmenbe- 
dingungen geschaffen werden, die den Studenten 


aus Entwicklungsländern ein erfolgreiches Stu- 
dium und die Integration in das Hochschulleben 
ermöglichen. Die Bundesregierung spricht sich 
in diesem Zusammenhang für eine enge Zusam- 
menarbeit aller für das Ausländerstudium Ver- 
antwortlichen in Bund, Ländern und Hoch- 
schulen aus. 

Der Deutsche Bundestag hat im Haushaltsplan 
für 1986 (Einzelplan des Bundesministers für Bil- 
dung und Wissenschaft) erstmals einen „Not- 
fonds für ausländische Studenten“ eingerichtet; 
es ist beabsichtigt, künftig Zuschüsse an zentrale 
Einrichtungen zu gewähren zur Unterstützung 
ausländischer Studenten durch befristete Über- 
brückungshilfen, um die Fortsetzung des Studi- 
ums im Falle unverschuldeter wirtschaftlicher 
Notlage zu ermöglichen. Da die Vergabegrund- 
sätze noch der Abstimmung bedürfen, wurde 
1986 nur ein Leertitel ausgebracht. 

4. Die Bundesregierung unterstützt Forschungsvor- 
haben sowie Modellversuche der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung, die darauf abzielen, die Lern- 
schwierigkeiten abzubauen, die Orientierungs- 
möglichkeiten vor und bei Beginn des Studiums 
zu verbessern und den Studienerfolg durch flan- 
kierende Hilfen zu sichern. Dazu gehören auch 
Maßnahmen, die darauf abzielen, während des 
Studiums in der Bundesrepublik Deutschland 
den Kontakt zum Heimatland nicht abreißen zu 
lassen. Im einzelnen können dabei deutsche und/ 
oder ausländische Tutoren und „Patenschaften“, 
Freundeskreise (z. B. Freundeskreise ehemaliger 
Stipendiaten), kollegiale Hilfe durch Kommilito- 
nen und Hochschullehrer und stärkeres Engage- 
ment der studentischen Vertretungen hilfreich 
sein. Die Bundesregierung unterstreicht die be- 
stehende Verantwortung der Hochschulen für 
die ausländischen Studenten; die Hochschulen 
haben nach § 2 Abs. 5 HRG nicht nur die Aufga- 
be, die internationale Zusammenarbeit und den 
Austausch mit ausländischen Studenten zu för- 
dern, sondern auch die „besonderen Bedürfnisse 
ausländischer Studenten zu berücksichtigen“. 
Die Bundesregierung erwartet, daß sich die 
Hochschulen, die Studentenschaften, die Studen- 
tenwerke und studentischen Verbände in stärke- 
rem Maße bemühen, ihre eigenen Instrumente 
zur Förderung der Belange ausländischer Stu- 
denten einzusetzen. 

5. Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn 
Wirtschaft und Verwaltung für ausländische Stu- 
denten in den Semesterferien mehr Möglichkei- 
ten für studienfachbezogene Praktika eröffne- 
ten. 


11. Wie groß ist der Anteil ausländischer Studenten, 
die ihren Studienaufenthalt in der Bundesrepu- 
blik Deutschland einschließlich Berlin durch 
Stipendien der Mittlerorganisationen der aus- 
wärtigen Kulturpolitik oder ihrer Regierungen 
finanzieren? Wie groß ist die Summe der Mittel, 
die die Bundesregierung für Stipendien an aus- 
ländische Studenten vergibt? Wie verteilen sich 
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diese Mittel auf die einzelnen Ressorts der Bun- 
desregierung? Wie verteilen sich diese Stipen- 
dien — unterschieden nach Kurzstudienaufent- 
halten und Vollstudien — auf die einzelnen Na- 
tionalitäten? 


Die Gesamtzahl der von Mittlerorganisationen der 
auswärtigen Kulturpolitik^) geförderten Studenten 
beträgt derzeit 5 440. Bezogen auf eine Gesamtzahl 
von 69 619 ausländischen Studenten im Winterse- 
mester 1983/84 ergibt dies einen Gefördertenanteil 
von knapp 8 %. 

Daneben werden vom Deutschen Akademischen 
Austauschdienst (DAAD) zur Zeit 836 Ausländer 
(größtenteils Vollstudien, aber auch Vertiefungs- 
und Promotionsstudien) betreut, die ihren Aufent- 
halt mit Stipendien ihrer Regierungen finanzieren 
(sogenannte Regierungsstipendiaten). Ihr Anteil 
liegt damit bei 1,2 % der Gesamtzahl der ausländi- 
schen Studenten. Das Auswärtige Amt stellte 1985 
für ausländische Studenten Stipendienmittel in 
Höhe von 65 660 000 DM zur Verfügung. Die Auftei- 
lung der Herkunftsländer ergibt sich aus der Ta- 
belle IX im Anhang. Die Mittlerorganisationen ver- 
geben bis auf den DAAD, der die Mehrzahl der Sti- 
pendien vergibt, fast ausschließlich Vollzeitstipen“ 
dien. Der DAAD definiert als Vollzeitstipendiaten 
nur diejenigen, die von Studienbeginn an bis zum 
Abschluß gefördert werden. Alle anderen Stipen- 
dien, von Stipendien für zweimonatige Kurz auf ent- 
halte für einen Doktoranden bis zu solchen für 
mehrjährige Aufenthalte, werden im Sinne der Fra- 
gestellung als Stipendien für Kurzaufenthalte ge- 
zählt. 

Im Rahmen der entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit fördert die Bundesregierung gemeinsam 
mit den Ländern auch über die Carl-Duisberg-Ge- 
sellschaft Studenten aus Entwicklungsländern für 
ein Fachhochschulstudium. Im Jahre 1984 wurden 
in diesem Programm 845 Studenten gefördert; der 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit stellte hierfür ca. 10,2 Mio. DM zur Verfügung. 
Darüber hinaus wurden 210 projektbezogene Sti- 
pendien über den DAAD und 53 projektfreie Stipen- 
dien an Postgraduierte über die Deutsche Stiftung 
für internationale Entwicklung und den DAAD ver- 
geben. Für diese Stipendien wurden im Jahre 1984 
6 Mio. DM auf gewandt. 

Die Länder vergaben im Jahre 1984 661 Stipendien; 
sie wandten dafür ca. 15 Mio. DM auf. 


^) (Deutscher Akademischer Austauschdienst, Konrad- 
Adenauer-Stiftung, Friedrich-Ebert Stiftung, Friedrich- 
Naumann Stiftung, Otto-Benecke Stiftung) 

Die Angaben beziehen entsprechend der Fragestellung 
nicht die Alexander von Humboldt Stiftung und die 
Hanns-Seidel Stiftung ein, die Wissenschaftler fördern. 
Im Rahmen des bilateralen Fulbright-Auslandspro- 
gramms werden im Jahre 1985 100 amerikanische Stu- 
denten (87 Vollstipendien und 13 Reisestipendien) ge- 
fördert (bei der deutsch/ amerikanischen Fulbright- 
Kommission handelt es sich jedoch nicht um eine Mitt- 
lerorganisation, sondern um eine gemeinsam getragene 
Einrichtung auf der Basis des Fulbright-Abkommens). 


Hinsichtlich der Möglichkeiten der acht vom Bun- 
desministerium für Bildung und Wissenschaft un- 
terstützten Begabtenförderungswerke zur Förde- 
rung von ausländischen Studierenden wird auf die 
Antwort zu Frage 8 verwiesen. Von der unter be- 
stimmten Bedingungen gegebenen Förderungsmög- 
lichkeit machen sechs Werke Gebrauch, die 1985 
105 Stipendiaten aus dem Ausland während ihres 
Studiums in der Bundesrepublik Deutschland för- 
derten; hinzuweisen ist darauf, daß ein erheblicher 
Teil dieser Stipendiaten seine Hochschulzugangs- 
berechtigung in der Bundesrepublik Deutschland 
erworben hat. 

Eine Aufschlüsselung auf die einzelnen Nationalitä- 
ten ergibt sich aus Tabelle X im Anhang. 

Die Summe der Mittel, die die Bundesregierung für 
Stipendien an ausländische Studenten aufwendet, 
betrug 1984 ca. 83 Mio. DM. 

Zur Frage der Förderung ausländischer Studenten 
im Rahmen des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes wird auf Frage 8 verwiesen. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeu- 
tung des besonderen Studienangebots der Fach- 
hochschulen für ausländische Studenten, dies 
insbesondere im Hinblick darauf, daß rd. 90 v. H. 
der ausländischen Studenten, die ein Vollstu- 
dium absolvieren, aus Entwicklungsländern 
stammen? Welche Initiativen hat die Bundesre- 
gierung eingeleitet, etwaige Probleme bei der 
Anerkennung der Fachhochschuldiplome einer 
Lösung zuzuführen? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
vom 18. Oktober 1983 auf die Kleine Anfrage zum 
„Ausländerstudium in der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ (Drucksache 10/497) betont, daß das Interesse 
ausländischer Studierender an einem Fachhoch- 
schulstudium in der Bundesrepublik Deutschland 
weiterhin besonders gefördert werden sollte. Im 
gleichen Sinne hat sich auch der Wissenschaftsrat 
in seiner „Stellungnahme zum Studienangebot für 
Studenten aus Entwicklungsländern“ vom 10. Mai 
1985 geäußert. Es heißt dort: „Der Anwendungsbe- 
zug prägt das Studienangebot der Fachhochschu- 
len. Sie kommen damit dem spezifischen Bedarf 
von Entwicklungsländern nach praktisch orientier- 
ten Führungskräften in Wirtschaft und Verwaltung 
besonders entgegen. Auch wenn sich der Anwen- 
dungsbezug deutscher Fachhochschulen im wesent- 
lichen auf die technische, wirtschaftliche und so- 
ziale Umwelt der Bundesrepublik Deutschland be- 
zieht, erscheinen die Art der Ausbildung und die 
Methoden der Erfahrungsgewinnung und -Umset- 
zung, die an Fachhochschulen üblich sind, für Stu- 
denten aus Entwicklungsländern besonders emp- 
fehlenswert. Das klar strukturierte, überschaubare 
und vergleichsweise kurze Studium ist für viele an 
grundständigen Vollstudien interessierte Studenten 
aus Entwicklungsländern besonders geeignet. Das 
Kurssystem, dem die Lehre an den Fachhoch- 
schulen überwiegend folgt, trägt im übrigen erheb- 
lich dazu bei, den einzelnen Studenten in eine 
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Gruppe zu integrieren und damit in aller Regel 
auch in sein Studium und in die Hochschule.“ 

Aus diesen Gründen wurden und werden Studenten 
aus Entwicklungsländern, insbesondere in einem 
gemeinsamen Bund-Länder-Programm, für ein 
volles Studium an Fachhochschulen mit Stipendien 
gefördert. Eine Evaluierung dieses Programms ist 
im Jahr 1986 vorgesehen. 

Die vom Wissenschafts rat empfohlene verstärkte 
Nutzung der Studienmöglichkeiten an den deut- 
schen Fachhochschulen durch Studenten aus Ent- 
wicklungsländern setzt neben der Entwicklungslän- 
derrelevanz des Studienangebots vor allem auch 
Erfolge bei der Anerkennung der Studienab- 
schlüsse in anderen Staaten, besonders in den Ent- 
wicklungsländern, voraus. 

Die Bundesregierung setzt sich — gemeinsam mit 
den Ländern — gegenüber ausländischen Regie- 
rungen und anderen zuständigen Stellen intensiv 
für die Anerkennung der Fachhochschulausbildung 
und der entsprechenden Diplomgrade, insbeson- 
dere zum Zwecke der Berufsausübung, ein. 

Wegen der Unterschiede zwischen dem deutschen 
Bildungssystem und ausländischen Bildungssyste- 
men, die meist den Fachhochschulstudiengängen 
entsprechende Ausbildungen nicht kennen, ist das 
Bemühen um Anerkennung der deutschen Fach- 
hochschulausbildung im Ausland eine Aufgabe, die 
in vielen Fällen nicht kurzfristig zu lösen ist. 

Bund und Länder unterstützen die Herausgabe not- 
wendiger Informationsschriften über die Fachhoch- 
schulen. Den deutschen Auslandsvertretungen ist 
im Juli 1985 eine von der Kultusministerkonferenz 
der Länder, dem Auswärtigen Amt, dem Bundesmi- 
nisterium für Bildung und Wissenschaft, der West- 
deutschen Rektorenkonferenz und dem Deutschen 
Akademischen Austauschdienst (DAAD) erarbei- 
tete und abgestimmte Darstellung über „Die Bedeu- 
tung der Fachhochschulausbildung und ihrer Ab- 
schlüsse in der Bundesrepublik Deutschland im in- 
ternationalen Rahmen“ zugegangen. Darüber hin- 
aus wird zur Zeit von der Carl-Duisberg-Gesell- 
schaft eine umfangreiche Dokumentation über das 
Fachhochschulsystem mit dem Ziel erarbeitet, aus- 
ländische Regierungen und berufsständische Verei- 
nigungen im Ausland besser zu informieren und so 
eine niveaugerechte Anerkennung des Dipl.-Ing. 
(FH) im Ausland zu erreichen. Insbesondere zur In- 
formation ausländischer Studienbewerber und Stu- 
denten gibt der DAAD Studienführer sowohl über 
das Studium an Fachhochschulen als auch über das 
Studium an wissenschaftlichen Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland heraus. Ferner sind 
die Schriften von Inter Nationes zu nennen. An die- 
sen Informationsmaterialien besteht großes Inter- 
esse; sie liegen überwiegend in mehreren Sprachen 
vor. 

Ein wichtiger Erfolg dieser Arbeiten ist, daß in die 
neue Richtlinie des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaft vom 10. Juni 1985 für die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 
sonstigen Befähigungsnachweise auf dem Gebiet 


der Architektur und für Maßnahmen zur Erleichte- 
rung der tatsächlichen Ausübung des Niederlas- 
sungsrechts und des Rechts auf freien Dienstlei- 
stungsverkehr („Architekten-Richtlinie“) auch die 
Fachhochschulausbildungen einbezogen wurden. 
Damit hat die Europäische Gemeinschaft deren 
Qualität anerkannt. 

Auch die Bemühungen des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und der Kultusmi- 
nisterkonferenz, die Volksrepublik China beim Auf- 
bau eines Fachhochschulsystems zu unterstützen, 
werden ein weiterer Schritt auf dem Weg zu einer 
breiteren Anerkennung sein. 

Bei dem derzeit in Brüssel verhandelten Entwurf 
einer EG-Richtlinie über eine allgemeine Regelung 
zur Anerkennung der Hochschuldiplome für den 
Berufszugang in Europa setzt sich die Bundesregie- 
rung — in Übereinstimmung mit der EG-Kommis- 
sion — nachdrücklich für die Einbeziehung auch 
der deutschen Fachhochschulabschlüsse ein. 


13. Berücksichtigt nach Auffassung der Bundesre- 
gierung das Studienangebot der Hochschulen in 
der Bundesrepublik Deutschland hinreichend 
entwicklungspolitische und internationale Fra- 
gestellungen, um dem Interesse der ausländi- 
schen Studenten und an einer Tätigkeit im Aus- 
land interessierter deutscher Studenten zu ge- 
nügen? 

Die Inhalte von Lehre und Forschung an den deut- 
schen Hochschulen werden seit langem und in zu- 
nehmendem Maße durch den internationalen Aus- 
tausch von Methoden, Wissen und Erfahrungen 
mitbestimmt. Wissenschaftliche Probleme sind in 
den meisten Fachgebieten nicht mehr ohne Berück- 
sichtigung von und Auseinandersetzung mit den 
Forschungsergebnissen und Erkenntnissen auslän- 
discher Wissenschaftler zu lösen. 

Die internationale Zusammenarbeit im Bereich der 
Wissenschaft bezieht in zunehmendem Maße auch 
Wissenschaftler in Ländern der Dritten Welt ein. 
Dies findet seinen Niederschlag auch in den Stu- 
dieninhalten. In einer im Auftrag der Bundesregie- 
rung 1981 durchgeführten Untersuchung der Hoch- 
schulinformations-System GmbH wurde eine Be- 
standsaufnahme der Studienangebote mit entwick- 
lungspolitischer Ausrichtung in der Bundesrepublik 
Deutschland sowie eine Bewertung dieser Angebote 
vorgenommen. Sie zeigt, daß an den deutschen 
Hochschulen eine breite Palette von Studien mit 
Relevanz für entwicklungspolitische Fragestellun- 
gen angeboten wird. Dies findet seine Bestätigung 
in dem von der Deutschen Stiftung für Internatio- 
nale Entwicklung 1982 herausgegebenen „Studien- 
führer Dritte Welt“, der 1985 ergänzt wurde und vor- 
aussichtlich 1986 grundlegend überarbeitet werden 
soll. 

Auch der Wissenschaftsrat hat sich in seiner Stel- 
lungnahme vom 10. Mai 1985 eingehend mit der 
Frage der Entwicklung von Studienangeboten für 
Studenten aus Entwicklungsländern befaßt. 


21 




Drucksache 10/5171 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Insgesamt kann das Studienangebot mit entwick- 
lungspolitischer Ausrichtung hinsichtlich Struktur 
und Umfang allerdings noch nicht befriedigen. 
Nach den Ergebnissen der HIS-Untersuchung „Pro- 
bleme und Perspektiven des Ausländerstudiums in 
der Bundesrepublik Deutschland“ sind entwick- 
lungsländerbezogene Lehrinhalte noch die Ausnah- 
me. Auch nimmt nur ein geringer Teil der Studen- 
ten aus Entwicklungsländern derartige Angebote 
bisher tatsächlich wahr. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Studiengänge und Studieninhalte, die an Hoch- 
schulen hochentwickelter Industriestaaten angebo- 
ten werden, häufig nur begrenzt geeignet sind, den 
speziellen Bedürfnissen und Möglichkeiten der 
Länder der Dritten Welt gerecht zu werden. Aus 
entwicklungspolitischer Sicht sollte zwar der Auf- 
bau eigener Hochschuleinrichtungen in den Län- 
dern der Dritten Welt im Vordergrund stehen; so- 
lange aber dort die nötige Infrastruktur für tertiäre 
Bildungsangebote nicht verfügbar ist und Studien- 
aufenthalte in weit entfernten und sozio-kulturell 
sehr unterschiedlichen Staaten auch für die Durch- 
führung von Vollstudien notwendig bleiben, sollten 
in angemessenem Rahmen Ausbildungsangebote 
an den Hochschulen der Bundesrepublik Deutsch- 
land bereitstehen. Die Hochschulen sollten in den 
Studiengängen und Studienabschnitten, wo dies ge- 
eignet erscheint, ihr Studienangebot durch entwick- 
lungspolitisch orientierte Inhalte und Schwer- 
punkte ergänzen. 

Entwicklungspolitisch orientierte Studienangebote 
stehen, auch wenn sie fremdsprachig erfolgen, kei- 
neswegs nur ausländischen Studenten und Gradu- 
ierten offen; sie kommen auch für Deutsche in Be- 
tracht, die im Rahmen späterer beruflicher Tätig- 
keit im Ausland auf entsprechende Kenntnisse an- 
gewiesen sein werden. 

Entwicklungspolitische und internationale Frage- 
stellungen kommen im Grundstudium in der Regel 
nicht in Betracht. Als mögliche Schwerpunktfächer 
im Hauptstudium, bei der Themenstellung von Se- 
minar-, Diplom- und Doktorarbeiten haben sie grö- 
ßere Bedeutung. Vor allem die Angebote des Post- 
graduierten-Studiums können regional bezogenen 
Fragestellungen aus dem Bereich der Agrar-, Na- 
tur- und Ingenieurwissenschaften, den Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften und auch medizinischen 
Studiengängen gewidmet sein. Der Wissenschafts- 
rat hat in der erwähnten Empfehlung vom 10. Mai 
1985 hervorgehoben, daß einerseits das Studienan- 
gebot der Fachhochschulen, andererseits postgra- 
duale Studienangebote für Studenten aus Entwick- 
lungsländern besonders geeignet sind. Gerade der 
wissenschaftliche Nachwuchs und andere Nach- 
wuchskräfte mit künftigen Multiplikatorenaufga- 
ben sind für postgraduale Studienangebote wich- 
tige Adressaten. Diese Studienangebote, die auch 
auf eine zunehmende Nachfrage aus den Ländern 
der Dritten Welt treffen, können unter dem Aspekt 
von Wettbewerb und Differenzierung eine wichtige 
und stimulierende Wirkung zur Förderung von Lei- 
stung und Qualität im Hochschulbereich entfalten. 


Die Entwicklung von Studieninhalten, die entwick- 
lungsländerorientierte Fragestellungen besonders 
berücksichtigen, setzt voraus, daß die Hochschul- 
lehrer einschlägige Erfahrungen in den betreffen- 
den Ländern gesammelt haben. Der über den Deut- 
schen Akademischen Austauschdienst und die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft geförderte Wis- 
senschaftleraustausch, insbesondere die Förderung 
einer vorübergehenden Lehrtätigkeit in Ländern 
der Dritten Welt, ist ein wichtiges Instrument, um 
wissenschaftlichem Personal die Möglichkeit zu ge- 
ben, die auch zur Bereicherung der Lehre und For- 
schung an deutschen Hochschulen notwendigen Er- 
fahrungen zu sammeln. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung sollten die Möglichkeiten, auch in 
Ländern der Dritten Welt vorübergehend wissen- 
schaftlich tätig zu sein, insbesondere z. B. im Rah- 
men von geeigneten projektbezogenen Kooperatio- 
nen und Partnerschaften, noch weiter ausgebaut 
werden. Hierauf hat auch der Wissenschaftsrat in 
seiner o. g. Stellungnahme hingewiesen. 

Gemeinsam mit den Ländern fördert die Bundesre- 
gierung im Rahmen des Modellversuchsprogramms 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung mehrere Modellversu- 
che, die spezifischen Anforderungen und Interessen 
von Ländern der Dritten Welt Rechnung tragen, 
z. B. die folgenden: „Zusatzangebot zum regulären 
Medizinstudium für Studenten aus Entwicklungs- 
ländern“ an der Universität Heidelberg, „Regional- 
planung in Entwicklungsländern“ an der Universi- 
tät Dortmund und die „Entwicklung auslandsbezo- 
gener Studienangebote an Fachhochschulen im Be- 
reich Bauwesen, Raumnutzung, Ernährung“ an 
sechs niedersächsischen Fachhochschulen. Weitere 
Modellversuche, z. B. , Aufbaustudium Energiepla- 
nung und Energiemanagement in Entwicklungslän- 
dern“ an der Technischen Universität Berlin, im 
Bereich des „Stadtbauwesens“ an der RWTH 
Aachen, „Wasserwirtschaft und Kulturbau in der 
Dritten Welt“ an der Universität Hannover (als 
Fernstudium) sowie zur Förderung des Studiener- 
folgs ausländischer Studenten insbesondere aus 
Entwicklungsländern an der Gesamthochschule Es- 
sen sind in Vorbereitung. 

Die Bundesregierung ist bereit, Initiativen der Län- 
der und Hochschulen, derartige Studienangebote zu 
entwickeln und auszubauen, im Rahmen der von 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung beschlossenen Schwer- 
punktsetzung zu fördern. 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß eine große 
Zahl engagierter Hochschullehrer und die Hoch- 
schulen selbst der Aufgabe der Entwicklung und 
dem Ausbau von Studienangeboten, die internatio- 
nale und entwicklungspolitisch orientierte Frage- 
stellungen einbeziehen, offen und konstruktiv ge- 
genüberstehen. 


14. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
für ausländische Studierende aus Entwick- 
lungsländern nach Abschluß des Studiums ge- 
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eignete, zeitlich begrenzte Reintegrationsmaß- 
nahmen vor allem im Bereich der Medizin und 
Technik vorzusehen? 

Reintegrationsmaßnahmen erst nach Abschluß des 
Studiums — ohne begleitende Hilfen während des 
Studiums — erscheinen allein nicht ausreichend, 
um zur Lösung der Reintegrationsprobleme wirk- 
sam beizutragen. Reintegration sollte als Prozeß 
verstanden werden, der bereits vor der Einreise des 
Studienbewerbers in die Bundesrepublik Deutsch- 
land beginnt Das bedeutet zum Beispiel, daß der 
ausländische Studienbewerber — insbesondere 
dann, wenn er noch keine Studienerfahrung hat — 
sehr sorgfältig prüfen sollte, welche Studienfächer 
er wählen möchte, um später möglichst gute Chan- 
cen auf dem Arbeitsmarkt seines Heimatlandes 
oder eines anderen Landes der Dritten Welt zu ha- 
ben. 

Wichtige Hilfen zur Reintegration während der 
Ausbildungszeit sind beispielsweise Beratung bei 
der Studienfach- und Hochschulwahl, entspre- 
chende fachliche Schwerpunktsetzungen im Haupt- 
studium (vgl. Frage 13), Fachmentoren- und Tuto- 
renprogramme, Heimreisen und Praktika im Hei- 
matland, bilaterale Forschungsvorhaben und 
„Sandwich“-Programme, Informationen über aktu- 
elle Entwicklungen im Heimatland und entwick- 
lungsländerrelevante Themenstellungen für Di- 
plom- und Promotionsarbeiten. Dabei sollten — um 
Enttäuschungen vorzubeugen — die Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt realistisch dargestellt und die 
Notwendigkeit der Rückkehr betont werden. Die 
Bundesregierung fördert im Rahmen des Modell- 
versuchsprogramms der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung in 
diesen Bereichen Modellversuche sowie darüber 
hinaus Forschungsvorhaben, die den genannten 
Zielsetzungen entsprechen. 

Eine entscheidende Voraussetzung für die Reinte- 
gration ist die Anerkennung der erworbenen Ab- 
schlüsse im Herkunftsland. Daher werden von sei- 
ten der Bundesregierung verstärkte Anstrengun- 
gen unternommen, um die Anerkennung deutscher 
Hochschulabschlüsse im Ausland zu fördern. 

Neben der grundsätzlichen Bedeutung von Reinte- 
grationshilfen parallel zum gesamten Studienver- 
lauf bleibt aus der Sicht der Bundesregierung die 
Notwendigkeit bestehen, für Akademiker aus Ent- 
wicklungsländern nach Abschluß des Studiums ge- 
zielte, zeitlich begrenzte Reintegrationsmaßnah- 
men durchzuführen. Von 1974 bis Ende 1984 wurden 
rund 58 Mio. DM für mehr als 3 000 Förderungs- 
maßnahmen zur Reintegration von Ausbildungsab- 
solventen ausgegeben, davon 11,4 Mio. DM im Jahre 
1984. 

Schwerpunkte dieser Reintegrationsmaßnahmen 
nach Studienabschluß sind Beratungs- und Fortbil- 
dungsprogramme im Bereich Gesundheitswesen 
und Technologie. Die Reintegrationsförderung er- 
streckt sich aber auch auf die Bereiche Wirtschaft, 
Verwaltung, angewandte Naturwissenschaften, Bil- 
dung, Sozialwesen, Landwirtschaft und Ernährung. 


Im Rahmen des Programms wird den Rückkehr- 
willigen ein breites Spektrum von berufsvorberei- 
tenden/berufsbegleitenden/berufsqualifizierenden 
Praktika und Kursen angeboten. Für die Stipendia- 
ten des Bund-Länder-Programms für Fachhoch- 
schulstudenten besteht die Möglichkeit, im An- 
schluß an das Fachstudium zur Förderung der 
Reintegration — zeitlich begrenzt und durch ein 
Stipendium finanziert — beruflich in deutschen In- 
dustriebetrieben tätig zu sein. Das Programm wird 
seit 1980 vom Zentrum für Internationale Migration 
und Entwicklung (CIM) über Trägerorganisationen 
durchgeführt. In CIM arbeiten die Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit und die Zentralstelle 
für Arbeitsvermittlung in Form einer Arbeitsge- 
meinschaft zusammen. 

Darüber hinaus werden von verschiedenen Stellen, 
insbesondere den Hochschulen und stipendienge- 
benden Institutionen, den politischen und sonstigen 
Stiftungen Reintegrations Seminare angeboten. Die 
Studenten werden dabei u. a. über die Arbeits- 
marktsituation in ihren Heimatländern und über 
die Anerkennung deutscher Examina durch staatli- 
che Vertreter ihrer Heimatländer unterrichtet; 
gleichzeitig erfahren sie, welche Hilfen von deut- 
scher Seite aus geleistet werden können, um die 
Reintegration und den Neubeginn im Heimatland 
zu erleichtern. 

Die Bundesregierung sieht in Übereinstimmung 
mit den Ländern auch die Pflege von Nachkontak- 
ten mit ehemaligen Studenten aus Entwicklungs- 
ländern als bedeutsam für die Reintegration an 
(vgl. Antwort auf Frage 15). 


15. Wie beurteilt die Bundesregierung die Bemü- 
hungen der Mittlerorganisationen der auswärti- 
gen Kulturpolitik zur Nachbetreuung ihrer Sti- 
pendiaten? Welche Meißnahmen sind aus der 
Sicht der Bundesregierung geeignet, die Nach- 
betreuung ggf. zu intensivieren und zu verbes- 
sern? 


Stipendien an ausländische Studenten und Wissen- 
schaftler werden im Rahmen der auswärtigen Kul- 
turpolitik aus Mitteln des Auswärtigen Amtes im 
wesentlichen durch den Deutschen Akademischen 
Austauschdienst (DAAD), die Alexander von Hum- 
boldt-Stiftung, die politischen Stiftungen, die bilate- 
rale Fulbright-Kommission sowie im Rahmen der 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit von den 
in diesem Rahmen tätigen Einrichtungen vergeben. 
Diese Mittlerorganisationen fördern auch Maßnah- 
men zur Nachbetreuung ehemaliger Stipendiaten 
nach Rückkehr in ihr Heimatland. Diese Nachbe- 
treuung — möglichst anknüpfend an eine frühzeitig 
einsetzende Betreuung schon während des Studi- 
ums — ist eine besonders wirkungsvolle Hilfe zur 
Sicherung der Anwendung und Umsetzung des in 
der Bundesrepublik Deutschland erworbenen Kön- 
nens und Wissens; sie ist auch eine wichtige Vor- 
aussetzung einer dauerhaften internationalen wis- 
senschaftlichen, kulturellen und auch wirtschaftli- 
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chen Zusammenarbeit. Nachbetreuung ist unerläß- 
lich, damit freundschaftliche Kontakte, die während 
des Studienaufenthaltes in der Bundesrepublik 
Deutschland geknüpft wurden, längerfristig im In- 
teresse beider Länder, des Gastlandes und des Her- 
kunftslandes, erhalten bleiben. Dies gilt für Stipen- 
diaten ebenso wie für Nicht-Stipendiaten: 

Die wesentlichen Instrumente der Nachbetreuung 
sind bei unterschiedlicher Schwerpunktsetzung der 
Mittlerorganisationen insbesondere Fachsympo- 
sien, Nachkontaktseminare im Ausland und Infor- 
mationsaustausch, z. B. über Bücher- und Zeit- 
schriften- Spenden und die Vierteljahresschrift 
„DAAD Letter — Hochschule und Ausland“; beson- 
ders bewährt haben sich gezielte Einzelhilfen, z. B. 
Bücher- und Gerätespenden und Wiedereinladun- 
gen. 

Im Etat des Auswärtigen Amtes sind 1985 und 1986 
für Nachbetreuungsmaßnahmen insbesondere für 
Stipendiaten jeweils 5,47 Mio. DM vorgesehen. Die 
Bundesregierung wird sich bemühen, den Spiel- 
raum für die Nachbetreuung von Stipendiaten, ins- 
besondere durch Wiedereinladung, zu vergrößern, 
da der erneute Aufenthalt im Studienland das Ver- 
bundenheitsgefühl und das Interesse an unserem 
Land verstärkt. 

In die Nachbetreuungsmaßnahmen sollten im Rah- 
men verfügbarer Mittel künftig auch die aus deut- 
schen Mitteln sur place-geförderten Studenten ein- 
bezogen werden. 

Die Auslandsvertretungen unterstützen die Nach- 
betreuungsmaßnahmen der Mittlerorganisationen 
durch die Erfassung des Kreises der zu Betreuen- 
den und sie geben den ehemaligen Stipendiaten 
Hilfestellung, damit sie bestehende Nachkontakt- 
strukturen nutzen können. Darüber hinaus haben 
sie die Aufgabe, durch persönliche Kontakte und 
Übersendung von Informationsmaterial die Verbin- 
dung der ehemaligen Studenten nach ihrer Rück- 
kehr ins Heimatland zur Bundesrepublik Deutsch- 
land aufrechtzuerhalten. 

Die Erfahrungen der Mittlerorganisationen haben 
gezeigt, daß die ehemaligen Stipendiaten in erster 
Linie an einer wissenschaftlich/fachlichen Nachbe- 
ratung interessiert sind. 

Das entsprechende Informationsmaterial wird lau- 
fend von den Mittlerorganisationen und den politi- 
schen Stiftungen überarbeitet. 

Die Aufrechterhaltung von Kontakten auch zu ehe- 
maligen ausländischen Studenten, die ihren Stu- 
dienaufenthalt selbst finanziert haben, und ihre 
Einbeziehung in Maßnahmen der Nachbetreuung 
ist aus der Sicht der Bundesregierung von großer 
Bedeutung. Aus finanziellen Gründen partizipieren 
diese ehemaligen Studenten z. Z. bisher nur in ein- 
zelnen Fällen als Angehörige von Ehemaligen- Ver- 
einigungen an der Nachbetreuung durch eine Mitt- 
lerorganisation. Nach Auffassung der Bundesregie- 
rung sollte die Gruppe der Nicht-Stipendiaten, so- 
weit dies möglich ist, in geeignete Formen der Kon- 
taktpflege seitens der Mittlerorganisationen, aber 
auch der Auslandsvertretungen und Vertretungen 


der deutschen Wirtschaft vor Ort einbezogen wer- 
den. Dabei geht es auch darum, Personen, die in der 
Bundesrepublik Deutschland eine Aus- oder Fort- 
bildung erhalten haben, in ihrer Rolle als Multipli- 
katoren und Innovatoren beim gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Entwicklungsprozeß ihres 
Landes zu unterstützen sowie auch zur wirtschaftli- 
chen Zusammenarbeit, etwa durch Förderung von 
Unternehmerpartnerschaften, beizutragen. Dies gilt 
ebenso für Fachkräfte in den Entwicklungsländern, 
die im Rahmen von Projekten der entwicklungspo- 
litischen Zusammenarbeit ausgebildet worden sind 
und für die nach Abschluß des Projektes Kontakte 
zur Bundesrepublik Deutschland eine wertvolle 
Hilfe sein können. Die Bundesregierung wird dar- 
auf hinwirken, daß die entsprechenden Organisatio- 
nen der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit, 
wie z. B. die Deutsche Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit, die Deutsche Stiftung für Inter- 
nationale Entwicklung und die Carl-Duisberg-Ge- 
sellschaft, im Rahmen der personellen und techni- 
schen Zusammenarbeit der Nachkontaktpflege wei- 
terhin große Bedeutung beimessen. 

Darüber hinaus sollten sich die ehemaligen gastge- 
benden Hochschulen auch ihrerseits in noch stärke- 
rem Maße bemühen, den Kontakt über die Akade- 
mischen Auslandsämter auch nach Studienab- 
schluß aufrechtzuerhalten. Insbesondere wäre es 
wünschenswert, wenn Wege gefunden würden, auf 
unbürokratischem Wege von den Hochschulen 
nicht mehr benötigte Altgeräte ausländischen Part- 
nereinrichtungen und ehemaligen Studenten und 
Gastwissenschaftlern zur Verfügung zu stellen. 


16. Welche konkreten Maßnahmen zur Sicherung 
und Verbesserung des Ausländerstudiums sind 
z. Z. in Bund und Ländern in der Diskussion, 
und welchen Beitrag wird der Bund hierzu lei- 
sten? 

Zur Sicherung und Verbesserung der Situation des 
Ausländerstudiums sind in Bund und Ländern viel- 
fältige Maßnahmen in Angriff genommen worden 
und weitere in der Diskussion. Auf die Antworten 
zu den vorstehenden Fragen wird verwiesen. Von 
besonderer Bedeutung sind 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Beratung 
und Vorbereitung sowie zur Ermutigung qualifi- 
zierter ausländischer Studenten, sich für einen 
Studienaufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland zu entscheiden (vgl. Frage 6), 

— eine Prüfung, ob und ggf. durch welche Maßnah- 
men die Verwaltungsabläufe und -erfordernisse 
bei der Zulassung ausländischer Studienbewer- 
ber zu Studienkollegs und Hochschulen und 
beim Verfahren zur Erteilung des Sichtver- 
merks noch enger aufeinander abgestimmt wer- 
den können, um die Einreise zu Studienzwecken 
zügig, flexibel und ohne unnötigen Zeitverlust zu 
ermöglichen (vgl. Frage 5), 

— die Weiterentwicklung des Instrumentariums 
zur Förderung des Ausländerstudiums und aus- 
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ländischer Studenten im Rahmen der gegebe- 
nen Möglichkeiten, 

— die weitere Entwicklung von Studienangeboten, 
insbesondere Graduiertenstudien und Teilstu- 
dienangeboten, unter Berücksichtigung entwick- 
lungsländerorientierter Fragestellungen durch 
Forschungsvorhaben und Modellversuche (vgl. 
Frage 13), 

— die Durchführung von Forschungsvorhaben und 
Modellversuchen zur Förderung von Vorberei- 
tung, studienbegleitender Betreuung und sozia- 
ler Integration ausländischer Studenten mit 
dem Ziel, die Rahmenbedingungen des Studi- 
ums zu verbessern und die Effizienz zu erhöhen 
(vgl. Frage 10), 

— die Überprüfung der landesrechtlichen Regelun- 
gen über die Hochschulzulassung der „Bildungs- 
inländer“ mit dem Ziel, deren Zulassung nach 
den für deutsche Bewerber geltenden Kriterien 
zu ermöglichen und die Zulassungschancen für 
die aus dem Ausland kommenden ausländischen 
Studienbewerber zu wahren (vgl. Fragen 7 
und 9), 

— eine bessere Abstimmung und engere Zusam- 
menarbeit zwischen Studienkollegs und Hoch- 
schulen mit dem Ziel, die studienfachbezogene 
Vorbereitung weiter zu verbessern und Orientie- 
rungsprobleme in der Anfangsphase des Studi- 
ums abzumildern, 

— die Erweiterung von Hilfsmaßnahmen für vor- 
übergehend in Not geratene ausländische Stu- 
denten, um zu verhindern, daß ausländische Stu- 
denten, die in der Bundesrepublik Deutschland 
erfolgreich studieren, aufgrund unvorhersehba- 
rer wirtschaftlicher Schwierigkeiten ihr Stu- 
dium abbrechen müssen (vgl. Frage 10). 

Zur Verbesserung und Intensivierung der Nachbe- 
treuung sind im Rahmen verfügbarer Mittel Maß- 
nahmen mit dem Ziel erforderlich, die während 
des Studienaufenthaltes in der Bundesrepublik 
Deutschland geknüpften Kontakte langfristig zu si- 
chern und damit die wissenschaftliche, kulturelle 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit zu fördern 
(vgl. Frage 15). 

Darüber hinaus prüft die Bundesregierung in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern Möglichkeiten, die 
Weiterbildung von Studienberatern für ausländi- 
sche Studenten zu verbessern. 

Aus der Sicht der Bundesregierung wäre es er- 
wünscht, wenn die hierfür zuständigen Länder 
Funktion und Stellung der Studienkollegs mit dem 
Ziel überprüfen würden, die ausländischen Studen- 
ten, die über keinen der deutschen Hochschulzu- 
gangsberechtigung entsprechenden Sekundarab- 
schluß verfügen, auf die Studienaufnahme besser 
vorzubereiten. Hierbei wäre die Aufgabenstellung 
der Studienkollegs stärker an den Studienzielen 
der Hochschule zu orientieren und deshalb eine 
hochschulnähere Ausrichtung zu befürworten (vgl. 
Fragen 3 und 17). Die Bundesregierung begrüßt in 
diesem Zusammenhang, daß die Kultusminister- 


konferenz und die Westdeutsche Rektorenkonfe- 
renz gemeinsame Gespräche führen, um zu einer 
besseren Zusammenarbeit zwischen Studienkollegs 
und Hochschulen zu gelangen. 

Angesichts der Bedeutung der Studienkollegs für 
die Effizienz des Ausländerstudiums und der — im 
Vergleich zu den mit dem Ausländerstudium insge- 
samt verbundenen Aufwendungen der öffentlichen 
Hand — verhältnismäßig geringen Kosten der Stu- 
dienkollegs wäre es aus der Sicht der Bundesregie- 
rung zu begrüßen, wenn die Ausstattung der Kol- 
legs verbessert würde. 

Der Bund wird sich im Rahmen seiner Zuständig- 
keiten mitberatend an den Beratungen der Zentral- 
stelle für die Vergabe von Studienplätzen sowie an 
der Planung und Durchführung von Modellversu- 
chen im Rahmen des Modellversuchsprogramms 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung auch finanziell beteili- 
gen. Er ist bereit, durch die Finanzierung von For- 
schungsvorhaben zur weiteren Klärung von Pro- 
blemen und Erarbeitung von Lösungsmöglichkeiten 
im Interesse der Verbesserung des Ausländerstudi- 
ums und der Ziele der Förderung der Internationa- 
lität der Hochschule beizutragen. 

Im Hinblick auf die große Zahl unterschiedlicher 
Verantwortungsträger und mitbeteiligter Stellen 
kommt es insbesondere darauf an, daß alle Beteilig- 
ten in Bund, Ländern und Hochschulen eng und 
koordiniert Zusammenwirken, um die in dem jewei- 
ligen Zuständigkeitsbereich möglichen und notwen- 
digen Maßnahmen zu ergreifen. 


17. Welche Faktoren spielen nach Auffassung der 
Bundesregierung eine besonders wichtige Rolle, 
den Studienerfolg ausländischer Studenten zu 
gewährleisten? Trifft es zu, daß 25 v. H. der Stu- 
dienabbrüche ausländischer Studenten bereits 
nach dem dritten Fachsemester erfolgen? Wel- 
che Maßnahmen sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung geeignet, diese Quote zu senken? 

Es ist schwer zu klären, wie und woran der Studien- 
erfolg bei ausländischen Studenten zu messen ist, 
zumal die ausländischen Studenten mit sehr unter- 
schiedlicher Zielsetzung zu ihrem Studienaufent- 
halt in die Bundesrepublik Deutschland kommen; 
also z. B. für ein Semester oder ein Auslandsjahr, 
ein Aufbau- oder Promotionsstudium oder ein volles 
Studium bis zu einem ersten Abschluß. 

Sowohl zur Frage des Maßstabs des Studienerfolgs 
als auch zur Höhe der Abbruchquote sind Aussagen 
mit großen Unsicherheiten behaftet bzw. liegen nur 
lückenhafte statistische Angaben vor (vgl. dazu 
auch HIS-Untersuchung über „Probleme und Per- 
spektiven des Ausländerstudiums in der Bundesre- 
publik Deutschland“). 

Es liegen relativ genaue statistische Angaben nur 
bezüglich der Studienzeiten, gemessen in Hoch- 
schul- und Fachsemestern der Absolventen, auf- 
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grund der Auswertung der Individualprüfungsstati- 
stik des Statistischen Bundesamtes vor. Nicht mög- 
lich sind z. B. Angaben zur Verweildauer — also 
vom Eintritt bis zum Verlassen der Hochschule. 
Fraglich ist auch, wieweit bei einer Bewertung des 
Studiums ausländischer Studenten im Hinblick auf 
Studienablauf und Studienzeiten ausgesprochen 
oder unausgesprochen deutsche Studenten zum 
Vergleich herangezogen werden dürfen. 

In der o. g. HIS-Untersuchung wurden anhand der 
Verlaufsberechnung des Statistischen Landesamtes 
Nordrhein-Westfalen die relativen Abweichungen 
zwischen den Studienverläufen deutscher Studen- 
ten und Studenten aus Entwicklungsländern darge- 
stellt. Eine solche Darstellung unterliegt jedoch be- 
deutsamen Einschränkungen: z. B. kann ein Stu- 
dent, der in Nordrhein-Westfalen als Studienabbre- 
cher erfaßt wird, durchaus das Studium in einem 
anderen Bundesland fortsetzen; die ermittelten Ab- 
bruchquoten dürften daher tendenziell zu hoch sein. 
Mit diesen Einschränkungen läßt sich tendenziell 
sagen, daß bei den deutschen Studenten in Nord- 
rhein-Westfalen etwa 50 % der Anfängerjahrgänge 
bis Ende des zwölften Semesters das Studium er- 
folgreich beendeten, während von den Studenten 
der Entwicklungsländer zu diesem Zeitpunkt erst 
ein Drittel das Fachstudium absolviert hatte. Nach 
dem 13. Fachsemester flacht die Erfolgskurve der 
deutschen Studenten merklich ab, die der Studen- 
ten aus Entwicklungsländern steigt bis zum 
16. Fachsemester an. Dies ist ein Hinweis darauf, 
daß diese Studenten erst später ihr Studienziel er- 
reichen. Beim Verlauf der „Abbruchquoten“ zeigt 
sich, daß der Abbruchzeitpunkt bei deutschen Stu- 
dienabbrechern etwas früher liegt als bei ausländi- 
schen Studenten. Bis zum siebten Fachsemester 
sind 67 % der Abbrüche bei deutschen Studenten 
und 64 % der Abbrüche bei Ausländern erfolgt. 

Diese Aussagen gelten jedoch nur für Nordrhein- 
Westfalen und für das jeweilige Fach; generelle 
Aussagen, wieviel Prozent der ausländischen Stu- 
denten bis zu welchem Semester das Studium ab- 
brachen, sind nicht möglich. Die kritischste Phase 
des Studiums der Ausländer dürfte im Grundstu- 
dium vom ersten bis zum sechsten Semester lie- 
gen. 

Wenn sich zeigt, daß ein erfolgreicher Studienver- 
lauf nicht zu erwarten ist, sollte der Studienabbruch 
nicht hinausgezögert werden. Erfahrungsgemäiß ist 
allerdings der psychische Druck durch die Familie 
des „gescheiterten“ Studenten sehr groß; sie will auf 
irgendeine Weise einen Erfolg des oft unter großen 
Opfern ins Ausland geschickten Familienmitglieds 
sehen. Sofern dies möglich ist, sollte für ausländi- 
sche Studenten, die das Studium abgebrochen ha- 
ben, nach Wegen gesucht werden, um ihnen an ih- 
rem Wohnort die Möglichkeit zu einer anderen be- 
ruflichen Qualifikation zu geben. 

Wenn aufgrund des bisherigen Studienverlaufs so- 
wie der individuellen Fähigkeiten ein Wechsel des 
Studienfachs sinnvoll erscheint, sollte er in der Re- 
gel bis zum Vordiplom erfolgen. 


Insgesamt läßt sich sagen, daß die Abbruchquote 
nach den Berechnungen aufgrund der Verlaufsbe- 
rechnung des Statistischen Landesamtes Nord- 
rhein-Westfalen um knapp ein Viertel über der der 
deutschen Studenten liegt. 

Eine Auswertung der Individualprüfungsstatistik 
des Statistischen Bundesamtes für den Prüfungs- 
zeitraum 1980/81 mit den Angaben deutscher und 
ausländischer Prüfungskandidaten zeigt eine ge- 
ringe Differenz der Studienzeiten deutscher und 
ausländischer Absolventen; sie widerlegt die An- 
nahme, daß Ausländer in der Bundesrepublik 
Deutschland überdurchschnittlich lange studieren. 
Werden alle Abschlußarten zusammengefaßt, so 
zeigt sich, daß ausländische Studenten an wissen- 
schaftlichen Hochschulen durchschnittlich ein hal- 
bes Hochschulsemester bzw. 1,2 Fachsemester län- 
ger studieren; ein Vergleich deutscher und auslän- 
discher Absolventen an Fachhochschulen bestätigt 
das für die wissenschaftlichen Hochschulen gewon- 
nene Ergebnis. Auch hier benötigen ausländische 
Absolventen lediglich ein bis zwei Semester mehr 
bis zum erfolgreichen Abschluß des Fachhochschul- 
studiums (vgl. HIS-Untersuchung über „Probleme 
und Perspektiven des Ausländerstudiums in der 
Bundesrepublik Deutschland“). 

Zu unterscheiden von der Fachstudiendauer sind 
Aussagen über die Aufenthaltsdauer insgesamt. Die 
Aufenthaltsdauer wird bestimmt z. B. durch eine 
Phase, in der die deutsche Sprache erlernt wird, 
durch die Vorbereitung im Studienkolleg, durch 
notwendige Praktika und oft zwischen diesen Pha- 
sen entstehende zeitliche Verzögerungen. Beson- 
ders in der Vorstudienphase und der Studienein- 
gangsphase sind offensichtlich die Orientierungs- 
probleme und Anpassungsschwierigkeiten am größ- 
ten, so daß hier auch die meiste Zeit „verloren“ 
gehen dürfte. 

Zusammenfassend kommt die HIS-Untersuchung 
zu dem Ergebnis: „Die Studenten aus Entwicklungs- 
ländern scheinen mit nicht wesentlich geringerem 
Erfolg als deutsche Studenten zu studieren. Sie be- 
nötigen etwas mehr Zeit bis zum erfolgreichen Ab- 
schluß des Studiums bzw. schieben den Abbruch 
des Studiums etwas mehr hinaus als deutsche Stu- 
denten.“ 

Das Studium ausländischer Studenten in der Bun- 
desrepublik Deutschland wird geprägt und beein- 
flußt von einer Vielzahl von Faktoren; diese bilden 
ein Geflecht von Bedingungen und Wirkungen. So 
dürften sich z. B. finanzielle Schwierigkeiten oder 
Wohnungsprobleme unmittelbar negativ auf den 
Studienerfolg auswirken; diese Wirkung ist aller- 
dings in der Regel nicht quantifizierbar; sie kann 
auch durch Sprachprobleme und Lernschwierigkei- 
ten überlagert werden, die u. U. in weit größerem 
Maße den Studienerfolg gefährden. 

Als Faktoren, die den Studienerfolg — definiert als 
Erreichung des jeweiligen Studienziels in einer an- 
gemessenen Zeit — beeinflussen bzw. zu einer Sen- 
kung der Abbruchquote beitragen, sind alle die Fak- 
toren zu nennen, auf die bereits in den Antworten 
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auf die Fragen 4, 10, 13, 14 und 16 hingewiesen wur- 
de. Dazu zählen 

— die materielle Sicherung und finanzielle Unter- 
stützung in Notfällen, 

— die angemessene Vorbereitung durch ein erwei- 
tertes Sprachangebot (Deutsch als Fremdspra- 
che) auch an den Hochschulen selbst, 

— eine hochschulbezogene und studiennnahe Vor- 
bereitungszeit in den Studienkollegs mit einer 
individuellen Einstufung der Bewerber, 

— differenzierte Studienangebote, 

— Hilfen zur sozialen Integration in das neue Lern- 
umfeld auch von seiten der Hochschulen, 

— flankierende Maßnahmen, die auch während des 
Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland 
den Kontakt zum Heimatland aufrechterhalten 
helfen, 

— verbesserte Beratungsmöglichkeiten und Aus- 
stattung auch der Fachhochschulen mit Akade- 
mischen Auslandsämtern und entsprechenden 
An Sprechpartnern für die ausländischen Stu- 
denten. 

Grundlegend anders ist die Situation bei den aus- 
ländischen Stipendiaten, bei ihnen ist die Studien- 
abbruchquote sehr niedrig. Dies ist vor allem darauf 
zurückzuführen, daß die Stipendiaten in einem Aus- 
wahlverfahren nach fachlicher Qualifikation ausge- 
wählt wurden, von den stipendienvergebenden Or- 
ganisationen intensiver betreut werden und in der 
Regel keine finanziellen Probleme haben. 

Von seiten der Begabtenförderungswerke wird dar- 
auf hingewiesen, daß sich ein frühzeitiger Förde- 
rungsbeginn positiv auswirkt. Ferner wird betont, 
daß insbesondere solche Stipendiaten, die nach Ver- 
folgung, Diskriminierung, Verlust der Heimat und 
der Angehörigen in die Förderung aufgenommen 
worden sind, sich durch besonderen Einsatz und 
Tüchtigkeit auszeichnen. Im Unterschied zu den 
„Bildungsinländern“ habe die Personengruppe der 
asylberechtigten Ausländer größere Probleme bei 
der Bewältigung des Studiums zu überwinden, da 
sie zumeist noch die deutsche Sprache erlernen und 
ein Studienkolleg besuchen müssen; sie bedürfen 
daher besonders intensiver Betreuung und Bera- 
tung. 

18. Welche Gremien befassen sich mit für das Aus- 
länderstudium relevanten Fragestellungen, und 
sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Koordinierung dieser Arbeiten im Interesse 
sachgerechter Gesamtlösungen zu verbessern? 

1. Die Entwicklung von Studienangeboten, die ent- 
wicklungsländerorientierte und internationale 
Fragestellungen berücksichtigen, ist immer wie- 
der Gegenstand der Beratungen über Modellver- 
suche im Rahmen der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildung splanung und Forschung sförde- 
rung (BLK). Die BLK betonte anläßlich der Fest- 
legung der Förderungsbereiche die Bedeutung, 
die eine Verbesserung der Studienangebote und 


-möglichkeiten für eine sinnvolle Ausbildung 
ausländischer Studenten hat. Sie hat daher einen 
eigenen Förderungsbereich zur „Entwicklung 
verbesserter Studienmöglichkeiten für ausländi- 
sche Studenten, insbesondere aus Entwicklungs- 
ländern“, festgelegt. 

2, Die Ständige Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
(KMK) hat eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die 
sich mit Fragen der Zulassung ausländischer 
Studienbewerber und der Gleichwertigkeit von 
ausländischen Qualifikationsnachweisen befaßt. 
Diese Arbeiten sind vor allem deshalb notwen- 
dig, weil sich im Ausland ständig Veränderungen 
und Reformen an den jeweiligen Bildungssyste- 
men ergeben, die Auswirkungen auf die Vorbil- 
dung der in die Bundesrepublik Deutschland 
kommenden ausländischen Studienbewerber ha- 
ben. 

Die Arbeitsgruppe, an der auch der Bund mitbe- 
ratend beteiligt war, hat „Vorschläge für eine 
Weiterentwicklung der gegenwärtigen Regelung 
des Zugangs und der Zulassung ausländischer 
Studienbewerber“ erarbeitet. Diese Vorschläge 
haben die Zustimmung der KMK und der betei- 
ligten Bundesressorts gefunden. Sie sind auf fol- 
gende Verbesserungen gerichtet: 

— Für die Teilnahme an Zulassungsverfahren 
sollen grundsätzlich zumindest die Vorbil- 
dungsnachweise, die im Herkunftsland des 
Bewerbers zur Teilnahme an den weiteren 
Verfahren der Hochschulzulassung berechti- 
gen, erforderlich sein. 

— Qualifizierte Bewerber aus bisher wenig ver- 
tretenen Ländern der Dritten Welt sollen stär- 
ker zur Aufnahme eines Hochschulstudiums 
in der Bundesrepublik Deutschland ermun- 
tert werden. Hierbei soll vermehrt auf Stu- 
dienangebote für Teil-, Aufbau- und Promo- 
tionsstudien hingewiesen werden. 

In den Vorschlägen wird ferner festgehalten, daß 
im Sinne des Beschlusses der KMK vom 8. Okto- 
ber 1981 das Studium von Ausländern mit aus- 
ländischer Hochschulzugangsberechtigung trotz 
der steigenden Zahl der Ausländer mit deutscher 
Hochschulzugangsberechtigung im bisherigen 
Umfang erhalten bleiben soll. 

Die Vorschläge zielen im übrigen darauf ab, die 
Abhängigkeit von ausländischen Zulassungsver- 
fahren, die nur einer Verteilung einer beschränk- 
ten Zahl von Studienplätzen in den Heimatlän- 
dern der ausländischen Studenten dienen oder 
politische Komponente enthalten, zu vermeiden. 
Nach Auffassung der Bundesregierung dienen 
diese Vorschläge einer Verbesserung der gegen- 
wärtigen Regelungen des Zugangs und der Zu- 
lassung ausländischer Studienbewerber; aus 
Bundessicht wäre es wünschenswert, diese Vor- 
schläge dahin gehend zu ergänzen, die Zulas- 
sung sverfahren insgesamt für den ausländischen 
Studieninteressenten transparenter zu gestalten, 
den Empfehlungscharakter der Bewertungsvor- 
schläge der KMK in allen Ländern zu betonen 
und die Hochschulen in Zukunft noch stärker in 
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die Erarbeitung von Vorschlägen über die Bewer- 
tung ausländischer Vorbildungsnachweise, die 
die Zentralstelle für ausländisches Bildungswe- 
sen macht, einzubeziehen. 

3. Bund, Länder und Hochschulen haben ferner ei- 
nen Gesprächskreis zur „Förderung von Partner- 
schaften mit Hochschulen in Entwicklungslän- 
dern** und einen Gesprächskreis .Jiquivalenzen** 
eingerichtet. In diesen Gremien werden ständig 
Fragen behandelt, die für das Ausländerstudium 
von Bedeutung sind. Auch im Rahmen der regel- 
mäßigen Gespräche des Auswärtigen Amts mit 
der „Kommission für internationale Angelegen- 
heiten“ der KMK der Länder, werden Fragen des 
Ausländerstudiums erörtert. 

4. Eine wichtige Aufgabe in diesem Rahmen haben 
auch die Gremien des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes (DAAD), der Carl-Duisberg- 
Gesellschaft (CDG) und Einrichtungen der Ent- 
wicklungshilfe. 

5. Auch der Wissenschaftsrat hat sich in seiner 
„Stellungnahme zum Studienangebot für Studen- 
ten aus Entwicklungsländern“ vom 10. Mai 1985 
mit Fragen des Ausländer Studiums befaßt. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, den Wissen- 
schaftsrat zu bitten, zu Fragen des Stands und 
der Perspektiven internationaler Wissenschafts- 
beziehungen der Hochschulen Stellung zu neh- 
men; in diesem Rahmen dürften die Fragen des 
Ausländerstudiums als Teil internationaler Wis- 
senschaftsbeziehungen erneut eine wichtige 
Rolle spielen. 

6. In regelmäßigen Abständen finden Tagungen der 
Leiter der Akademischen Auslandsämter, der 
Studienherater ausländischer Studenten und der 
studentischen Vertreter (Sozialreferenten) statt, 
die dem Erfahrungsaustausch, der Koordinie- 
rung und Fortbildung derjenigen dienen, die un- 
mittelbar ausländische Studenten beraten und 
betreuen. 

7. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß trotz 
noch zu lösender Probleme kein Anlaß besteht, 
Zuständigkeiten zu verändern. Die Bundesregie- 
rung sieht jedoch die Notwendigkeit, das Zusam- 
menwirken von Bund, Ländern und Hochschulen 
in den genannten Gremien zu intensivieren und 
die Koordinierung dieser Gremien weiter zu ver- 
bessern. Nicht zuletzt hat die Tatsache der Gro- 
ßen Anfrage Anlaß gegeben, daß sich die Verant- 
wortlichen mit Fragen des Ausländerstudiums 
im Zusammenhang befaßt haben und dadurch 
auch die Koordination bestehender Gremien ver- 
bessert worden ist. Im übrigen wird auf Frage 19 
verwiesen. 

19. Welche Instrumente stehen der Bundesregie- 
rung im Zusammenhang mit der Förderung des 
Ausländerstudiums zur Verfügung, und wieweit 
sind sie geeignet, die eingangs genannten Ziele 
zu erfüllen? 

Als Instrumente, die im Zusammenhang mit der 

Förderung des Ausländerstudiums von Bedeutung 

sind, stehen der Bundesregierung zur Verfügung: 


— die Auslandsvertretungen als Anlaufstelle für 
Beratung, Sichtvermerkserteilung und auch als 
Mitwirkende bei der Nachbetreuung; 

— die haushaltsrechtlichen Möglichkeiten zur Ge- 
währung von Zuschüssen an Mittlerorganisatio- 
nen der auswärtigen Kulturpolitik (insbeson- 
dere Deutscher Akademischer Austauschdienst, 
politische Stiftungen, Otto-Benecke-Stiftung so- 
wie die bilaterale Fulbright-Kommission) und 
Einrichtungen der Entwicklungshilfe (z. B. Deut- 
sche Stiftung für internationale Entwicklung, 
Deutsche Gesellschaft für Technische Zusam- 
menarbeit, Carl-Duisberg-Gesellschcift) für die 
Vergabe von Stipendien an ausländische Stu- 
denten, Betreuungs- und Informationsmaßnah- 
men; 

— die Gesetzgebungskompetenz zum Erlaß von 
Rahmenvorschriften über die allgemeinen 
Grundsätze des Hochschulwesens, insbesondere 
im Bereich der Hochschulzulassung; 

— die Förderung von ausländischen Studenten in 
begrenztem Umfang auch im Rahmen der Bun- 
desausbildungsförderung und mit Begabtensti- 
pendien; 

— die Förderung von Modellversuchen im Rahmen 
der Bund-Länder- Kommission für Bildungspla- 
nung und Forschungsförderung (BLK) und von 
Forschungsvorhaben im Rahmen der Ressort- 
forschung; 

— die Unterstützung und finanzielle Förderung 
von Nachbetreuungsmaßnahmen; 

— der Erfahrungsaustausch und Koordinierungs- 
mechanismus im Rahmen z. B. der Europäi- 
schen Gemeinschaft, der OECD, des Europarats 
und der UNESCO. 

Diese Instrumente können dazu beitragen, die ein- 
gangs genannten hochschul-, kultur- und entwick- 
lungspolitischen Ziele der Bundesregierung zu er- 
reichen. Aus der Sicht der Bundesregierung reichen 
sie allerdings nicht aus. Im Hinblick auf den bei der 
Vielzahl der Verantwortungsträger bestehenden 
Koordinierungsbedarf wird die Bundesregierung 
der BLK vorschlagen, die Thematik aufzugreifen. 
Zur Vorbereitung dieser Beratungen wird der Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft eine in- 
terministerielle Arbeitsgruppe einberufen. 

Die Zuständigkeit für die Gestaltung der Zulas- 
sungsregelungen im einzelnen und die Fragen der 
Anerkennung und Gleichwertigkeit von Studienzei- 
ten und Abschlüssen liegt bei den Ländern bzw. 
Hochschulen, für die Gestaltung der Studieninhalte 
und Prüfungen bei den Hochschulen bzw. Ländern, 
für Maßnahmen der Betreuung und der sozialen 
Integration in das Hochschulleben bei den Hoch- 
schulen, für soziale Angelegenheiten bei den Hoch- 
schulen und Gemeinden und für die Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis bei den Ausländerbehörden 
der Länder. Die eingangs genannten Ziele lassen 
sich daher nur im konstruktiven Zusammenwirken 
aller beteiligten Verantwortungsträger erreichen. 
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Wegen der engen Wechselbeziehung zwischen Aus- 
länder- und Auslandsstudium und der Bedeutung 
der internationalen Kooperation von Hochschulen 
ist die Zusammenarbeit auch im Rahmen der Euro- 


päischen Gemeinschaft, der OECD, des Europarats 
und der UNESCO von erheblicher Bedeutung. Die 
Bundesregierung wird bemüht sein, auch auf diesen 
Ebenen ihre Ziele zu verfolgen. 
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Anhang 

Tabelle I 

Ausländische Studenten nach dem Land der Staatsangehörigkeit und Fächergruppen 
in den Wintersemestern 1978/79, 1981/82 und 1983/84 

Ausländische Studenten 


davon in der Fächergruppe 


Land der 

Staatsangehörigkeit 

Insgesamt^) 

Sprach- und 
Kulturwis- 
senschaften, 
Sport, Kunst 
und Kunst- 
wissen- 
schaften 

Wirtschafts- 
und Gesell- 
schafts- 
wissen- 
schaften 

Mathematik, 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar-, 
Forst- und 
Ernährungs- 
wissen- 
schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Europa 

EG-Staaten2) 








zusammen 1983 

15 663 

6 099 

3 306 

2 178 

979 

162 

2 919 

1981 

14 214 

5 712 

2 821 

1 851 

945 

152 

2 698 

1978 

11234 

4 629 

1 982 

1470 

735 

153 

2 231 

davon 1983 








Belgien 

487 

214 

82 

63 

37 

10 

81 

Dänemark 

235 

113 

49 

25 

10 

7 

31 

Frankreich 

2 415 

1553 

520 

104 

60 

18 

155 

Griechenland*) 

6 562 

1427 

1 522 

1316 

574 

39 

1679 

Großbritannien 








und Nordirland 

1757 

1090 

332 

152 

69 

12 

97 

Irland 

132 

94 

19 

9 

3 

2 

5 

Italien 

1580 

732 

295 

175 

80 

19 

274 

Luxemburg 

810 

257 

100 

121 

54 

19 

259 

Niederlande 

1685 

619 

387 

213 

92 

36 

338 

Sonstige Staaten 








zusammen 1983 

20 603 

5 589 

4 387 

2 382 

1 866 

304 

6 059 

1981 

17 744 

4 946 

3 503 

2 059 

1807 

277 

5 123 

1978 

13 739 

4 002 

2 261 

1594 

1 595 

220 

4 049 

darunter 1983 








Bulgarien 

102 

30 

16 

8 

32 

2 

14 

Finnland 

697 

296 

119 

38 

152 

33 

59 

Island 

169 

79 

27 

26 

7 

7 

29 

Jugoslawien*) 

1519 

560 

298 

159 

158 

19 

325 

Norwegen 

690 

105 

142 

24 

358 

3 

58 

Österreich 

3 277 

1004 

779 

513 

177 

84 

620 

Polen 

994 

414 

174 

109 

73 

10 

209 

Portugal*) 

327 

130 

76 

36 

16 

2 

66 

Rumänien 

222 

88 

11 

32 

59 

— 

31 

Schweden 

459 

162 

57 

33 

174 

4 

28 

Schweiz 

1 199 

664 

199 

105 

32 

27 

172 

Sowjetunion 

69 

31 

2 

5 

16 

2 

13 

Spanien 

1 190 

484 

223 

135 

71 

18 

256 

Tschechoslowakei . . . 

552 

183 

96 

73 

110 

5 

85 

Türkei*) 

8 783 

1 136 

2 096 

1038 

368 

88 

4 053 

Ungarn 

320 

111 

66 

41 

60 

4 

37 

Insgesamt 1983 

36 266 

11688 

7 693 

4 560 

2 845 

466 

8 978 

1981 

31958 

10 658 

6 324 

3 910 

2 752 

429 

7 821 

1978 

24 973 

8 631 

4 243 

3 064 

2 330 

373 

6 280 

*) Entwicklungsland 








^) Einschließlich „ohne Angabe“ 

2) Da Stand 1983/84, noch ohne Spanien und Portugal 
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Land der 

Staatsangehörigkeit 

Ausländische Studenten 

Insgesamt 1) 

davon in der Fächergruppe 

Sprach- und 
Kulturwis- 
senschaften, 
Sport, Kunst 
und Kunst- 
wissen- 
schaften 

Wirtschafts- 
und Gesell- 
schafts- 
wissen- 
schaften 

Mathematik, 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar-, 
Forst- und 
Ernährungs- 
wissen- 
schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Afrika 








Ägypten*) 

744 

163 

107 

143 

64 

85 

178 

Äthiopien*) 

264 

30 

72 

40 

29 

29 

64 

Algerien*) 

431 

45 

31 

57 

3 

2 

293 

Ghana*) 

247 

34 

65 

36 

18 

24 

70 

Guinea*) 

26 

— 

10 

7 

2 

3 

4 

Kamerun *) 

158 

35 

33 

19 

3 

1 

67 

Marokko*) 

180 

44 

25 

27 

9 

7 

68 

Nigeria*) 

293 

35 

40 

51 

23 

27 

117 

Südafrika*) 

94 

38 

18 

9 

7 . 

7 

15 

Tunesien*) 

288 

76 

35 

33 

14 

2 

128 

Zaire*) 

161 

13 

45 

22 

10 

11 

60 

Sonstige Staaten*) 

1234 

182 

244 

140 

93 

, 115 

458 

Insgesamt 1983 

4 120 

695 

725 

584 

275 

313 

1522 

1981 

4 020 

722 

662 

557 

261 

306 

1 504 

1978 

3 720 

558 

560 

596 

292 

268 

1423 

Amerika 








Argentinien*) 

233 

104 

38 

43 

6 

14 

26 

Bolivien*) 

205 

26 

50 

27 

5 

11 

86 

Brasilien*) 

497 

218 

66 

77 

43 

17 

75 

Chile*) 

516 

190 

108 

83 

26 

16 

93 

Kanada 

394 

233 

50 

38 

35 

7 

31 

Kolumbien*) 

286 

77 

32 

57 

14 

18 

86 

Mexiko*) 

185 

61 

28 

39 

13 

13 

29 

Nicaragua*) 

37 

5 

5 

2 

4 

4 

17 

Peru*) 

348 

90 

75 

52 

13 

14 

102 

USA 

3 880 

2 309 

592 

374 

304 

41 

217 

Venezuela*) 

171 

24 

11 

37 

13 

9 

77 

Sonstige Staaten*) 

610 

168 

105 

87 

40 

29 

179 

Insgesamt 1983 

7 362 

3 505 

1 160 

916 

516 

193 

1018 

1981 

6 808 

3 280 

1067 

831 

509 

170 

913 

1978 

6 124 

3 172 

846 

699 

465 

127 

740 

Asien 








Afghanistan*) 

654 

58 

104 

83 

119 

32 

258 

Bangladesch*) 

137 

17 

43 

21 

3 

11 

41 

Ceylon*) 

121 

16 

25 

24 

3 

4 

47 

China (Taiwan) *) 

582 

246 

130 

74 

24 

9 

97 

China (Volksrepublik)*) 

723 

109 

46 

158 

21 

22 

359 

Indien*) 

635 

159 

122 

137 

54 

28 

133 

Indonesien*) 

2 608 

179 

307 

414 

284 

42 

1 380 

Irak*) 

282 

49 

40 

44 

24 

13 

111 

Iran*) 

7 527 

587 

767 

1 572 

586 

475 

3 537 

Israel*) 

647 

172 

95 

83 

152 

11 

133 

Japan 

1 128 

872 

108 

55 

28 

8 

48 

Jordanien*) 

897 

58 

95 

119 

177 

7 

441 
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Ausländische Studenten 






davon in der Fächergruppe 


Land der 

Staatsangehörigkeit 

Insgesamt^) 

Sprach- und 
Kulturwis- 
senschaften, 
Sport, Kunst 
und Kunst- 
wissen- 
schaften 

Wirtschafts- 
und Gesell- 
schafts- 
wissen- 
schaften 

Mathematik, 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar-, 
Forst- und 
Ernährungs- 
wissen- 
schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Korea (Republik) *) 

1946 

1000 

345 

206 

95 

55 

231 

Libanon*) 

311 

36 

47 

41 

43 

2 

148 

Pakistan*) 

220 

33 

53 

59 

11 

7 

57 

Syrien*) 

483 

63 

45 

94 

47 

17 

217 

Thailand*) 

265 

47 

43 

37 

15 

18 

104 

Vietnam*) 

681 

39 

88 

212 

57 

15 

270 

Zypern*) 

620 

84 

97 

65 

178 

1 

194 

Sonstige Staaten*) 

370 

82 

61 

69 

37 

5 

120 

Insgesamt 1983 

20 837 

3 906 

2 655 

3 561 

1 958 

782 

7 926 

1981 

18 485 

3 469 

2 450 

3 154 

1 827 

634 

6 902 

1978 

15 450 

2 825 

1906 

2 546 

1610 

509 

5 998 

Australien und 

Ozeanien 

Australien 

127 

87 

10 

15 

8 


7 

Sonstige Staaten 

37 

29 

2 

2 

1 

— 

1 

Insgesamt 1983 

164 

116 

12 

17 

9 

— 

8 

1981 

146 

97 

14 

22 

7 

1 

5 

1978 

123 

81 

13 

18 

5 

1 

5 

Ohne Angabe 








Insgesamt 1983 

1055 

252 

226 

176 

140 

6 

253 

1981 

1 047 

276 

220 

159 

156 

10 

224 

1978 

1 138 

345 

238 

158 

161 

18 

218 

Alle Staaten 








Insgesamt 1983 

69 619 

20 101 

12 443 

9 775 

5 730 

1 747 

19 676 

1981 

62 464 

18 502 

10 737 

8 633 

5 512 

1550 

17 369 

1978 

51 528 

15 612 

7 806 

7 081 

4 863 

1296 

14 664 


*) Entwicklungsland Quelle: Statistisches Bundesamt (Individualbefragung) 

Einschließlich „ohne Angabe“ 

2) Da Stand 1983/84, noch ohne Spanien und Portugal 
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Tabelle II 


Ausländische Studenten nach dem Land der Staatsangehörigkeit und Hochschulart 
in den Wintersemestern 1976/77 und 1983/84 


Land der Staatsangehörigkeit 

Ausländische Studenten 

Insgesamt 

davon an 

Wissen- 
schaftlichen 
und Kunst- 
hochschulen 

Fach- 

hochschulen 

1976 

1983 

1976 

1983 


1983 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

% 

% 

% 

% 

Europa 









EG-Staaten zusammen 

10 385 

21A 

15 663 

22,5 

90,5 

88,2 

9,5 

11,8 

davon 









Belgien 

391 

0,8 

487 

0,7 

83,6 

81,3 

16,4 

18,7 

Dänemark 

192 

0,4 

235 

0,3 

89,6 

88,1 

10,4 

11,9 

Frankreich 

2 179 

4,5 

2 415 

3,5 

94,7 

85,7 

5,3 

14,3 

Griechenland*) 

3 694 

7,6 

6 562 

9,4 

90,3 

97,9 

9,7 

8,1 

Großbritannien und Nordirland . 

1065 

2,2 

1 757 

2,5 

95,2 

88,0 

4,8 

12,0 

Irland 

71 

0,1 

132 

0,2 

95,8 

95,4 

4,2 

4,6 

Italien 

853 

1,8 

1 580 

2,3 

85,7 

83,9 

14,3 

16,1 

Luxemburg 

653 

1,3 

810 

1,2 

94,9 

94,3 

5,1 

5,7 

Niederlande 

1287 

2,6 

1685 

2,4 

82,8 

79,8 

17,2 

20,2 

Sonstige Staaten zusammen 

12 903 

26,5 

20 603 

29,6 

79,5 

76,3 

20,5 

23,7 

darunter 









Bulgarien 

86 

0,2 

102 

0,2 

91,9 

95,1 

8,1 

4,9 

Finnland 

970 

2,0 

697 

1,0 

94,3 

93,5 

5,7 

6,5 

Island 

109 

0,2 

169 

0,3 

97,2 

95,3 

2,8 

4,7 

Jugoslawien*) 

814 

IJ 

1519 

2,2 

89,4 

79,7 

10,6 

20,3 

Norwegen 

615 

1,3 

690 

1,0 

95,0 

97,5 

5,0 

2,5 

Österreich 

2 116 

4,4 

3 277 

4,7 

83,8 

83,8 

16,2 

16,2 

Polen 

225 

0,5 

994 

1,4 

90,7 

91,0 

9,3 

9,0 

Portugal*) 

144 

0,3 

327 

0,5 

90,3 

81,9 

9,7 

18,1 

Rumänien 

151 

0,3 

222 

0,3 

92,1 

93,2 

7,9 

6,8 

Schweden 

385 

0,8 

459 

0,7 

95,8 

93,2 

4,2 

6,8 

Schweiz 

1029 

2,1 

1199 

1,7 

87,3 

84,5 

12,7 

15,5 

Sowjetunion 

27 

0,1 

69 

0,1 

92,6 

91,3 

14 

8,7 

Spanien 

554 

1,1 

1 190 

1,7 

87,7 

81,6 

12,3 

18,4 

Tschechoslowakei 

855 

1,8 

552 

0,8 

90,2 

91,1 

9,8 

8,9 

Türkei*) 

4 488 

9,2 

8 783 

12,6 

61,2 

62,8 

38,8 

37,2 

Ungarn 

310 

0,6 

320 

0,5 

89,7 

87,8 

10,3 

12,2 

Insgesamt 

23 288 

47,9 

36 266 

52,1 

84,4 

81,4 

15,6 

18,6 

Afrika 









Ägypten*) 

820 

1,7 

744 

1,1 

96,3 

95,0 

3,7 

5,0 

Äthiopien*) 

101 

0,2 

264 

0,4 

83,2 

88,2 

16,8 

11,8 

Algerien*) 

419 

0,9 

431 

0,6 

54,4 

52,9 

45,6 

47,1 

Ghana*) 

279 

0,6 

247 

0,4 

81,7 

80,6 

18,3 

19,4 

Guinea*) 

12 

0,0 

26 

0,04 

91,7 

80,8 

8,3 

19,2 

Kamerun*) 

67 

0,1 

158 

0,2 

79,1 

81,6 

20,9 

18,4 

Marokko*) 

137 

0,3 

180 

0,3 

91,2 

72,2 

8,8 

27,8 

Nigeria*) 

471 

1,0 

293 

0,4 

74,3 

76,4 

25,7 

23,6 

Südafrika*) 

96 

0,2 

94 

0,1 

92,7 

94,7 

13 

5,3 

Tunesien*) 

233 

0,5 

288 

0,4 

80,3 

89,2 

19,7 

10,8 

Zaire*) 

54 

0,1 

161 

0,2 

88,9 

84,5 

lU 

15,5 

Sonstige Staaten*) 

698 

1,4 

1234 

1,8 

86,5 

74,5 

13,5 

25,5 

Insgesamt 

3 387 

7,0 

4120 

5,9 

83,0 

79,4 

17,0 

20,6 


*) Entwicklungsland Quelle: Statistisches Bundesamt {Individualbefragung) 
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Land der Staatsangehörigkeit 

Ausländische Studenten 

Insgesamt 

davon an 

Wissen- 
schaftlichen 
und Kunst- 
hochschulen 

Fach- 

hochschulen 

1976 

1983 

1976 

1983 

1976 

1983 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

% 

% 

% 

% 

Amerika 









Argentinien*) 

162 

0,3 

233 

0,3 

93,8 

94,8 

6.2 

5,2 

Bolivien*) 

150 

0,3 

205 

0,3 

82,0 

69,7 

18,0 

30,3 

Brasilien*) 

360 

0,7 

497 

0,7 

96,9 

95,8 

3,1 

4,2 

Chile*) 

445 

0,9 

516 

0,8 

91,5 

87,0 

8,5 

13,0 

Kanada 

299 

0,6 

394 

0,6 

95,7 

92,6 

4,3 

7,4 

Kolumbien*) 

206 

0,4 

286 

0,4 

79,1 

85,0 

20,9 

15,0 

Mexiko*) 

129 

0,3 

185 

0,3 

96,1 

94,6 

3,9 

5,4 

Nicaragua*) 

29 

0,1 

37 

0,1 

75,9 

86,5 

24,1 

13,5 

Peru*) 

192 

0,4 

348 

0,5 

85,9 

79,3 

14,1 

20,7 

USA 

3 134 

6,4 

3 880 

5,6 

97,1 

94,9 

2,9 

5.1 

Venezuela*) 

120 

0,2 

171 

0,3 

87,5 

66,1 

12,5 

33,9 

Sonstige Staaten*) 

392 

0,8 

610 

0,9 

86,9 

85,1 

13,1 

14,9 

Insgesamt 

5 618 

11,6 

7 177 

10,3 

93,8 

90,7 

6.2 

9,3 

Asien 









Afghanistan*) 

386 

0,8 

654 

0.9 

81.1 

76,0 

18,9 

24,0 

Bangladesch*) 

34 

0,1 

137 

0,2 

6A7 

70,8 

35,3 

29,2 

Ceylon*) 

57 

0,1 

121 

0,2 

87,7 

77,7 

12,3 

22,3 

China (Taiwan) *) 

335 

0,7 

582 

0,8 

96,4 

96,6 

3,6 

3,4 

China (Volksrepublik)*) 

65 

0,1 

723 

1,0 

95,4 

97,8 

4,6 

2,2 

Indien*) 

668 

1,4 

635 

0,9 

87,0 

87,2 

13,0 

12,8 

Indonesien*) 

3 469 

7,1 

2 608 

3,8 

75,5 

67,4 

24,5 

32,6 

Irak*) 

217 

OA 

282 

0.4 

93,1 

88,3 

6,9 

11,7 

Iran*) 

4 003 

8,2 

7 527 

10.8 

70,1 

69,8 

29,9 

30,2 

Israel*) 

397 

0,8 

647 

0,9 

91,2 

93,5 

8,8 

6,5 

Japan 

1 162 

2,4 

1 128 

1,6 

98,5 

98,0 

i,5 

2.0 

Jordanien*) 

614 

1,3 

897 

1,3 

83,7 

90,1 

16,3 

9,9 

Korea (Republik)*) 

658 

lA 

1946 

2,8 

92,7 

97,6 

7.3 

2.4 

Libanon*) 

216 

0,4 

311 

0,5 

88,9 

76,8 

n.i 

23,2 

Pakistan*) 

247 

0.5 

220 

0,3 

79,8 

84,5 

20,2 

15,5 

Syrien*) 

592 

12 

483 

0,7 

77,9 

83,8 

22,1 

16,2 

Thailand*) 

274 

0,6 

265 

0,4 

50,7 

77,7 

49,3 

22,3 

Vietnam*) 

1 101 

2.3 

681 

1,0 

79,9 

74,9 

20,1 

25,1 

Zypern*) 

98 

0.2 

620 

0,9 

83,7 

94,2 

16,3 

5.8 

Sonstige Staaten*) 

299 

0.6 

370 

0,5 

77,9 

83,8 

22,1 

16,2 

Insgesamt 

14 892 

30,6 

20 837 

29,9 

79,2 

79,8 

20,8 

20,2 

Australien und Ozeanien 









Australien 

102 

0.2 

127 

0,2 

98,0 

90,5 

2.0 

9,5 

Sonstige Staaten 

23 

0,0 

37 

0,1 

91,3 

100,0 

8.7 

0.0 

Insgesamt 

125 

0,3 

164 

0,2 

96,8 

92,7 

3.2 

7.3 

Ohne Angabe 









Insgesamt 

1289 

2.7 

1055 

1,5 

82,6 

81,5 

17.4 

18.5 

Alle Staaten 









Insgesamt 

48 599 

100,0 

69 619 

100,0 

83,8 

81,8 

16,2 

18,2 

Männlich 

35 213 

72,5 

48 350 

69,5 

80,2 

78,0 

19.8 

22,0 

Weiblich 

13 386 

27,5 

21 269 

30,5 

93,2 

90,5 

6,8 

9,5 


*) Entwicklungsland Quelle: Statistisches Bundesamt (Individualbefragung) 
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Tabelle III 


Ausländische Studienanfänger nach dem Land der Staatsangehörigkeit und Hochschulart 

in den Studienjahren 1976 und 1983 


Land der Staatsangehörigkeit 

Ausländische Studienanfänger 

Insgesamt 

davon an 

Wissen- 
schaftlichen 
und Kunst- 
hochschulen 

Fach- 

hochschulen 

1976 

1983 

1976 

1983 

1976 

1983 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

% 

% 

% 

% 

Europa 









EG-Staaten zusammen 

2 769 

25,8 

3 934 

26,0 

91,6 

88,5 

8,4 

11,5 

davon 









Belgien 

82 

0,8 

95 

0,6 

91,5 

77,9 

8,5 

22,1 

Dänemark 

58 

0,5 

83 

0,6 

94,8 

97,6 

5,2 

2,4 

Frankreich 

707 

6,6 

835 

5,5 

95,9 

85,4 

4,1 

14,6 

Griechenland*) 

677 

6,3 

897 

5,9 

87,4 

89,3 

12,6 

10,7 

Großbritannien und Nordirland . 

672 

6,3 

1078 

7,1 

98,7 

94,3 

1,3 

5,7 

Irland 

31 

0,3 

54 

0,4 

100,0 

96,3 

— 

3,7 

Italien 

225 

2,1 

416 

2,8 

82,2 

85,6 

17,8 

14,4 

Luxemburg 

91 

0,9 

151 

UO 

96,7 

91,4 

3,3 

8,6 

Niederlande 

226 

2,1 

325 

2,2 

75,2 

77,2 

24,8 

22,8 

Sonstige Staaten zusammen 

2 542 

23,7 

4 256 

28,1 

76,1 

75,2 

23,9 

24,8 

darunter 









Bulgarien 

30 

0,3 

22 

0,2 

90,0 

95,4 

10,0 

4,6 

Finnland 

151 

1,4 

134 

0,9 

94,0 

95,5 

6,0 

4,5 

Island 

26 

0,2 

52 

0,4 

96,1 

92,3 

3,9 

7,7 

Jugoslawien*) 

181 

IJ 

329 

2,2 

87,8 

76,6 

12,2 

23,4 

Norwegen 

126 

1,2 

181 

1,2 

97,6 

98,9 

2,4 

IJ 

Österreich 

428 

4,0 

755 

5,0 

80,4 

82,1 

19,6 

17,9 

Polen 

77 

0,7 

328 

2,2 

83,1 

92,1 

16,9 

7,9 

Portugal*) 

41 

0,4 

75 

0,5 

80,5 

81,3 

19,5 

18,7 

Rumänien 

41 

0,4 

52 

0,4 

92,7 

92,3 

7,3 

7,7 

Schweden 

77 

0,7 

113 

0,8 

97,4 

92,0 

2,6 

8,0 

Schweiz 

258 

2,4 

313 

2,1 

85,3 

82,1 

14,7 

17,9 

Sowjetunion 

11 

0,1 

22 

0,2 

100,0 

81,8 

— 

18,2 

Spanien 

147 

1,4 

263 

1,7 

83,0 

83,3 

17,0 

16,7 

Tschechoslowakei 

110 

1,0 

90 

0,6 

79,1 

85,5 

20,9 

14,5 

Türkei*) 

755 

7,0 

1432 

9,5 

52,3 

54,1 

47,7 

45,3 

Ungarn 

80 

0,8 

58 

0,4 

83,7 

82,7 

16,3 

17,3 

Insgesamt 

5 311 

49,5 

8 190 

54,1 

84,2 

81,6 

15,8 

18,4 

Afrika 









Ägypten*) 

116 

1,1 

128 

0,9 

94,8 

91,4 

5,2 

8,6 

Äthiopien*) 

27 

0,3 

52 

0,4 

59,3 

76,9 

40,7 

23,1 

Algerien*) 

132 

1,2 

23 

0,2 

27,3 

34,8 

72,7 

65,2 

Ghana*) 

41 

0,4 

17 

0,1 

65,8 

70,6 

34,2 

29,4 

Guinea*) 

4 

0,04 

5 

0,04 

75,0 

80,0 

25,0 

20,0 

Kamerun*) 

20 

0,2 

50 

0,3 

95,0 

84,0 

5,0 

16,0 

Marokko*) 

12 

0,1 

20 

0,1 

83,3 

55,0 

16,7 

45,0 

Nigeria*) 

54 

0,5 

20 

0,1 

53,7 

65,0 

46,3 

35,0 

Südafrika*) 

28 

0,3 

16 

0,1 

85,7 

87,5 

14,3 

12,5 

Tunesien*) 

24 

0,2 

67 

0,5 

50,0 

95,5 

50,0 

4,5 

Zaire*) 

15 

0,1 

34 

0,2 

80,0 

70,6 

20,0 

29,4 

Sonstige Staaten*) 

129 

1,2 

223 

1,5 

81,8 

67,3 

18,2 

32,7 

Insgesamt 

602 

5,6 

655 

4,3 

68,1 

76,2 

31,9 

23,8 


*) Entwicklungsland Quelle: Statistisches Bundesamt (Individualbefragung) 
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noch Tabelle III 


Land der Staatsangehörigkeit 

Ausländische Studienanfänger 

Insgesamt 

davon an 

Wissen- 
schaftlichen 
und Kunst- 
hochschulen 

Fach- 

hochschulen 

1976 

1983 

1976 

1983 

1976 

1983 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

% 

% 

% 

% 

Amerika 









Argentinien*) 

43 

0,4 

41 

0,3 

95,3 

92,7 

4,7 

7,3 

Bolivien*) 

28 

0,3 

30 

0,2 

67,9 

53,3 

32,1 

46,7 

Brasilien*) 

97 

0,9 

124 

0,8 

96,9 

94,3 

3,1 

5,7 

Chile*) 

119 

1.1 

94 

0,6 

91,6 

84,0 

8,4 

16,0 

Kanada 

115 

1,1 

147 

1,0 

96,5 

96,6 

3,5 

3,4 

Kolumbien*) 

42 

0,4 

55 

0,4 

71,4 

85,4 

28,6 

14,6 

Mexiko*) 

38 

0,4 

41 

0,3 

97,4 

95,1 

2,6 

4,9 

Nicaragua*) 

6 

0,06 

6 

0,04 

50,0 

66,7 

50,0 

33,3 

Peru*) — 

31 

0,3 

56 

0.4 

80,6 

76,8 

19,4 

23,2 

USA 

1440 

13,4 

1873 

12,4 

98,4 

96,1 

Iß 

3,9 

Venezuela*) 

20 

0,2 

29 

0,2 

75,0 

55,2 

25,0 

44,8 

Sonstige Staaten*) 

76 

0,7 

126 

0,8 

89,5 

84,9 

10,5 

15,1 

Insgesamt 

2 055 

19,2 

2 622 

17,3 

95,7 

93,4 

4,3 

6,6 

Asien 









Afghanistan*) 

58 

0,5 

94 

0,6 

56,9 

75,5 

43,1 

24,5 

Bangladesch*) 

11 

0,1 

29 

0,2 

54,5 

69,0 

45,5 

31,0 

Ceylon*) 

16 

0,2 

18 

0,1 

87,5 

66,7 

12,5 

33,3 

China (Taiwan) *) 

69 

0,6 

97 

0,7 

95,6 

92,8 

4,4 

7,2 

China (Volksrepublik) *) 

22 

0,2 

209 

1,4 

95,4 

97,6 

4,6 

2,4 

Indien*) 

119 

1,1 

100 

0,7 

79,8 

83,0 

20,2 

17,0 

Indonesien*) 

545 

5,1 

281 

1,9 

64,8 

65,8 

35,2 

34,2 

Irak*) 

25 

0,2 

53 

0,4 

92,0 

79,2 

8,0 

20,8 

Iran*) 

679 

6,3 

1 100 

7,3 

53,5 

61,2 

46,5 

38,8 

Israel*) 

76 

0,7 

125 

0,8 

84,2 

92,8 

15,8 

7,2 

Japan 

345 

3,2 

281 

1,9 

99,7 

98,2 

0,3 

1,8 

Jordanien*) 

60 

0,6 

108 

0,7 

80,0 

94,4 

20,0 

5,6 

Korea (Republik) *) 

119 

1,1 

479 

3,2 

93,3 

96,7 

6,7 

3,3 

Libanon*) 

34 

0,3 

45 

0,3 

88,2 

57,8 

11,8 

42,2 

Pakistan*) 

60 

0,6 

29 

0,2 

68,3 

82,7 

31,7 

17,3 

Syrien*) 

51 

0,5 

55 

0,4 

62,7 

78,2 

37,3 

21,8 

Thailand*) 

68 

0,6 

35 

0,2 

36,8 

85,7 

63,2 

14,3 

Vietnam*) 

31 

0,3 

138 

0,9 

87,1 

56,5 

12,9 

43,5 

Zypern*) 

21 

0,2 

127 

0,8 

95,2 

92,1 

4,8 

7,9 

Sonstige Staaten*) 

70 

OJ 

59 

0,4 

67,1 

76,3 

32,9 

23,7 

Insgesamt 

2 479 

23,1 

3 462 

22,9 

71,1 

78,0 

28,9 

22,0 

Australien und Ozeanien 









Australien 

38 

0,4 

44 

0,3 

97,4 

90,9 

2,6 

9,1 

Sonstige Staaten 

10 

0,1 

19 

0,1 

90,0 

100,0 

10,0 

— 

Insgesamt 

48 

0,5 

63 

0,4 

95,8 

93,6 

4,2 

64 

Ohne Angabe 









Insgesamt 

231 

2,2 

178 

1,2 

68,0 

74,1 

32,0 

25,9 

Alle Staaten 









Insgesamt 

10 726 

100,0 

15 130 

100,0 

82,2 

82,5 

17,8 

17,5 

Männlich 

6 765 

631,0 

9 233 

61,0 

75,2 

76,8 

24,8 

23,2 

Weiblich 

3 961 

36,9 

5 897 

39,0 

94,0 

91,3 

6,0 

8J 


*) Entwicklungsland Quelle: Statistisches Bundesamt (Individualbefragung) 
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Tabelle IV 


Ausländische Studienanfänger und Studenten aus Mitgliedstaaten der EG sowie der Türkei 
in den Wintersemestern an den Hochschulen insgesamt 


Land der Staatsangehörigkeit 

Studienanfänger 

Studenten 

WS 

75/76 

WS 

77/78 

WS 

79/80 

WS 

81/82 

WS 

83/84 

WS 

75/76 

WS 

77/78 

WS 

79/80 

WS 

81/82 

WS 

83/84 

Belgien 

77 

84 

82 

99 

77 

392 

412 

450 


487 

Dänemark 

46 

32 

27 

45 

56 

208 

172 

180 


235 

Frankreich 

628 

607 

766 

735 

694 

2 264 

2 186 

2 360 

2 510 

2 415 

Griechenland 

435 

526 

606 

754 

589 

3 395 

3 986 

4 721 

5 759 

6 562 

Großbritannien und Nordirland 

434 

456 

469 

640 

705 

1034 

1 126 

1222 

1600 

1757 

Irland 

18 

21 

28 

43 

51 

54 

72 

90 

111 

132 

Italien 

156 

169 

210 

277 

343 

817 

918 

1051 

1284 

1 580 

Luxemburg 

88 

87 

108 

152 

174 

654 

623 

627 

750 

810 

Niederlande 

205 

219 

243 

292 

277 

1 327 

1298 

1334 

1507 

1685 

Insgesamt 

2 087 

2 201 

2 542 

3 037 

2 966 

10 145 

10 793 

12 035 

14 214 

15 663 

Neue Mitglieder ab 1986: 











Portugal 

19 

34 

53 

61 

60 

135 

147 

215 

275 

327 

Spanien 

95 

122 

128 

173 

208 

504 

591 

714 

933 

1 190 

nachrichtlich: 











Türkei 

492 

604 

844 

1237 

1099 

4 208 

4 754 

5 653 

7 588 

8 783 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle V 


Zulassung^) ausländischer Studienbewerber in ausgewählten zulassungsbeschränkten Studiengängen 
(Medizin, ^hnmedizin, Tiermedizin, Pharmazie, Psychologie) in den Wintersemestern 1981/82 bis 1985/86 


Wintersemester 

Insge- 

samt 

darun- 
ter 2) 
mit dt 
Hoch- 
schul- 
zu- 

gangs- 

berech- 

tigung 

(HZB) 

Europ. 
Län- 
der 3) 

darun- 
ter mit 
dt 
HZB 

EG 

darun- 
ter mit 
dt 
HZB 

darun- 

ter 

Grie- 

chen- 

land 

darun- 
ter mit 
dt 
HZB 

darun- 

ter 

Frank- 

reich 

darun- 
ter mit 
dt 
HZB 

— 

darun- 

ter 

Groß- 

britan- 

nien 

darun- 
ter mit 
dt 
HZB 

darun- 
ter Ita- 
lien 

darun- 
ter mit 
dt 
HZB 

1981/82 

802 


507 


172 


98 


13 


10 


17 


darunter 















Medizin 

423 


271 


74 


53 


— 


3 


6 


Zahnmedizin 

61 

■ 


H 

11 


10 

■ 

1 


— 


— 

B 

1982/83 

777 

m 

451 

m 

135 


61 


B 

m 

9 

m 

15 

■ 

darunter 









B 






Medizin 



239 


62 


33 


B 


3 


7 


Zahnmedizin 


m 


m 

10 


3 

■ 

H 

m 

1 

B 

1 

B 

1983/84 

765 

m 

471 


155 

m 

87 


14 

m 

14 

ll 

16 

m 

darunter 















Medizin 

404 


249 


68 


39 


8 


3 


6 


Zahnmedizin 

62 

Hl 


■ 

12 

■ 

7 

■ 

— 

m 

2 

B 

1 

B 

1984/85 


m 

470 

m 

174 

m 

90 

n 

8 

m 

14 


19 


darunter 















Medizin 



238 




mm 


2 


5 


7 


Zahnmedizin 


m 

32 

m 


■ 

n 

■ 

1 

B 

1 


2 


1985/864) 


301 

432 

145 

145 

73 

D 


B 

B 

12 

8 

11 

11 

darunter 







H 


■1 

■■ 





Medizin 


|g| 

209 

74 







2 

2 

4 

4 

Zahnmedizin 


H 

28 

8 



H 

Bl 

II 


— 

— 

— 

— 


Quelle: Koordinierungsausschuß Ausländerzulassung WRK/DAAD 

Die Zahlen beziehen sich auf die Endergebnisse der Koordinierungsverfahren; Zahlen über die tatsächlich erfolgten 
Einschreibungen liegen nicht vor. 

Erst seit SS 1985 ermittelt. 

Einschließlich Portugal, Spanien, Türkei. 

Die Universität Marburg hat im WS 1985/86 nicht am Koordinierungsverfahren teilgenommen, dadurch sind die Zah- 
len für das WS 1985/86 insgesamt niedriger. 
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Tabelle via 


Ausländische Studienanfänger in den Studienjahren 1981 und 1983 
nach Art des Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung und Hochschulart 



Ausländische Studienanfänger 




1983 






davon an 

Art der Hochschul- 
zugangsberechtigung 

1981 

insgesamt 

Universitäten 
einschl. PH 
und Theol. 
Hochschulen 

Gesamt- 

hoch- 

schulen 

Kunsthoch- 

schulen 

Fachhoch- 

schulen 


Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

An- 

zahl 

% 

An- 

zahl 

% 

Anzahl 

% 

Gymnasium 

2 274 

15,1 

2 347 

15,5 

1738 

74,1 

124 

5,3 

86 

3,7 

399 

17,0 

Gesamtschule 

71 

0,5 

106 

0,7 

83 

78,3 

4 

3,8 

4 

3,8 

15 

14,2 

Fachgymnasium 

258 

1,7 

244 

1,6 

159 

65,2 

12 

4,9 

7 

2,9 

66 

27,1 

Abendgymnasium 



88 

0,6 

59 

67,1 

12 

13,6 

— 

— 

17 

19,3 

Kolleg (außer Studienkolleg) 

170 

1,1 

104 

0,7 

44 

42,3 

4 

3,9 

1 

1,0 

55 

52,9 

Fachoberschule 

769 

5,1 

888 

5,9 

6 

0,7 

117 

13,2 

3 

0,3 

762 

85,8 

Fachschule, Berufs- 
fachschule, Fachakademie . . 

58 

0,4 

59 

0,4 

2 

3,4 

10 

17,0 





47 

79,7 

Begabtenprüfung 

73 

0,5 

69 

0,5 

30 

43,5 

— 

— 

28 

40,6 

11 

16,0 

Grundstudium 

an einer Fachhochschule . . . 

30 

0,2 

6 

0,04 

3 

50,0 





2 

33,3 

1 

16,7 

Abschluß 

an einer Fachhochschule . . . 


_ 

27 

0,2 

17 

63,0 



_ 

3 

11,1 

7 

25,9 

HZB ohne formale 
Hochschulreife 

235 

1,5 

148 

1,0 

12 

8,1 

5 

3,4 

124 

83,8 

7 

4,7 

Sonstige 

Studienberechtigung 

961 

6,4 

974 

6,4 

348 

35,7 

111 

11,4 

33 

3,4 

482 

49,5 

Zusammen 

4 899 

32,5 

5 060 

33,5 

2 501 

49,4 

399 

7,9 

291 

5,8 

1 869 

36,9 

Erwerb der HZB außerhalb 
des Bundesgebietes 

9 222 

61,1 

9 409 

62,2 

8 019 

85,2 

444 

4,7 

227 

2,4 

719 

7,7 

ohne Angabe 

968 

6,4 

661 


528 

79,9 

50 

7,6 

22 

3,3 

61 

9,2 

Insgesamt 

15 089 

100,0 

15 130 

100,0 

11 048 

73,0 

893 

5,9 

540 

3,6 

2 649 

17,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt (Individualbefragung) 
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Tabelle VIb 


Ausländische Studenten nach Land der Staatsangehörigkeit und Land 
des ständigen Wohnsitzes im Wintersemester 1983/S4 mit Vergleichsdaten 
für die Wintersemester 1977/78 bis 1980/81 


Land der 

Staatsangehörigkeit 

Ausländische Studenten 

Insgesamt 

davon mit ständigem Wohnsitz im 

Ausland 

Bundesgebiet 

insgesamt 

darunter im 
Land der 
Staats- 
angehörigkeit 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Europa 






EG-Staaten zusammen 

15 663 

9 287 

96,0 

6 376 

40,7 

Belgien 

487 

275 

96,4 

212 

43,5 

Dänemark 

235 

110 

91,8 

125 

53,2 

Frankreich 

2 415 

1557 

94,6 

858 

35,5 

Griechenland 

6 562 

4 578 

99,0 

1 984 

30,2 

Großbritannien 






und Nordirland 

1757 

971 

87,8 

786 

44,7 

Irland 

132 

81 

92,6 

51 

38,6 

Italien 

1580 

659 

93,6 

921 

58,3 

Luxemburg 

810 

707 

98,4 

103 

12,7 

Niederlande 

1 685 

349 

87,1 

1336 

79,3 

Sonstige europäische Staaten 






zusammen 

20 603 

10 275 

97,3 

10 328 

50,1 

Bulgarien 

102 

36 

91,7 

66 

64,7 

Finnland 

697 

508 

98,8 

189 

27,1 

Island 

169 

151 

96,7 

18 

10,7 

Jugoslawien 

1 519 

570 

98,8 

949 

62,5 

Norwegen 

690 

609 

98,5 

81 

11,7 

Österreich 

3 277 

973 

94,8 

2 304 

70,3 

Polen — 

994 

482 

97,5 

512 

51,5 

Portugal 

327 

150 

97,3 

177 

54,1 

Rumänien 

222 

43 

97,7 

179 

80,6 

Schweden 

459 

278 

97,5 

181 

39,4 

Schweiz 

1 199 

670 

95,2 

529 

44,1 

Sowjetunion 

69 

12 

91,7 

57 

82,6 

Spanien 

1 190 

393 

96,7 

797 

67,0 

Tschechoslowakei 

552 

67 

82,1 

485 

87,9 

Türkei 

8 783 

5 247 

98,2 

3 536 

40,3 

Ungarn 

320 

71 

87,3 

249 

77,8 

Sonstige Staaten 

34 

15 

73,3 

19 

55,9 

Insgesamt 

36 266 

19 562 

96,7 

16 704 

46,1 

Afrika 






Ägypten 

744 

591 

98,5 

153 

20,6 

Algerien 

431 

358 

98,6 

73 

16,9 

Äthiopien 

264 

136 

97,1 

128 

48,5 

Ghana 

247 

200 

99,0 

47 

19,0 

Marokko 

180 

125 

99,2 

55 

30,6 

Nigeria 

293 

234 

99,1 

59 

20,1 

Tunesien 

288 

237 

99,6 

51 

17,7 

Sonstige Staaten 

1 673 

1299 

96,2 

374 

22,4 

Insgesamt 

4 120 

3180 

97,7 

940 

22,8 
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noch Tabelle VI b 



Ausländische Studenten 



davon mit ständigem Wohnsitz ^) im 

Land der 

Staatsangehörigkeit 


Ausland 

Bundesgebiet 

Insgesamt 

insgesamt 

darunter im 
Land der 
Staats- 
angehörigkeit 

Anzahl 

% 


Anzahl 

% 



Amerika 






Argentinien 

233 

157 

96,8 

76 

32,6 

Bolivien 

205 

161 

94,4 

44 

21,5 

Brasilien 

497 


98,2 

109 

21,9 

Chile 

516 

259 

98,1 

257 

49,8 

Kanada 

394 

221 

91,9 

173 

43,9 

Kolumbien 

286 



66 

23,1 

Mexiko 

185 

138 

98,6 

47 

25,4 

Peru 

348 

264 

98,1 

84 

24,1 

Venezuela 

171 

123 

98,4 

48 

28,1 

USA 

3 880 

2 356 

97,4 

1 524 

39,3 

Sonstige Staaten 

462 

337 


125 

27,1 

Insgesamt 

7 177 

4 624 

96,9 

2 553 

35,6 

Asien 






Afghanistan 

654 

454 

98,7 

200 

30,6 

China (Taiwan) 

582 

498 

95,4 

84 

14,4 

China (Volksrepublik) 

723 


96,8 

100 

13,8 

Indien 

635 

489 

98,6 

146 

23,0 

Indonesien 

2 608 

2 229 

97,8 

379 

14,5 

Irak 

282 

217 

95,9 

65 

23,1 

Iran 

7 527 

5 965 

98,1 

1 562 

20,8 

Israel 

647 

478 

99,4 

169 

26,1 

Japan 

1 128 


99,7 

138 

12,2 

Jordanien 

897 

745 


152 

16,9 

Korea (Republik) 

1 946 

1611 

97,4 

335 

17,2 

Libanon 

311 

247 

95,1 

64 

20,6 

Pakistan 

220 


96,3 

30 

13,6 

Syrien 

483 

375 

97,9 

108 

22,4 

Thailand 

265 

226 

96,9 

39 

14,7 

Vietnam 

681 

289 

95,5 

392 

57,6 

Zypern 

620 

548 

98,4 

72 

11,6 

Sonstige Staaten i . . 

628 

502 


126 

20,1 

Insgesamt 

20 837 

16 676 

97,1 

4 161 

20,0 

Australien und Ozeanien 

164 

96 


68 

41,5 

Insgesamt^) 

69 619 

44 328 

96,7 

25 291 

36,3 

alle Staaten 

Insgesamt 1977 

48 808 


97,1 

13 180 

26,5 

1978 

52 173 

37 539 

97,1 

14 634 

28,0 

1979 

53 486 


97,1 

15 449 

28,9 

1980 

57 713 



17 630 

30,6 

1981 

62 464 

42 450 

97,0 

20 014 

32,0 


Nicht studienbedingtes Aufenthaltsland 
2) Einschließlich „Staatenlos“, „Ungeklärt“ und „Ohne Angabe“ 
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Tabelle Vlla 


Entwicklung der Teilnehmerzahlen an den Studienkollegs an den wissenschaftlichen Hochschulen nach 

Herkunftsländern 

(nur zweisemestriges Studienkolleg — ohne andere Kurse) 


Herkunftsland 

SS 1983 

WS 1983/84 

SS 1984 


SS 1985 

n 

■■ 

n 

■■ 

n 

% 

n 

% 

n 

% 

Griechenland 

158 

n 

117 

5 

138 

7 



132 

6 

Türkei 

233 

WM 

172 

8 

85 

4 



39 

2 

Iran 

579 

25 

461 

21 

370 

20 


21 

557 

26 

Indonesien 

321 

14 

258 

12 

172 

9 


8 

177 

8 

Zwischensumme 

1291 

56 

1008 

46 

765 

40 

860 

41 

905 

42 

Übriges Europa 

139 

6 

188 

9 

197 

10 

197 

9 

193 

9 

Naher Osten (Asien) 

335 

14 

308 

14 

267 

14 

323 

15 

357 

17 

Afghanistan 

84 

4 

99 

5 

115 

6 

119 

6 

74 

4 

Übriges Asien 

152 

1 

200 

9 

203 

11 

186 

9 

131 

6 

Afrika 

184 

8 

201 

9 

211 

11 

255 

12 

261 

13 

Lateinamerika 

135 

6 

161 

7 

127 

7 

139 

7 

157 

8 

Sonstige 

11 

0,5 

6 

0,3 

12 

0,6 

9 

0,4 

33 

1,6 

Summe 

2 331 

2 171 

1883 

(2 088)1) 

2 029 

(2 111)1) 

2 040 


Bei der Nationalitätenverteilung wurden 59 bzw. 71 Studenten aus Vorkursen miterfaßt 
Quelle: Halbjahresberichte der Studienkollegs 


42 

















Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5171 


Tabelle Vllb 


Entwicklung der Zahl der Anfragen» der Zulassungen und der Teilnehmer an der Aufnahmeprüfung sowie 
der zum Studienkolleg zugelassenen Bewerber an ausgewählten Studienkollegs für Fachhochschulen in 

Coburg» Gießen» Hannover» Köln und Konstanz 


Anfragen 

Coburg^) 

Gießen 2) 

Hannover^) 

Köln«) 

Konstanz®) 

Gesamt 


■ 


■ 

2 348 


2 296 



— 


3 073 


13 157 



■ 


3 142 



1678 



— 



3 212 


12 749 




■ 


1969 



1046 



— 



1869 



7 370 



2 710 



1 144 



673 



— 



1434 



5 961 



3 152 



930 



644 



— 



1015 



5 741 

Zulassungen 

1980 


444 



593 



83 



— 



553 



1673 


1981 


546 



574 



147 



— 



432 



1699 


1982 


211 



155 



115 



128 



209 



818 


1983 


399 



152 



112 



254 



148 



1065 


1984 


387 



231 



105 



286 



280 



1289 


Aufnahmeprüfung 


ge 

te 

ag 

ge 

te 

ag 

ge 

te 

ag 

ge 


ag 

ge 

te 

ag 

ge 

te 

ag 

1980 

295 

251 

96 

700 

642 

123 

— 

— 

47 

— 


— 

336 

300 

82 

13311193 348 

1981 

494 

378 

80 

871 

617 

136 

— 

— 

78 

— 

— 

— 

190 

149 

79 

15551144 373 

1982 

214 

163 

64 

382 

226 

82 

— 

— 

74 

219 

163 

129 

53 

49 

34 

898 

481 374 

1983 

236 

170 

49 

79 

68 

62 

— 

— 

52 

174 

134 

91 

34 

34 

34 

523 

306 288 

1984 

314 

194 

77 

72 

72 

72 

— 

— 

65 

138 

108 

80 

49 

49 

49 

573 

423 343 


Studienkolleg Coburg 

Stipendiaten der Carl-Duisberg-Gesellschaft und der Universität der Bundeswehr München von der Aufnahmeprü- 
fung befreit 

2) Studienkolleg Gießen 

ohne die Kollegiaten der ehemaligen Fachhochschule des Heeres Darmstadt; ab Wintersemester 1983/84 aus kapazi- 
tären Gründen keine Aufnahmeprüfung, sondern lediglich ein Aufnahmetest 
Studienkolleg Hannover 

es wird dort ein Aufnahmetest durchgeführt; Voraussetzung: Hochschulzugangsberechtigung und Zertifikat „Deutsch 
als Fremdsprache“ 

Studienkolleg Köln 

Aufnahme des Studienbetriebes ab Wintersemester 1982/83; die übrigen Daten konnten aus arbeitstechnischen Grün- 
den nicht erhoben werden 
Studienkolleg Konstanz 

aus kapazitären Gründen wurde ab Sommer semester 1983 keine Aufnahmeprüfung durchgeführt 
g® = gemeldet 
te = teilgenommen 
ag = aufgenommen 

Quelle: Untersuchung im Auftrag des BMBW 
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Tabelle VIIc 


Entwicklung der Kapazitätsauslastung ausgewählter Studienkollegs für Fachhochschulen 
in Coburg, Gießen, Hannover, Köln und Konstanz 
(WS 1980/81 — SS 1985) 


Semester 

Coburg 

Gießen 

Kapazität 

Teil- 

nehmer 

% 

Kapazität 

Teil- 

nehmer 

% 

WS 1980/81 

100 

90 

■1 

80 

112 

140,0 

SS 1981 

100 

91 

BB 

80 

132 

165,0 

WS 1981/82 

100 

96 

mmm 

80 

141 

176,3 

SS 1982 

100 

90 

mBM 

80 

133 

166,3 

WS 1982/83 

100 

91 

91,0 

80 

104 

130,0 

SS 1983 

100 

91 

91fi 

80 

74 

92,5 

WS 1983/84 

100 

94 

94,0 

80 

64 

80,0 

SS 1984 

100 

90 

90,0 

80 

65 

81,2 

WS 1984/85 

100 

90 

90,0 

80 

58 

72,5 

SS 1985 

100 

80 

80,0 

80 

73 

91,2 


Quelle: Untersuchung im Auftrag des BMBW 
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Tabelle VIIc 


Hannover 

Köln 

Konstanz 

Gesamt 

Kapazität 

Teil- 

nehmer 



Teil- 

nehmer 

% 

Kapazität 

Teil- 

nehmer 

% 

Kapazität 

Teil- 

nehmer 

% 

66 

44 

66,6 

— 

— 



90 

108 

120,0 

336 

354 

105,4 

66 

63 

96,4 

— 

— 

— 

90 

108 

120,0 

336 

394 

117,3 

66 

68 

103,0 

— 

— 

— 

90 

93 

103,0 

336 


118,5 

66 

74 

112,1 

— 

— 

— 

90 

83 

92,2 

336 


113,1 

66 


106,0 


89 

74,2 

90 

58 

64,4 

456 

412 

90,4 

66 


104,5 


124 

103,3 

90 

35 

38,9 

456 

393 

86,2 

66 

55 

83,3 

120 

109 

90,8 

90 

31 

34,4 

456 

353 

77,4 

66 

61 

92,4 


94 

78,3 

90 

46 

51,1 

456 


78,1 

66 


101,5 

120 

84 

70,0 

90 

47 

52,2 

456 

346 

75,9 

66 

61 

92,4 


101 

84,1 

90 

43 

47,7 

456 

358 

78,5 
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Tabelle VIII 


Ausländische Schüler an den Gymnasien im Bundesgebiet nach Staatsangehörigkeit 


Land der Staatsangehörigkeit 

Ausländische Schüler an Gymnasien 

1980 

1982 

1983 

1984 



Anzahl 


EG-Staaten 

11 117 

13 366 

14 110 

14 409 

davon 





Italien 

2 956 

3 483 

3 562 

3 532 

Griechenland 

3 740 

5 039 

5 539 

5 749 

übrige EG 

4 421 

4 844 

5 009 

5 131 

Sonstige Europ. Staaten 

20 895 

26 489 

28 930 

30 725 

davon 





Jugoslawien 

4 014 

5 611 

6 504 

7 488 

Portugal 

692 

864 

939 

887 

Spanien 

1902 

2 217 

2 320 

2 231 

Türkei 

6 195 

9 398 

10 796 

11653 

Übrige 

8 092 

8 399 

8 371 

8 466 

Sonstige Staaten 

8 040 

8 570 

8 914 

9 616 

Insgesamt 

40 052 

48 425 

51 954 

54 750 


Prozent aller Schüler an Gymnasien 

EG-Staaten 

0,5 

0,7 

0,7 

0,8 

davon 





Italien 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

Griechenland 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

übrige EG 

0,2 

0,2 

0,2 

0,3 

Sonstige Europ. Staaten 

1,0 

1.3 

1,5 

1,7 

davon 





Jugoslawien 

0,2 

0,3 

0,3 

0,4 

Portugal 

0,03 

0,04 

0,1 

0.1 

Spanien 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

Türkei 

0,3 

0,5 

0,6 

0,6 

Übrige 

0,4 

0,4 

0,4 

0,5 

Sonstige Staaten 

0,4 

0,4 

0,5 

0,5 

Insgesamt 

1,9 

2,4 

2,7 

3,0 
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Tabelle IX 





Vollstudien 

Kurz- 

studien- 

aufenthalte 

Zahl der von Mittlerorganisationen der auswär- 
tigen Kulturpolitik geförderten ausländischen 
Studenten/jungen Wissenschaftler nach Ländern 
im Jahr 1985 

Israel 

Italien 

Jamaika 

Japan 

31 

6 

11 

14 

92 

3 

77 

Ägypten 

Vollstudien 

13 

Kurz- 

studien- 

aufenthalte 

128 


Jemen, Demokr. VR 

Jemen AR 

Jordanien 

.Ti 1 Cf nsl awi pn 

2 

46 

1 

11 

30 

1 

1 

4 

41 

53 

21 

12 

44 

Äthiopien 

43 

32 


Kampriin 

Afghanistan 

125 

18 


Kanada 

Algerien 

3 

15 


Kan VprHp 

2 


Andorra 


1 


Kpnif^ 

6 

30 1 

5 

116 

38 

1 

Angola 

44 

1 


KnliimViiPn 

Argentinien 

13 

51 


Kongo 

Australien 

— i 

31 


Korea 

75 

59 

Bangladesch 

10 1 

14 


TiPsotho 


1 

Belgien 

— 

22 


T iihannn 

10 

2 

9 

. Benin 

6 1 

5 


TiiVipria 


Birma 

1 

6 


Luxemburg 


10 

Bolivien 

8 

18 


Madagaskar 

5 

12 

Botswana 

1 

— 


Malawi 

— 

2 

Brasilien 

21 

147 


Malaysia 

1 

7 

Bulgarien 

— 

28 


Mali 

33 

2 

134 

8 

Burundi 

7 

4 


Marokko 

Burkina Faso 

4 

8 


Mauretanien 

. — 

2 

Chile 

17 

66 


Mauritius 

3 

2 

China (VR) 

132 

126 


Mexiko 

2 

65 

Costa Rica 

2 

11 


Mosambik 

1 

— 

Dänemark 

— 

20 


Namibia 

7 

— 

Dominik an. Republik 

2 

2 


Nepal 

1 

14 

Dschibuti 

— 

1 


Neuseeland 

— 

13 

Ecuador 

2 

6 


Nicaragua 

1 

13 

Elfenbeinküste 

2 

9 


Niederlande 

— 

15 

El Salvador 

2 

1 


Nigeria 

14 

22 

Finnland 

1 

32 


Niger 

— 

2 

Frankreich 

2 

158 


Norwegen 

— 

17 

Gambia 

— 

1 


Österreich 

3 

25 

Ghana 

23 

20 


Oman 

1 

— 

Griechenland 

42 

118 


Pakistan 

2 

14 

Guatemala 

4 

6 


Panama 

4 

2 

Guinea 

23 

3 


Paraguay 

7 

4 

Guinea-Bissau 

1 

— 


Peru 

28 

25 

Großbritannien 

— 

122 


Philippinen 

9 

27 

Haiti 

1 

6 


Polen 

31 

106 

Honduras 

5 

2 


Portugal 

7 

47 

Hongkong 

1 

4 


Ruanda 

8 

19 

Indien 

21 

76 


Rumänien 

— 

6 

Indonesien 

22 

64 


Sambia 

— 

7 

Irak 

7 

10 


Samoa 

— 

5 

Iran 

35 

64 


Schweden 

— 

12 

Irland 

— 

26 


Schweiz 

— 

13 

Island 

— 

6 


Senegal 

, 17 

17 
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Vollstudien 

Kurz- 

studien- 

aufenthalte 

Sierra Leone 

8 

15 

Simbabwe 

33 

12 

Singapur 

— 

5 

Somalia 

20 

— 

Spanien 

8 

69 

Sri Lanka 

7 

10 

Südafrika 

9 

10 

Sudan 

4 

56 

Syrien 

12 

19 

Taiwan 

11 

29 

Tansania 

13 

41 

Thailand 

4 

91 

Togo 

13 

14 

Tonga 

— 

7 

Trinidad u. Tobago 

— 

1 



Vollstudien 

Kurz- 

studien- 

aufenthalte 

Tschad 

13 

4 

Tschechoslowakei 

— 

8 

Türkei 

47 

87 

Tunesien 

4 

10 

UdSSR 

— 

22 

Uganda 

16 

59 

Ungarn 

1 ! 

36 

Uruguay 

5 

2 

USA 

17 

455 

Vatikanstadt ■ 

— 

1 

Venezuela 

1 

6 

Vietnam SR 

— 

9 

Zaire 

24 

13 

Zentralafrikan. Republik . 

5 

4 

Zypern 

1 

15 


Tabelle X 

Zahl der von den Begabtenfördeningswerken 
geförderten ausländischen Studierenden 
nach Nationalitäten im Jahre 1985 


Land 

Zahl 

Äthiopien 

1 

Afghanistan 

4 

Angola 

1 

Chile 

16 

China 

1 

CSSR 

1 

Dänemark 

1 

Frankreich 

1 

Griechenland 

6 

Indien 

2 

Italien 

6 

Jugoslawien 

5 

Niederlande 

2 

Nigeria 

2 

Österreich 

2 

Polen 

6 

Portugal 

1 

Rumänien 

6 

Simbabwe 

1 

Spanien 

6 

Türkei 

29 

Ungarn 

1 

USA 

1 

Vietnam 1 

2 

Zaire 

1 
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